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1.  Einleitung

Es besteht kein Zweifel: Der Einsatz
der Gentechnologie in der Land
wirtschaft und der Lebensmittel-

verarbeitung1  befindet sich auf dem Vor-
marsch. Nachdem 1996 in den USA der
erste Hektar gentechnisch veränderter
Pflanzen für den kommerziellen Gebrauch
angebaut wurde, sind es im Jahr 2003
weltweit bereits über 60 Millionen Hekt-
ar2 . Und auch in Europa wird mit dem
Fall des Anbau- und Vermarktungs-
Moratoriums der Anbau kommerziell ge-
nutzter GVO beginnen, auch wenn das
Ausmaß derzeit nicht abzuschätzen ist.
Letzteres hängt in erster Linie von den
Vermarktungsmöglichkeiten ab. Das be-
deutet, bei einem Verbraucherboykott
und bei fehlenden Exportchancen würden
die europäischen Landwirte keine GVO
anbauen, andersherum drohen uns in
Europa „amerikanische Verhältnisse“.

Bei der Akzeptanzbeschaffung bedien-
ten sich die Gentechnikbefürworter in der
Vergangenheit verschiedener Verspre-
chungen. Die Strategien unterschieden
sich – je nach Widerstand – zum Teil er-
heblich zwischen den Kontinenten und
auch zwischen einzelnen Staaten. Da zum
Beispiel in Europa die für die politischen
Entscheidungen so wichtigen Verbrauche-
rinnen und Verbraucher wenig Begeiste-
rung für die in Aussicht gestellten agro-
technischen Vorteile des Gentechnik-Ein-
satzes zeigten, mussten „zugkräftigere“
Argumente her. Weil  Europa gesättigte
Märkte und Verbraucher hat, ist die Not-
wendigkeit für die Gentechnik nicht ein-
sichtig.  Aber der Hunger in der Welt und
seine Bekämpfung mittels einer neuen
Agrar- und Lebensmitteltechnologie ist
die willkommene humanitäre Begrün-
dung, derer sich die Befürworter der Gen-

technik gerne und verstärkt bedienten. So
brachte Peter Harry Carstensen, CDU-
Abgeordneter des Deutschen Bundesta-
ges und langjähriger Ausschuss-
vorsitzender des Agrarausschusses, das
Argument bei der Bundestagsaussprache
im Oktober 2003 zu dem Thema auf den
Punkt.  Er vertrat die Ansicht, dass die
Gentechnologie ein sehr wirksamer An-
satzpunkt sei, um den gordischen Knoten
des Hungers zu zerschlagen.  Er warf der
Bundesregierung vor, sie werde ihrer in-
ternationalen Verantwortung nicht gerecht
und verhalte sich global betrachtet ver-
antwortungslos, weil sie die „Grüne“ Gen-
technik nicht genügend fördere.

Innerhalb der Polarisierung der Debat-
te um den Einsatz der Gentechnik in der
Landwirtschaft, vor allem zwischen den
Hauptanbauländern USA, Kanada, Ar-
gentinien und China auf der einen und
der Europäischen Union auf der anderen
Seite, spielen die Gentechnik-Gesetze und
damit im Zusammenhang stehende An-
bau- und Vermarktungs-Moratorien eine

 1 In der gentechnikkritischen Szene wächst der
Widerstand gegen den Begriff „Grüne Gen-
technik“ (semantischer Betrug?), da „Grün“ im
allgemeinen als Synonym für Naturverträg-
lichkeit, Zukunftsfähigkeit,... steht. Als Alterna-
tive wird im Schrifttum des öfteren die Bezeich-
nung „Agrargentechnologie“ genutzt.

 2 GVO-Anbau-Flächen  2003:
USA 42,8 Mio ha, Argentinien 13,9 Mio ha,
Kananda 4,4 Mio ha, Brasilien 3,0 Mio ha,
China 2,8 Mio ha, Südafrika 0,4 Mio ha, zwölf
weitere Länder bauen GVO an
Wichtigste GVO-Pflanzen 2003: Soja 61%,
Mais 23%, Baumwolle 11%, Raps 5%
(Quelle: ISAAA-Bericht, www.transgen.de/pdf/
dokumente/ISAAA2003.pdf)

Einleitung
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3 eine Übersicht über die Moratorien in den
Ländern und Regionen der Erde gibt es unter:
www.genet-info.org (GE-free Zones)

entscheidende Rolle. Großzügige Rege-
lungen befördern dabei den Einsatz der
Gentechnik, fehlende Gesetze haben –
soweit dies nicht zu entsprechenden Mo-
ratorien geführt hat – im Prinzip den glei-
chen Effekt. Das in der EU 1998 verhängte
Anbau- und Vermarktungsmoratorium
wurde mit dem Fehlen von umfassenden
Gentechnikgesetzen begründet. Dieses
Vorgehen fand eine Reihe von Nachah-
mern, vorrangig aus Furcht vor schwin-
denden Marktchancen, aber auch aus
prinzipiellen Gründen der Vorsorge.3

Noch im Jahr 1986 haben die entwickel-
ten Staaten bei dem OECD-Rat auf der
Grundlage eines Expertenkonsens be-
schlossen, „dass es keine wissenschaftli-
che Grundlage dafür gibt, eine spezielle
Gesetzgebung zu erlassen zur Regelung
der Nutzung von rekombinierten DNR-Or-
ganismen.“  Der Konsens, doch spezielle
Gesetze und Behörden zur GVO-Regulie-
rung einzusetzen, hat sich erst 10 Jahre
später zunehmend durchgesetzt.

Damit wird klar, welche große Bedeu-
tung die im Jahr 2003 in der EU verab-
schiedeten Gentechnik-Gesetze auch
weltweit haben. Der zu erwartende Fall
der Moratoriums in der EU hätte nicht nur
Auswirkungen auf die Länder, für die Eu-
ropa eine Art Vorreiter und damit Vorbild
darstellt. Eine weitere, möglicherweise
wesentlichere Konsequenz wäre die Öff-
nung des europäischen Marktes für gen-
technisch veränderte Produkte aus der
ganzen Welt. Oder auch die Schließung
von Marktzugängen, weil unter Ent-
wicklungsländerbedingungen die high-
tec Ansätze eines angeblichen  sicheren
und wahlfreien Einsatzes, wie Koexistenz,
Kennzeichnung, Trennung oder Rück-
verfolgbarkeit überhaupt nicht machbar
sind.  Schließlich werden auch gen-
technisch veränderte Technologien, Saat-

gut und Lebensmittel von unserem Ge-
biet aus exportiert, womöglich solche In-
novationen, die hier auf Grund ihrer Un-
sicherheit nie eine Zulassung erhalten
würden.

Bezügliche des internationalen Rechts-
rahmens stellt die FAO fest, dass es kein
unfassendes Rechtsinstrument zur Regu-
lierung von GVO gibt. Mindestens 15
Rechtsakte haben ihren völkerrechtlichen
Bezug zum Thema, aber alle behandeln
nur einen speziellen Aspekt.  Trotzdem übt
der internationale Rechtsrahmen Einfluss
auf die nationale Gesetzesgestaltung
aus, vor allem in den Entwicklungslän-
dern.

Bisher sind alle GVO-Kulturen noch
stark exportlastig, wie z.B. Mais, Soja und
Baumwolle.  Die Frage der Regulierung
im nationalen und internationalen Rah-
men hat einen großen Einfluss auf den
internationalen Agrarhandel.  Die beste-
henden Gesetze in den Ländern, vor al-
lem im Vergleich EU und USA, weichen
stark voneinander ab.  Dadurch wird der
internationale  Handel erschwert.  Es ist
nur eine Frage der Zeit, bis die Globali-
sierung hier eine Harmonisierung er-
zwingt.  Die Frage dabei ist, ob das mul-
tilateral fair miteinander ausgehandelt
wird, oder ob die Supermächte sich mit
ihrem Handelspotential sowohl als
Hauptimporteure für Nahrungsmittel als
auch als Hauptexporteure, einfach versu-
chen werden, sich durchzusetzen. Die Ent-
wicklungsländer sind mit ihren Agrarex-
porten von den USA und der EU abhän-
gig und müssen sich deshalb notgedrun-
gen mit ihren Agrarexporten an die na-
tionalen Vorschriften der Importländer
halten. Gleichzeitig sind diese beiden
Agrarsupermächte aber auch die wich-
tigsten Exporteure von Agrartechnologien
und Patentrechtsinhaber. Auch in Bezug
auf deren GVO-Exportpolitik sind die
Entwicklungsländer stark abhängig, ob-
wohl sie hier eher eigene Akzente setzen
können. Wegen  dieser Abhängigkeit ha-
ben die Entwicklungsländer automatisch

Einleitung
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ein größeres Interesse an internationalen
Regelungen, die auch multilateral umge-
setzt werden, um nicht zwischen den Su-
permächten zerrieben zu werden.  Je ein-
heitlicher die internationalen Rechts-
standards, desto mehr können sich die
Entwicklungsländer auch auf die
Zulassungsbedingen in den Ländern der
Erstzulassung einlassen und sparen sich
so einen Teil des großen Aufwands eige-
ner Zulassungsinfrastruktur (Labors, wis-
senschaftliche Kapazitäten, Zulassungs-
verfahren).

So oder so werden die Gentechnik-
Gesetze der Europäischen Union Impli-
kationen vor allem auf die Entwicklungs-
und Schwellenländer haben. Die Spanne
der Möglichkeiten reicht von

1.) unserer Totalverweigerung, aber die
meisten Entwicklungsländer wollen
die Technik,

2.) unserer Totalverweigerung, und die
meisten EL schließen sich der EU an,

3.) unserer Förderung der Technik, und
die EL wollen die Technik nicht,

4.) unserer Förderung, und die EL wol-
len die Technik  auch und profitieren

Ein besonderer Dank für die Unterstützung und die zahlreichen Hinweise gilt:

AaFaNet (All African Farmers Network)  Dr. Drinah Band-Nyirenda (Zambia) 
BIOTHAI Information Section (Thailand)  Tewolde Berhan G. Egziabher (Ethiopia) 
Ulrike Bickel (Misereor)  Sandra Blessin (BUKO)  Peter Fuchs (WEED)  Dr. Susanne
Gura (IFOAM)  Ana de Ita (SECAM Mexico)  James Kintu (FIAN international) 
Florianne Koechlin (Blauen Institut Schweiz)  Dr. Evelyn Mathias (Liga für Hirtenvölker)
 Mariam Mayet (Greenpeace Africa)  Silvia Rodrigues (Nicaragua)  Dr. Peter

Rottach (Bread for the World)  Dr. Devinder Sharma (Indien)  Dr. Suman Suhai (Indi-
en)  Anaiporn Suthonthanyakorn (Thailand)  Dr. Bernhard Walter (EED)  Ann Waters-
Bayer, Karsten Wolf („Save Our Rice“ Campaign/PAN Asia and Pacific)  Dr. Christine
von Weizsäcker  Dr. Hartmut Meyer  Dr. Vandan Shiva (Navdanja, Indien)  Dan
Leskin  Charles Busigne (Action Aid, Uganda)  Elisabeth Cruzada (Masigpan,
Philippinen)  Amadou Knoute (Comsumers´International Africa, Simbabwe)

erheblich von unserer Förderung, bis
hin zu:

5.) eine restriktive Regulierung bei uns,
und die EL wollen auch eine restrikti-
ve Regulierung, nur eine andere,

6.) unsere restriktive Regulierung, und die
EL wollen die deregulierte Nutzung
der Technik

7.) unsere restriktive Regulierung, und die
EL wollen eine noch viel restriktivere
Regulierung.

In allen Fällen gibt es in dem Nord-
Süd-Verhältnis Konflikte oder zumindest
Fragen, wie wir unserer Verantwortung
gegenüber den Entwicklungsländern
nachkommen bzw. unsere Gesetze und
Regelungen so ausrichten, dass sie für die
Entwicklungsländer als Rechtsmodell die-
nen könnten und in ihren Handelsaus-
wirkungen nachvollziehbar sind.

Diese Studie unternimmt den Versuch,
auf der Grundlage der vorherrschenden
Bedingungen und der aktuellen Diskus-
sionen die unterschiedlichen Szenarien zu
skizzieren und zu bewerten. Dabei wurde
besonderer Wert gelegt auf die Einschät-
zungen der Akteure im Süden

Einleitung
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2. Abgrenzung

Diese Studie beschäftigt sich nicht
mit den möglichen empirischen

Folgen der Gentechnologie im Süden,
auch wenn an mehreren Stellen darauf
Bezug genommen wird. Sie konzentriert
sich auf die Rechtsdebatte.

Die Verfasser legen Wert auf die
semantisch strikte Trennung zwi-

schen Biotechnologie und Gentechnolo-
gie. Die von der Gentechnik-Lobby be-
triebene Subsummierung der Gentechno-
logie unter die Biotechnologie ist nicht nur
unwissenschaftlich, sie wird darüber hin-
aus ganz bewusst dazu eingesetzt, Gen-
technikkritiker – die durchaus Befürworter
biotechnischer Verfahren sein können –
als Totalverweigerer zu diffamieren.4

Gentechnik besteht aus einer Reihe von
Techniken der Molekularbiologie (wie
„Rekombinante DNA“), durch die das ge-
netische Material von Pflanzen, Tieren Mi-
kro-Organismen, Zellen und anderen
biologischen Einheiten verändert wird in
einer Art oder mit Ergebnissen, die nicht
durch Methoden natürlicher Paarung und
Reproduktion oder natürlicher Rekom-
bination erreicht werden können.

Das bedeutet, während sich die Bio-
technologie spontaner und herbeigeführ-
ter Gen-Veränderungen (Mutationen) in-

nerhalb einer Spezies bedient, handelt es
sich bei der Gentechnologie um die tech-
nisch herbeigeführte Gen-Kombination
zwischen Mensch, Pflanzen, Tieren und Mi-
kroorganismen. Das ist nicht nur techno-
logisch, sondern vor allem auch sozial-
ethisch ein Quantensprung.

Die Verfasser sind sich darüber im
Klaren, dass wir bezüglich der Gen-

technologie in einer äußerst schnelllebigen
Zeit leben. Dies wurde gerade auch in den
Monaten deutlich, in denen die Studie ent-
standen ist. Es besteht durchaus die Gefahr
(bzw. die Hoffnung), dass sich einige der hier
skizzierten Szenarien nach der Veröffentli-
chung erledigt bzw. als ein unumstößliches
Ergebnis bestätigt haben.

In der internationalen Debatte hat sich
der Begriff der Biosicherheit für den Sach-
verhalt der Regulierung eingebürgert
(Biosecurity). Die FAO definiert sie wie
folgt: „Biosicherheit umfasst die Nahrungs-
mittelsicherheit, das Leben der Pflanzen
und Tiere und ihre Gesundheit, sowie die
Umwelt als Konsequenz der Einführung
und Freisetzung von GVO und seiner Pro-
dukte.“

Wir verwenden den Begriff „GVO - gen-
technisch veränderte Organismen“, der
identisch ist mit dem englischen Begriff
„GMO“ – genetic modified organisms.
Das Cartagena Protokoll benutzt den Be-
griff „LMO“ – living modified organisms.
Alle drei Begriffe seien identisch.

Wenn wir von „Regulierung“ oder „Re-
gulation“ der GVO reden, meinen wir Ge-
setze, Verfahren und Vorschriften, die sich
als notwendig herausgebildet haben , um

1.

2.
3.

4 Umweltorganisationen und gentechnikkritische
Parteien stehen in der Regel der Biotechnologie
im o.g. Sinne positiv gegenüber. So fordert
Bündnis90/Die Grünen im Bundestagswahl-
programm 2002 ausdrücklich die Forschung in
diesem Bereich.  Siehe www.gruene.de -
Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2002

Abgrenzung



9

die Sicherheit im Umgang mit GVO und
– wie in der EU vorgeschrieben – die
Wahlfreiheit der Verbraucher und Bauern
zu gewährleisten. Was muss geregelt wer-
den? Forschung in geschlossenen Syste-
men, Freisetzung für Versuchszwecke, Frei-
setzung für die kommerzielle Nutzung,
Zulassung von GVO-Saatgut, Lebens-
oder Futtermittel, Lebensmittelzusatz-
produkte, grenzüberschreitender Verkehr
mit GVO, Kennzeichnung, Rückver-
folgbarkeit, geistige Eigentumsrechte,

Haftung, Koexistenz, gute fachliche Pra-
xis, Standards für die Risikoanalyse und
-management, Labor- und Teststandards,
Festlegung von Schwellenwerten. Um ein
Regulierungssystem einzurichten bzw. auf-
recht zuhalten, bedarf es einer großen
rechtlichen, technischen und institutionel-
len Infrastruktur in einem Staat. Entschei-
dend sind auch weitere Abläufe, wie z.B.
Entscheidungsstrukturen, öffentliche Betei-
ligung, Monitoring, Kontrolle und Folge-
abschätzung, Notfallregelung.

Abgrenzung



10

3. Die aktuelle Gentechnik-Gesetz-
gebung der Europäischen Union

Freisetzungsrichtlinie
2001/18/EC

Am 17. Oktober 2002 trat die neue
EU-Freisetzungsrichtlinie in Kraft. Sie löst
die alte Richtlinie (90/220) aus dem Jahr
1990 nach gründlicher Überarbeitung ab
und regelt die Zulassung und absichtli-
che Freisetzung von gentechnisch verän-
derten Organismen in die Umwelt, zum
Beispiel für den versuchsweisen und den
kommerziellen Anbau von GVO-Pflanzen
in der Europäischen Union.

Die Umsetzung der Freisetzungs-
richtlinie in nationales Recht ist in Deutsch-
land wie in 11 weiteren EU-Mitgliedsstaa-
ten längst überfällig, die EU-Kommissi-
on hat daraufhin in Sommer 2003 Ver-

fahren wegen Nicht-Umsetzung in die
Wege geleitet. Im Januar 2004 hat das
Bundeskabinett einen ersten Entwurf vor-
abgestimmt; das Gesetzgebungsverfah-
ren läuft.

In Teilbereichen wird die Richtlinie
durch spezielle Durchführungsverordnun-
gen spezifiziert, zum Beispiel bei der Re-
gelung der Umweltverträglichkeits-
prüfung und eines speziellen, die Freiset-
zung begleitenden Monitorings.

Besonders wichtig ist der neue Artikel
26a der EU-Freisetzungsrichtlinie. Er er-
öffnet den Mitgliedsstaaten Möglichkei-
ten, auf nationaler Ebene das „unbeab-
sichtigte Vorhandensein“ von GVO zu ver-
hindern (sogen. Koexistenzmaßnahmen).

VO (EG) 1829/2003 vom
22.09.2003 (Verordnung über
gentechnisch veränderte Le-
bens- und Futtermittel)

Mit der Novel-Food-Verordnung5  (EC)
258/97 aus dem Jahr 1997 wurde erst-
mals das Inverkehrbringen von GVO auf
EU-Ebene geregelt. Zugelassen werden
demnach derartige neuartige Lebensmit-
tel dann, wenn

von ihnen keine gesundheitlichen Ge-
fahren ausgehen
durch sie keine Irreführung des Ver-
brauchers zu erwarten ist
sie sich zu vergleichbaren konventio-
nellen (herkömmlichen) Produkten sub-
stantiell äquivalent6  verhalten.

 5 Novel Food beinhaltet per Definition alle
gegenüber herkömmlichen Erzeugnissen
neuartigen Lebensmittel. Das können Stoffe mit
veränderten chemischen Strukturen, Erzeugnisse
aus neuen, bisher nicht verwendeten Rohstof-
fen, neu importierte Produkte oder solche, die
mittels neuen technischen Verfahren hergestellt
wurden, sein. Gentechnisch veränderte Lebens-
mittel oder solche, die mittels Gentechnik
hergestellt wurden, sind ein, aber nicht der
einzige Bestandteil von Novel Food.

 6 Das Prinzip der „substantiellen Äquivalenz
wurde 1990 von der Organisation for Eco-
nomic Cooperation and Development (OECD)
zur Beurteilung der gesundheitlichen Unbe-
denklichkeit von Lebensmitteln definiert.
Danach sind „neuartige Lebensmittel“ dann
gesundheitlich unbedenklich, wenn sie sich in
der Zusammensetzung der Inhaltsstoffe und in
wichtigen Eigenschaften nicht wesentlich
(substantiell) von herkömmlich erzeugten
Produkten unterscheiden.

Die aktuelle Gentechnik-Gesetzgebung der EU
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Der neuen Novel Food/Feed-Verord-
nung unterliegen nunmehr nur Lebens-
und Futtermittel, die mittels GVO gewon-
nen wurden bzw. diese enthalten. Das
heißt, für ihre Zulassung und Kennzeich-
nung gelten besondere Vorschriften, die
gegenüber der bisherigen Novel-Food-
Verordnung deutlich verschärft wurden.

Die wichtigsten Kriterien für die Zulas-
sung und die Kennzeichnung von GVO-
Lebensmittel sind:

Genehmigung aller neuen Produkte
durch die EU-Lebensmittelbehörde als
Lebens- bzw. Futtermittel
Sicherheitsnachweis durch Antragstel-
ler
Transparenz durch ein öffentliches Re-
gister
Verpflichtung zur Kennzeichnung ab ei-
nem Anteil an GVO von 0,9 Prozent,
wobei die Verunreinigung nur zufällig
entstanden sein darf oder technisch
nicht zu vermeiden war
Kennzeichnung auch für Produkte, in
denen selbst keine GVO nachzuweisen
sind, die aber mittels GVO entstanden
sind (Prozesskennzeichnung)
Gleichbehandlung von Futtermitteln
(allerdings keine Kennzeichnung von
Erzeugnissen von Tieren, die GVO-Fut-
termittel gefressen haben)

VO (EG) 1830/2003 vom
22.09.2003 (Verordnung über
die Rückvervolgbarkeit und
Kennzeichnung von gen-
technisch veränderten Orga-
nismen)

Diese neue Verordnung ergänzt die
Novel Feed and Food-Verordnung. Es ver-
pflichtet die an der Herstellung eines im
Sinne der VO (EG) 1829/2203 definier-
ten GVO-Produktes Beteiligten (Erzeu-
gung, Verarbeitung, Transport und Han-
del) zum Aufbau eines Systems, mit dem
sie über einen Zeitraum von fünf Jahren

die Herkunft und die Verwendung von
gentechnisch veränderten Bestandteilen
eines Produktes nachvollziehen können.
Die Ziele dieser Verordnung sind:

Gewährleistung der Rückverfolgbarkeit
der Stoffströme
Einführung eines spezifischen Er-
kennungsmarkers für jeden GVO (z.B.
Strichcode)

Biopatent-Richtlinie (98/44/EG)

Die „Richtlinie 98/44/EG über den
rechtlichen Schutz biotechnologischer
Erfindungen“ wurde am 6. Juli 1998 in
Kraft gesetzt. Ziel ist die Regelung der
Patentierbarkeit von lebendem Material
und von Genen in den Mitgliedsstaaten
der Europäischen Union.

Das höchst umstrittene Regelwerk hat
zwei Kernbereiche:

a) „biologisches Material“: ein Material,
das genetische Informationen enthält
und sich selbst reproduzieren oder in
einem biologischen System reprodu-
ziert werden kann;

b) „mikrobiologische Verfahren“: Verfah-
ren, bei denen mikrobiologisches Ma-
terial verwendet wird, ein Eingriff in mi-
krobiologisches Material erfolgt oder
mikrobiologisches Material entsteht;

Bis Juli 2002 hätte die Biopatent-Richt-
linie in allen Mitgliedsstaaten in nationa-
les Recht umgesetzt sein müssen. Dies ist
bisher nur in sechs Ländern geschehen
(Dänemark, Finnland, Irland, Großbritan-
nien, Spanien, Griechenland). In Deutsch-
land konnte sich die Regierungskoalition
noch nicht auf eine gemeinsame Position
verständigen. Wie in den anderen „unent-
schlossenen“ EU-Staaten auch ist in
Deutschland der Hauptstreitpunkt, ob
auch Gene und Teilsequenzen unter den
Patentschutz fallen sollen und wie umfas-
send die Schutzrechte sein dürfen.

Die aktuelle Gentechnik-Gesetzgebung der EU
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Zulassungs-Moratorium
in der EU

Seit Oktober 1998 besteht ein zwi-
schen den EU-Mitgliedsstaaten vereinbar-
tes De-facto-Moratorium gegen die Zu-
lassung gentechnisch veränderter Orga-
nismen in der Europäischen Union. Zu-
vor waren gentechnisch veränderte Mais-
und Sojasorten genehmigt worden, 1998
folgte nachträglich auch noch gen-
technisch veränderter Raps. Die Rohstof-
fe dieser zugelassenen Sorten sowie de-
ren Verarbeitungsprodukte (z.B. Mehle,
Öle, Stärken, Lecithin) sind nach der
Novel-Food-Verordnung (EC) 258/97 an-
gemeldet und können somit EU-weit in
den Handel gelangen.

Die Grundlage für das Moratorium bil-
dete die einvernehmliche Einschätzung
der EU-Mitgliedsstaaten, dass die seiner-
zeit gültige EU-Gentechnik-Gesetzge-
bung unvollständig sei. Das Moratorium
sollte deshalb so lange aufrecht erhalten
bleiben, bis die bestehenden Gesetze
aktualisiert und die noch fehlenden Re-
gelungen ergänzt sind. Mit Ausnahme von
Spanien, das jährlich etwa 25.000 ha
GVO-Mais7  anbaute, gab es zwischen
1998 und 2003 in der EU auf Grund feh-
lender Zulassungen außerhalb der
Freisetzungsversuche keinen kommerziel-
len Anbau von GVO.

Nach langen und kontroversen Diskus-
sionen haben sich die EU-Kommission,
das Europaparlament und der Minister-
rat 2003 mit den beiden Verordnungen
zu Novel Food/Feed sowie zur Rück-
verfolgbarkeit auf einen Kompromiss ver-

ständigt, der zur Zulassung von GVO-Sor-
ten führen wird8 , was dem Ende des
Moratoriums gleich kommt.

Zwar stößt der Fall des Moratoriums
selbst unter den EU-Mitgliedsstaaten nicht
auf ein ungeteiltes Echo, wie das Ab-
stimmungsverhalten der Länder im EU-
Ausschuss für Lebensmittel am 08.12.03
zur Zulassung des Bt11-Zuckermaises der
Schweizer Firma Syngenta zeigt. Für die
Zulassung stimmten: Finnland, Schweden,
Irland, Großbritannien, Spanien, Nieder-
lande, dagegen: Griechenland, Däne-
mark, Frankreich, Österreich, Luxemburg,
Portugal, Enthaltungen: Italien, Belgien,
Deutschland. Dennoch zweifelt niemand
daran, dass bereits Anfang 2004 die er-
sten GVO-Sorten zugelassen werden.

Kritiker verweisen zu Recht auf die nur
teilweise Umsetzung der Kriterien, die
1998 zum Moratorium geführt haben. So
war seinerzeit vereinbart worden, dass vor
dem Fall des Moratoriums das Gesetz-
gebungsverfahren zu Haftungsfragen ab-
geschlossen sein müsse. Da weder Haf-
tung noch die Bedingungen für die Ko-
existenz geklärt sind, müsste das Mora-
torium eigentlich bestehen bleiben.

USA-Klage vor der WTO

Eine Schlüsselrolle in der Diskussion
um den Fall des EU-Moratoriums kommt
der Klage der USA und anderer Staaten
vor der WTO gegen die EU zu.

Das anhaltende De-facto-Moratorium
der EU gegen die Zulassung gentechnisch
veränderter Organismen ist bereits An-
fang November 2002 im Unterausschuss
der WTO für Sanitäre und Phytosanitäre
Maßnahmen (SPS-Ausschuss) von ver-
schiedenen Staaten, u.a. von Australien
und Argentinien, kritisiert worden. Im Kern
ging es damals vor allem um die in der
EU geplanten Regelungen zur Kennzeich-
nung und Rückverfolgbarkeit.

7 Gen-ethischer Informationsdienst Nr. 160,
Okt./Nov. 2003, S. 16

8 Ende 2003 befinden sich 29 Anträge auf
Genehmigung von GVO-Pflanzen bei der EU-
Kommission (Quelle: EU-ÖkoNews, MdEP
Hiltrud Breyer, Nr. 9/03)
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Nach fünf Jahren EU-Moratorium ma-
chen die USA nun Ernst. Schon im Januar
2003 drohte der US-Handelsbeauftragte
Robert Zoellick der EU mit einer Han-
delsklage wegen ihres Importverbotes
für gentechnisch veränderte Agrarpro-
dukte und Lebensmittel mit der Begrün-
dung, dass dies gegen geltendes inter-
nationales Handelsrecht verstoße. Die
Argumentation der EU sei durch wissen-
schaftliche Erkenntnisse nicht gesichert
und allein Ausdruck von Protektionismus.
Der Irak-Krieg ließ den Gentechnik-Kon-
flikt zunächst in den Hintergrund treten,
doch bereits am 13. Mai zog die USA
nach massiven Druck der Gentechnik-
Lobby vor das Schiedsgericht der WTO.
Die Beschwerde der USA wird von Argen-
tinien, Kanada und Ägypten mit getra-
gen und von weiteren neun Ländern un-
terstützt, darunter Australien, Mexiko und
Neuseeland. Ägypten und Honduras
haben das Bündnis mit Hinweis auf die
Sicherheit der Verbraucher wieder verlas-
sen. Die USA gibt vor, dass ihre Bauern
jährlich 300 Mio. $ entgangenen Han-
del mit der EU wegen dem GVO-Mora-
torium erleiden.

Die EU vertritt offiziell die Auffassung,
dass die neuen EU-Gesetze zur Zulas-
sung von neuen Sorten führen werden
und dass damit das Moratorium been-
det sein wird. „Es gibt keinen Fall, den
die WTO untersuchen müsste.“, bringt
EU-Handelskommissar Pascal Lamy die
Position der Europäischen Union auf den
Punkt.

Allerdings gibt es Anzeigen aus den
USA, dass es auch nach dem Fall des
Moratoriums bei der Klage bleibt, weil
die neuen EU-Verordnungen vor allem
in den Bereichen Kennzeichnung und
Rückverfolgbarkeit „unangemessene Be-
lastungen“ für die US-Gentech-Industrie
bedeuten. So bereitet die mächtige Ame-
rikanische Sojabohnen Vereinigung ASA
einen neuen Streitfall bei der WTO vor,
der sich gegen die Kennzeichnung und
Rückverfolgbarkeit wendet. Die Initiati-

ve wurde durch einen Brief an den US-
Handelsbeauftragten eingeleitet, den 20
große Agrarverbände der USA unter-
schrieben. Die ASA sammelt schon Geld
unter anderen US-Lobbygruppen und hat
eine renommierte Anwaltskanzlei beauf-
tragt. Noch hat sich das Büro des
Handelsbeauftragten der US-Regierung
nicht festgelegt. Die Klage gegen die
Kennzeichnung und Rückverfolgbarkeit
gründet sich auf den TBT- und SPS-Ver-
trag der WTO. Der Angriff auf die EU-
Vorschriften zielt einerseits auf die SPS-
Regel der „Wissenschaftlichkeit“. Die US-
Verbände argumentieren, dass die GVO
ja zuvor schon durch EU-Behörden ge-
testet und als sicher eingeschätzt wären,
und damit gäbe es keine Grundlage für
ihre Auszeichnung. Außerdem würde das
Prinzip der „Nichtdiskriminierung“ ver-
letzt, denn die EU würde prinzipiell glei-
che Produkte unterschiedlich behandeln:
Biotechnische Enzyme, die primär in der
EU selbst hergestellt seien, wie z.B. bei
Bier und Käse, bedürfen keiner Kenn-
zeichnung, aber GVO-Pflanzenprodukte,
die primär importiert werden, müssen
gekennzeichnet werden. Die Klage be-
ruft sich auch auf den TBT-Vertrag, denn
sie vertritt die Ansicht, dass die Kenn-
zeichnung „handelseinschränkender sei,
als notwendig“, um Informationen an die
Verbraucher heranzutragen.9

Unabhängig von den unterschiedli-
chen Positionen der USA und der EU ist
völlig offen, wie die WTO entscheiden
wird. Die Frage ist, welches Schutzniveau
für Mensch, Tier und Umwelt mit den in-
ternationalen Handelsregelungen verein-
bar ist. Während zum Beispiel die USA
den gegen die EU gewonnen Streit um
das Einfuhrverbot von US-Hormonfleisch
als gutes Omen für die anstehende Aus-
einandersetzung sehen, beruft sich die EU

 9 vgl. Inside US Trade:  Likely new WTO
Challenge on EU GMO Policy, March 12th,
2004
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auf die damalige Begründung der WTO:
Trotz der Niederlage der EU hatte die
WTO darauf hingewiesen, dass ein WTO-
Mitglied nicht nur das Recht hat, auf sei-
nem Hoheitsgebiet das Maß an Gesund-
heitsschutz zu bestimmen, das es für an-
gemessen hält, sondern darüber hinaus
auch berechtigt ist, Schutzmaßnahmen
nicht allein auf der Basis einer qualitati-
ven Risikobewertung und der vorherr-
schenden wissenschaftlichen Auffassung
zu treffen.

Offene Fragen und Probleme

Nicht nur die sehr unterschiedlichen Re-
aktionen auf die beiden neuen EU-Gen-
technik-Regelungen (Novel Food/Feed
und Rückverfolgbarkeit) zeigen, dass wei-
terhin eine Reihe von offenen Fragen und
damit dringender Handlungsbedarf be-
stehen. Während beispielsweise das Eu-
ropaparlament beinahe fraktionsüber-
greifend und mit ihnen der Großteil der
Politiker in den Mitgliedsstaaten die Ge-
setze als großen Fortschritt feiert, hagelt
es seitens der Gentechniklobby und der
Umwelt- und Verbraucherschutzorganisa-
tionen Kritik. Selbstverständlich nicht ein-
hellig, im Gegenteil: Während die Gen-
technik-Industrie den politischen Ent-
scheidungsträgern eine Verhinde-
rungsstrategie vorwirft, vertreten Umwelt-
und Verbraucherschützer die Auffassung,
dass der Kennzeichnungs-Grenzwert von
0,9 Prozent und das Nichtkennzeichnen
von Erzeugnissen von Tieren, die mit
GVO gefüttert wurden, zwangsläufig zu
einer schleichenden Kontamination und
damit zur Aufkündigung der vielgeprie-
senen Koexistenz kommt. Ganz zu
schweigen von den fehlenden Regelun-
gen für die Gestaltung des friedlichen
Nebeneinanders von GVO-freier und
GVO-nutzender Landwirtschaft sowie zur
Haftung.

Die Etablierung der Gentechnik ist im
hohem Maße von der öffentlichen Akzep-

tanz abhängig. Politische Entscheidun-
gen, öffentliche Gelder für die Forschung
und praktische Umsetzung etwa in Form
von Freisetzungen von GVO werden di-
rekt von der Meinung der Verbraucherin-
nen und Verbraucher beeinflusst. Die
Gentechnikgesetzgebung in der EU und
der Flop der Flaver Saver-Tomate (soge-
nannte „Antimatschtomate“), die sich
trotz enormer Werbeanstrengungen nicht
verkaufen ließ, zeigen dies in aller Deut-
lichkeit.

Die Ablehnung der Gentechnik in der
Landwirtschaft und in Lebensmitteln hat
ihre Ursachen hauptsächlich in den bis-
herigen Anwendungsbereichen. Gen-
technisch herbeigeführte Herbizid- und
Insektenresistenzen, 90 % der bisherigen
Innovationen der Gentechnik, mögen in-
teressant sein für den Landwirt, die Anti-
Matsch-Tomate kommt den Transportun-
ternehmen und den Verarbeitern entge-
gen. In diesen produktions- und trans-
porttechnischen Entwicklungen der bishe-
rigen Gentechnik sehen die Konsumen-
ten keinen Vorteil für sich, zumal der de-
klarierte zusätzliche Umweltnutzen zum
Beispiel durch weniger Herbizideinsatz
sich bisher nicht bewahrheitet hat und die
Lebensmittelpreise auch nicht reduziert
wurden. So verwundert es nicht, dass sich
die Gentechnik-Industrie nach zug-
kräftigeren Argumenten umschaut, um
die öffentliche Meinung für sich zu gewin-
nen.

Die Diskussionen in der Europäischen
Union sind in so fern für den Süden von
hoher Bedeutung, weil hier Entwicklungen
und Entscheidungen mit möglicherweise
weltweiter Relevanz vollzogen werden.
Es sei an dieser Stelle an die große Ver-
antwortung von Wissenschaft und Politik
erinnert. Denn angesichts der Nicht-
Rückholbarkeit von sich in der Natur
verselbstständigenden GVO-Systemen
kommt dem Prinzip der Vorsorge und der
Vorbeugung (Precausenary Principle) eine
besondere Rolle zu.

Die aktuelle Gentechnik-Gesetzgebung der EU
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In der Koexistenzdebatte werden die
offenen Probleme deutlich:10

1. Reinheit des Saatgutes
Die EU-Kommission hat eine Richtlinie
angekündigt, mit der Schwellenwerte
für die Kennzeichnung von zufälligen
Anteilen von gentechnisch veränderten
Organismen in konventionellem Saat-
gut festgelegt werden sollen. Der
Ausschuss wird die Auswirkungen und
die Rechtsgrundlage solcher Vorschrif-
ten untersuchen und sich über die Er-
fahrungen Österreichs mit vergleichs-
weise strengen Reinhaltungsstandards
informieren.

2. Auskreuzung und Genfluss
Ein Kernproblem der Koexistenz besteht
in der Frage nach dem Ausmaß der
Ausbreitung von GVO-Pflanzen durch
Bestäubung, Samenaustrag und ande-
re Wege auf benachbarte Felder und
in die Umwelt. Es kann davon ausge-
gangen werden, dass es ein dauerhaf-
tes Nebeneinander von gentechnik-
freier Erzeugung und Gentech-
produktion auf Grund von Auskreuzung
und Genfluss nicht möglich ist.

3. Haftung und Versicherung
Ungeklärt ist, wer unter welchen Bedin-
gungen und in welchem Maße im Fal-
le einer Verunreinigung von nicht gen-
technisch verändertem Saatgut, Fel-

dern, Lebens- und Futtermitteln haft-
bar wäre.

4. Rückverfolgbarkeit
Das Europäische Parlament und der Rat
haben Verordnungen zur Rück-
verfolgbarkeit von GVO innerhalb der
Nahrungsmittelkette angenommen. Der
Ausschuss wird die Folgen ihrer prakti-
schen Umsetzung, insbesondere für die
Landwirtschaftsbetriebe, untersuchen.

5. Warenstrom-Trennung und Reinheits-
Sicherung
Wie in den Leitlinien der Europäischen
Kommission zur Koexistenz vermerkt,
erfordert die notwendige Trennung von
gentechnisch veränderten und nicht
veränderten landwirtschaftlichen Roh-
stoffen und Produkten zusätzliche Maß-
nahmen bei der Saatgutgewinnung,
Produktionsmethoden, Ernte, Transport
und Lagerung.

6. Auswirkungen auf den ökologischen
Landbau
Die EU-Verordnung zum ökologischen
Landbau schließen den Einsatz von
Gentechnik aus. Besondere Maßnah-
men könnten sich als notwendig erwei-
sen, um biologische Produktionsfor-
men über die allgemeinen Vorkehrun-
gen zu Kennzeichnung und Rückver-
folgbarkeit hinaus zu schützen.

10 Information Büro MdEP Friedrich Gräfe zu
Baringdorf , email 03.09.2003
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4. Gentechnik und Hunger-
bekämpfung: Status quo der
Rahmenbedingung und
Stand der Debatte

Gentechnik und internatio-
naler Agrarhandel

Das Verhältnis zwischen den Industrie-
staaten des Nordens und den armen Län-
dern des Südens ist von einer offenkundi-
gen Asymmetrie im Agrarbereich ge-
prägt. Die Handelsregeln der WTO wir-
ken sich so aus, dass die Entwicklung des
Südens in verdeckter oder auch offener
Form erschwert wird. Am Beispiel der
Entscheidungsabläufe in der WTO hat
man oft auf den ersten Blick den Eindruck,
als ob das Verhältnis von Solidarität,
Demokratie und Selbstbestimmtheit ge-
prägt sei. Bei näherem Hinsehen zeigt
sich dann oft der hintergründige Eigen-
nutz und die nördliche Dominanz. Aber
auch die Bewahrung der globalen öko-
logischen Systeme oder die Bekämpfung
des Welthungers müssen als Begründung
für das eigennützige Tun der Industrie-
nationen herhalten.

Ein Beispiel für eine solche Heran-
gehensweise des Nordens ist das unila-
terale Einrichten von hohen Standards,
ohne Rücksicht auf ihre Auswirkungen auf
die armen Länder und ohne nennenswer-
te finanzielle Unterstützung der ärmeren
Partner für deren Erreichung. Hohe Le-
bensmittelstandards haben oft den Schein
einer ethischen und ökologischen Orien-
tierung. In Wirklichkeit nehmen sie aber
häufig den Ländern im Süden jede Chan-
ce im globalen Wettbewerb.

Die Gentechnik ist im Nord-Süd-Ver-
hältnis in ein bestehendes und sich stän-
dig weiter entwickelndes internationales
Regelwerk eingebettet, das viele Kompo-
nenten hat, wie z.B. die Konvention zur
Biologischen Vielfalt, das Cartagena Pro-
tokoll, die Richtlinien der Codex Alimen-
tarius, usw. An oberste Stelle stehen des-
halb die Verträge der Welthandels-
organisation (WTO) , weil diese Organi-
sation ein effektives Streitschlichtungs-
verfahren besitzt, Sanktionsmacht hat und
weil die USA ebenso wie 150 weitere Län-
der die Regeln der WTO respektieren.

Es zeigt sich, dass die Industrieländer
die Entwicklungsländer in ein globales
Agrarsystem integrieren und Ausnahmen
zugunsten der Ernährungssicherheit nicht
zulassen wollen. Die nationale Souverä-
nität der Staaten, über ihre eigenen
Entwicklungswege bei Landwirtschaft und
Ernährung zu entscheiden, wird unterbun-
den. Das gibt uns eine Vorwarnung da-
für, wie es auch um die eigenständige Aus-
gestaltungsmöglichkeiten im Hinblick auf
den Umgang mit der Gentechnik in Zu-
kunft aussehen wird. Obwohl das völker-
rechtlich verbindliche Cartagena Proto-
koll ausdrücklich das Recht jeden einzel-
nen Staates proklamiert, seine eigenen Si-
cherheitsstandards festzulegen, wird die-
ses Recht durch die realexistierenden
Machtverhältnisse mit Zuckerbrot und
Peitsche untergraben. Letztendlich haben
die Entwicklungsländer auf Grund ihrer

Gentechnik und Hungerbekämpfung
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Handelsabhängigkeit nur die Wahl, ent-
weder dem europäischen oder dem US-
Modell zu folgen – in Analogie zu dem,
was sich bei den WTO-Agrarver-
handlungen in Sachen Zölle und Subven-
tionen abspielt.

Allerdings können uns die Agrar-
verhandlungen auch noch etwas anderes
lehren: Wenn die Entwicklungsländer trotz
ihrer gegensätzlichen Agrarstrukturen und
-interessen in der Lage sind, sich zu verei-
nen, wie z.B. die G21 in Cancún bewiesen
haben, dann keimen auch Hoffnungen auf
für eine unabhängige Option jenseits der
Modelle, die die EU und USA vorgeben.

Besonders am Beispiel von TRIPS kann
man sehen, wie einerseits Staaten in den
Schwitzkasten genommen werden, etwa
Thailand durch die USA – um der patent-
freudigste Auslegung im Sinne der USA
zu folgen. Anderseits haben aber auch
die Entwicklungsländer geschlossen er-
reicht, dass es bei TRIPS und Generika zu
einer entwicklungsländerfreundlichen
Auslegung kam und armen Ländern ohne
eigene Generikaproduktionskapazitäten
das Recht zu sog. „Parallelimporten“ zu-
gestanden wurde. Auch die Tatsache, dass
Indien als mächtiges Entwicklungsland in
der Lage war, die Ausnahmeregelung von
TRIPS 27.3(b) zu nutzen und ein eigenstän-
diges „sui generis Gesetz“ bei Saatgut zu
erlassen, das gänzlich mit der Tradition
sowohl der USA als auch der EU brach,
ist ein Hoffnungsschimmer. Vor allem für
die Frage, wie Entwicklungsländer in der
Lage sein könnten, auch eigene Wege bei
der Gestaltung ihrer nationalen Bio-
safetygesetze zu gehen.

Lebensmittelstandards unter
der WTO

Der Vertrag der WTO, der eigentlich die
Gentechnikfrage direkt anspricht, ist der
sog. „SPS-Vertrag“ (sanitäre und phyto-
sanitäre Maßnahmen). Hierunter fallen alle
Lebensmittelstandards, die etwas mit der

Gesundheit von Mensch, Tier und Pflanze
zu tun haben. Der SPS-Vertrag gesteht zwar
jedem Land volle Souveränität bei der Set-
zung der eigenen Sicherheitsstandards zu,
relativiert das aber gleich wieder aus Angst,
dass sie zu willkürlichen technischen
Handelsbarrieren werde könnten. So finde
die nationale Souveränität ihre Grenze im
SPS-Vertrag an der wissenschaftlichen Be-
gründbarkeit der Standards. Im Falle einer
Anfechtung durch andere Länder muss das
beklagte Land seinen Standard durch Vor-
lage hinreichend wissenschaftlicher Nach-
weise verteidigen und zeigen, dass es be-
rechtigt war, z.B. eine Substanz oder eine
Technik nicht zuzulassen. Kann es das nicht,
dann muss die Maßnahme zurückgenom-
men werden oder aber das beklagte Land
muss den klagenden Ländern finanzielle
Kompensation für den entgangenen Han-
del zahlen.

Der SPS-Vertrag eröffnet aber auch die
Möglichkeit, dass sich Länder an die ab-
gestimmten Vorgaben internationaler
Standardsetzungsorganisationen halten,
die dann als hinreichende wissenschaft-
lich Begründung gelten und unanfechtbar
sind. Die Codex Alimentarius Kommissi-
on (CAK) wurde namentlich als eine sol-
che akzeptierte internationale Organisa-
tion im SPS-Vertrag u.a. genannt. Die
Codex Alimentarius wird gemeinsam ge-
tragen von der FAO und der WHO. (Was
die Codex Alimentarius zur Gentechnik
sagt, siehe spezieller Abschnitt.). Ähnlich
wie der Codex Alimentarius ist auch die
Rolle der „Internationalen Tiergesund-
heitsorganisation“ OIE und die der „In-
ternationalen Konvention zum Pflanzen-
schutz“ IPPC.

Tangiert wird die Gentechnik auch
durch einen anderen WTO-Vertrag, den
zu TBT (Technische Handelsbarrieren).
Dieser Vertrag setzt Regeln bezüglich an-
derer Eigenschaften und Standards von
Waren, die nicht gesundheitsbezogen
sind. Diese drücken sich meist aus durch
Kennzeichnungen und Etikettierung. Für
viele Länder, die grundsätzlich von der
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Gleichwertigkeit von gentechnisch verän-
derten und konventionellen Nahrungsmit-
teln ausgehen, stellt die Kennzeichnung
von GVO-Produkten eine Irreführung der
Verbraucher dar und wird deshalb als
technisches Handelshemmnis gegenüber
den Erzeugnissen der Ländern aufgefasst,
die keine Kennzeichnungspflicht einge-
führt haben.

Die subventionierte
Ungerechtigkeit

Bei der Diskussion über die Rolle der
Gentechnik im Süden spielt der
Weltagrarhandel eine entscheidende Rol-
le. Dieser Weltagrarhandel ist keinesfalls
frei und fair, sondern hochgradig verzerrt.Im
Jahr 2001 exportierten alle Entwicklungs-
länder zusammen weitgehend ohne Sub-
ventionen Agrarprodukte im Wert von 128
Milliarden US$. Die OECD-Staaten sub-
ventionierten im gleichen Jahr ihre Land-
wirtschaft mit insgesamt 311 Milliarden
US$, was einem Anteil von 31 Prozent am
landwirtschaftlichen Einkommen der
OECD-Staaten entspricht.11

Indirekt wird mit der Subventionierung
der Landwirtschaft des Nordens auch die
Gentechnologie subventioniert, denn die
gestützten, hohen Agrarpreise führen zu
einem Intensivierungsgrad der Produktion,
der ohne die Subventionen sicherlich nied-
riger liegen würde. Alle nenneswerten
Agrogentechniken haben ihren Siegeszug
in den Kulturen der Landwirtschaft des
Nordens angetreten, denn hier ist der kom-
merzielle Gewinn zu machen. In der Kom-
bination Agrarsubventionssysteme und
Gentechnik hat die USA ihren Vorsprung
und die Weltmarkteroberung bei Mais,

Soja und Baumwolle ausgebaut. Die Rech-
nung ging nicht ganz auf, weil die meisten
Länder – z.B. die in der EU aber auch des
Südens – durch GVO-Moratorien diese Im-
porte blockiert haben. Fallen diese Mora-
torien, brechen die Dämme der
subventionsgestützten Weltmarkterobe-
rung bei Nahrungsmitteln. Dieser Agrar-
imperialismus auf Kosten der Ernährungs-
sicherheit der Entwicklungsländer wird vor
allem enorm verstärkt, wenn auch die 2.
hochsubventionierte Agrarsupermacht, die
EU, die GVO zulässt.

Den hochsubventionierten Agrar-
angeboten aus dem Norden stehen die
Entwicklungsländer machtlos gegenüber.
Die Welternährungsorganisation FAO
bezeichnet heute 98 Staaten als „ein-
kommensarme Nahrungsdefizitländer“.
Diese Länder werden immer abhängiger
von Nahrungsmitteleinfuhren, die sie im-
mer weniger finanzieren können. Betrof-
fen sind mit über 3,5 Milliarden Menschen
in diesen Ländern immerhin 60 Prozent
der Weltbevölkerung.12

Ihre Verpflichtungen im Rahmen des
GATT bzw. der WTO untersagen ihnen wei-
testgehend einen Agraraußenschutz, ob-
wohl sich die Industriestaaten ihrerseits
durch eine Reihe neuer technischer pro-
tektionistischer Maßnahmen vor Importen
aus den Entwicklungsländern zu schützen
versuchen; dabei spielen hohe Standards
bei Qualität und Beschaffenheit eine wich-
tige Rolle.

Die Folgen von Protektionismus, Preis-
garantien, Stützungskäufen, Zöllen und
handelsverzerrenden Subventionen seitens
der Industriestaaten und der Offenheit der
Ernährungssysteme des Südens ist der Un-
tergang der Kleinbauern in den Entwick-
lungsländern. Die nationale Agrarpolitik
in vielen Entwicklungsländern, die auch
nicht auf die Kleinbauern und die natio-
nale Selbstversorgung setzt, sondern auf
eine exportorientierte und moderne Land-
wirtschaft, tut ihr übriges dazu.

11 Rat für Nachhaltige Entwicklung:
Weltagrarhandel und Nachhaltige Entwicklung,
texte Nr. 1, Mai 2003, S. 1

12 FAO-aktuell 42 (2000) 1-3
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Welternährung und
Agrarforschung

Dieses von der Subventionierung der
einheimischen Produktion geprägte
Handelsgebaren der reichen Industrie-
nationen steht im krassen Widerspruch zu
dem vielmals erklärtem „Recht auf Ernäh-
rung“ für alle Menschen auf der Erde,
völkerrechtlich verbrieft unter den „Wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen
Menschenrechten“ (International Cove-
nant on Economic, Social and Cultural
Rights  – 1976).

Die Staats- und Regierungschefs der
Welt haben sich in Rom bei dem „Welt-
ernährungsgipfel – 5 Jahre danach“ im
Juni 2002 in Artikel 25 darauf geeinigt:
„Wir appellieren an die FAO in Zusammen-
arbeit mit dem CGIAR (internationale
Agrarforschungszentren), die Agrarfor-
schung und die Forschung mit den neuen
Technologien, einschließlich der Biotech-
nologie, voranzutreiben. Die Einführung
von erprobten und getesteten neuen Tech-
nologien, inklusiv der Biotechnologie, soll-
te in einer sicheren Art erreicht werden und
in die lokalen Verhältnisse eingepasst wer-
den, um dabei zu helfen, die Agrar-
produktivität in den Entwicklungsländern
zu verbessern. Wir setzen uns dafür ein,
dass die verantwortliche Nutzung der Bio-
technologie untersucht, unterstützt und mit-
einander ausgetauscht wird, um die
Entwicklungsbedürfnisse zu berücksichti-
gen“ (Anmerkung: mit „Biotechnologie“ ist
hier Gentechnologie gemeint).

Doch wie sieht die Realität der Agrar-
forschung zur Hungerbekämpfung aus?
Die Rolle der Agrarforschung ist unum-
stritten. So sind die Mittel extrem ungleich
verteilt. Von den 21,7 Mrd. $ öffentliche
Agrarforschung auf der Welt entfällt 2/3
auf nur 4 Länder des Nordens (Frankreich,
Deutschland, Japan und USA). Von der
öffentlichen Agrarforschung der Entwick-
lungsländer wird 44 % in nur drei Län-
dern verausgabt (Indien, China und Bra-

silien). Bei der Privatforschung, die 11,5
Mrd. $ umfasst, entfallen sogar 94 % auf
die Industrieländer. Die Weltbank schätzt,
dass 65-80 % der landwirtschaftlichen
gentechnischen Forschung durch den
Privatsektor erfolgt, d.h. dass kaum eine
gentechnische Agrarforschung in den Ent-
wicklungsländern betrieben wird. An öf-
fentlicher Forschung in den Entwicklungs-
ländern für Biotechnologie sind nur be-
kannt: 100-150 Mio. $ von den NARS
(Nationale Agrarforschungsinstitutionen),
25 Mio. $ von CGIAR und 40-50 Mio $
von Stiftungen. Der Forschungsanteil für
Biotechnologie bei den NARS wird auf 5-
10 % geschätzt, von CGIAR auf 8 %. Bei
der Biotechnologie an Pflanzen ist der
Anteil Chinas an aller Entwicklungsländer-
forschung rd. 50 %. Die großen Verspre-
chungen liegen bei der abiotischen
Stresstoleranzforschung (Dürre, Hitze, Salz,
Frost).

Der Bericht der FAO zur Zukunft der
Welternährung13  besagt gleichzeitig, dass
auch bis zum Jahr 2030 für die anwach-
sende Bevölkerung weltweit ausreichend
Nahrungsmittel erzeugt werden können.
Eine Welternährungskrise ist also nicht in
Sicht, die eine Steigerung der Erträge mit
allen Mitteln und bei hohem Risiko recht-
fertigen würde.

Das Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen forderte dagegen in seinem
„Human Development Report 2001“ ei-
nen höheren Forschungsaufwand für lei-
stungsstarke und dürretolerante Kultur-
pflanzen. Einigen westlichen Ländern wird
in dem Bericht vorgeworfen, durch ihre re-
striktive Haltung gegenüber der Gen-
technik Fortschritte in diesem Bereich zu
blockieren.14 Dieser Bericht hat eine hefti-
ge entwicklungspolitische Debatte über die
Regulierung der Gentechnik provoziert.

13 FAO, World Agriculture:  Towards 2015/2030,
rome

14 UNDP, Human Development Report 2001

Gentechnik und Hungerbekämpfung



20

Gentechnologie – Die „Zweite
Grüne Revolution“?

Schon einmal hat der reiche Norden
dem armen Süden die Beseitigung des
Hungers versprochen. Die sogenannte
„Grüne Revolution“ brachte den Bauern
in den Entwicklungsländern anfällige
Hochertragssorten im Packet mit Agrar-
chemikalien. Eine schleichende Vergif-
tung von Boden, Wasser und letzten En-
des auch der Menschen durch den Ein-
satz von Herbiziden und Insektiziden ging
damit einher. Die Produktion von vor al-
lem Reis und Mais stieg in den Hauptge-
bieten der Grünen Revolution zwar enorm,
gleichzeitig hat diese Technologie aber
auch einen starken Strukturwandel in der
Landwirtschaft eingeleitet. Viele Kleinbau-
ern gerieten in die Verschuldungsfalle und
verloren ihr Land. Die Landlosigkeit und
die Anzahl der Tagelöhner stiegen in die-
sen Gegenden. Das hohe Rationalisie-
rungpotential der „modernen Landwirt-
schaft“ schlug auf die Beschäftigung auf
dem Lande durch, so dass inmitten der
erfolgreichsten Anbaugebiete der Grünen
Revolution, die große Überschüsse erwirt-
schaften konnten, eine neue Schicht von
„Hungernden“ entstand.15  Diese Leute
können sich die Nahrungsmittel, die
reichlich zur Verfügung stehen, nicht lei-
sten; stattdessen suchen die Überschüsse
ihren Weg in den Export.

Das Hungerproblem wurde mit der
Grünen Revolution zwar für die Gesamt-
gesellschaft erheblich gelindert, aber
nicht gelöst, weil neue Formen von extre-
mer Armut und Hunger auftraten. Das
Beispiel macht deutlich, dass es zwar ei-
ner Ertragssteigerung in der Landwirt-
schaft zur Hungerbekämpfung bedarf,

aber dass ebenso wichtig die damit ein-
hergehenden Beschäftigungs- und
Verteilungseffekt sind. Eine Anti-Hunger-
strategie ist primär eine politisch-sozia-
le, keine technische.

Gentechnologie: Beitrag zur
Bekämpfung von Hunger und
Mangelernährung?

Neben der Functional Food-Idee (ge-
sundheitlicher Zusatznutzen von Lebens-
mitteln durch deren gentechnische Aufwer-
tung) ist es vor allem das Argument der
Hungerbekämpfung, mit dem die Gen-
technik-Lobby in den letzten Jahren ver-
sucht, bei Verbraucherinnen und Verbrau-
chern Punkte zu sammeln. Der Hunger in
der Welt ist in den reichen Industriestaa-
ten ein emotional hoch sensibles Thema,
wie die Spendenbereitschaft zeigt. Dies
versucht sich die Gentechnik-Industrie zu
Nutze zu machen, in dem sie die Bekämp-
fung von Hunger und Mangelernährung
durch die Gentechnologie verspricht.

Doch was ist nun dran an diesen Ver-
sprechungen? Unstrittig ist zunächst ein-
mal, dass Hungerbekämpfung heißt, die
Ursachen für den Hunger zu bekämpfen.
Beschränken wir uns auf die Vergangen-
heit und die Gegenwart, so gibt es kei-
nen Zweifel, dass es per se zunächst kei-
nen Mangel an Nahrungsmitteln gibt,
sondern Menschen aus anderen Gründen
an Hunger leiden:

Armut
- wirtschaftliche und soziale Aus-

grenzung
- fehlender Zugang zu Ressourcen

(Nahrungsmittel, Wasser, Land, Kre-
dite, Saatgut, Informationen)

Kriege, ethnische Auseinandersetzun-
gen und Vertreibung
Naturkatastrophen
Missernten
fehlender Absatz der landwirtschaftli-
chen Produkte

15 vergl. „Halving Global Hunger“, The
Millennium Project –Background Paper of the
Task Force 2 on  Hunger, UNDP, April 18,
2003;  sie machen rd. 22 % der Hungernden
aus, 180 Mio. Menschen.
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- Konkurrenz der Weltmarkt-Importe
- Fehlende Transportmittel
- Fehlende Logistik (Straßen, Lager-

möglichkeiten,...)

Bereits auf den ersten Blick wird bei ei-
nigem guten Willen deutlich, dass das
Hungerproblem nicht (gen)technologisch,
sondern zu aller erst politisch gelöst wer-
den muss. Diese Feststellung wird gestützt
durch die Tatsache, dass sich die Anzahl
der 840 Mio. Hungernden (Mangeler-
nährten) seit dem erklärten Ziel des Glo-
bal-Food-Summit nicht reduziert hat –
weil trotz der seit dem zu verzeichnenden

technologischen Fortschritte in der Land-
wirtschaft und der damit einhergehende
Anstieg der landwirtschaftlichen Produk-
tion der wirkliche politische Wille zur
Hungerbekämpfung gefehlt hat. Wie ist
es sonst zu erklären, dass Menschen selbst
in Ländern wie Brasilien und Indien hun-
gern, die große Mengen an Nahrungs-
mitteln exportieren?

Untersuchungen zum Beispiel auf den
Philippinen zeigen in anschaulicher Wei-
se, wie wenig die Verheißungen der Gen-
technologie mit den wirklichen Sorgen
und Nöte der Bauern zu tun haben.

 Größte Probleme der 
Phillipp. Reisproduktion 

Potential der Gentech- 
nologie zu ihrer Lösung 

Problem Rangfolge Score Rangfolge Score 
Marktbedingungen 1 4,5 16 1,9 
Bewässerungsmöglichkeiten 2 4,5 13 2,1 
Trocknung/Lagerung 3 4,3 12 2,2 
Verschuldung (teure Inputs) 4 4,3 11 2,3 
Kaum öffentliche Unterstützung 5 4,2 17 1,8 
Stürme 6 4,2 15 2,0 
ineffizientes Transportsystem 7 4,2 18 1,8 
ungleiche Landverteilung 8 4,1 19 1,4 
Trockenheit 9 4,1 6 3,4 
hoher Einsatz von Pestiziden 10 4,0 4 3,6 
geringe Bodenfruchtbarkeit 11 4,0 8 3,3 
wenig Forschung und Entwicklung 12 3,9 10 2,3 
Schädlingsbefall 13 3,9 2 3,8 
Ertragsschwankungen 14 3,9 5 3,6 
Überflutung 15 3,8 9 2,8 
Bodenerosion 16 3,8 14 2,1 
Pflanzenkrankheiten 17 3,7 1 4,0 
kleine Anzahl von Sorten 18 3,3 7 3,0 
geringe Essqualität 19 3,3 3 3,8 

 
16 Aerni, Philippe: „Public Acceptance of

Genetically Engineered Food in Developing
Countries: The Case of Transgenic Rice in the
Philippines“, IAW/ETH Zurich Publications,
1998, aus: Ernährung sichern – Mit allen
Mitteln? MISEREOR 2003
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Dieses Beispiel verdeutlicht auch, was
von den Anstrengungen der Forschung
zu halten ist, mit Hilfe der Gentechnolo-
gie trocken- und salzresistente Pflanzen
zu kreieren. Ebenso verhält es sich mit
den Versprechen der Gentechnik-Lobby,
Mangelernährung durch GVO zu be-
kämpfen. Eine Vielzahl erfolgreicher Pro-
jekte in Entwicklungsländern zeigen, dass
es auch ohne Gentechnik traditionelle
Sorten gibt, die mit geringen Nieder-
schlagsmengen auskommen oder die –
als Antwort auf den von der Gentechnik-
Industrie vielgepriesenen genveränder-
ten „Golden Rice“ – über einen hohen
Vitamin A-Gehalt verfügen. Auch hier
gilt: Mangelernährung hat ihre Ursachen
nicht in noch nicht zur Verfügung stehen-
den Pflanzen, die die Gentechnik-Indu-
strie entwickeln möchte, sondern in feh-
lender Aufklärung und in der Unterdrük-
kung traditionellen Wissens.

Stresstolerante Pflanzen ge-
gen den Hunger?

Das große Versprechen der Gen-
technik für die Pflanzenzüchtung gegen
den Hunger ist die Entwicklung von
stresstoleranten Pflanzen. Dabei spielen
transgene dürre- und salztolerante Ent-
wicklungen eine besondere Rolle, ange-
sichts des auf uns zukommenden Mangels
an sauberen Süßwasserressourcen für die
Bewässerung und der enormen Zunahme
von Boden-versalzung in den Tropen.
Kenntnisse über Forschungsprojekte lie-
gen nur bei 6 Kultur-pflanzen vor, bei de-
nen augenblicklich unter diesem Aspekt
28 Projekte in den Tropen laufen: Kartof-
fel in Bolivien (gegen Frost), Tomaten in

China (gegen Kälte), Weizen in Ägypten
(gegen Salz), Brassic in Indien (gegen
Feuchtigkeit) und Reis in Thailand (gegen
Salz).

Der Kenntnisstand der Wissenschaft
über die vergleichsweise komplexen phy-
siologischen und biochemischen Mecha-
nismen, die bei Pflanzen zu Toleranzen
gegenüber abiotischen Stressfaktoren füh-
ren, ist nach wie vor relativ gering. Viel-
versprechende Durchbrüche hat die Wis-
senschaft nicht zu bieten. Die zwei Erfin-
dungen, die Hitze- und Wassermangel-
toleranz bei Tomaten erhöhen konnten,
erwiesen sich als wenig ergiebig, weil die
Pflanzen unter normalen Wachstums-
bedingungen den herkömmlichen Pflan-
zen weit unterlegen waren.17  Anbaufähi-
ge Sorten gibt es derzeit noch nicht; die
Stresstoleranz ist eine reine Hypothese der
Gentechnik. Die Versuchsergebnisse und
Annahmen über ihre Existenz beruhen auf
Untersuchung unter nicht realistischen
Umweltbedingungen im Gewächshaus.

Einen großen Rückschlag hat die tro-
pische Gentechnikforschung mit dem
Scheitern des Süsskartoffelprojekts in Afri-
ka erlitten. Das Kenyan Agricultural
Research Institute KARI musste im Januar
2004 bekannt geben, dass es sein Pro-
jekt abgebrochen habe, mit Hilfe der
Gentransfertechnologie eine virus-
resistente Süsskartoffelsorte zu entwickeln.
Dreijährige Freilandversuche hätten jetzt
festgestellt, dass die GVO-Kartoffel nicht
virusresistenter sei als viele konventionelle
Sorten, die zudem höhere Erträge brin-
gen18 . In das Projekt waren schon 6 Mil-
lionen Dollar durch Monsanto, Weltbank
und US-Regierung investiert. Das Einge-
ständnis dieses Scheiterns ist besonders
peinlich, weil dieses Projekt im Vorfeld mit
viel Propaganda weltweit als der bevor-
stehende Durchbruch der Grünen Gen-
technik zur Hungerbekämpfung in Afrika
gefeiert wurde. Zuvor ist der hohe An-
spruch dieses Projekts schon durch Aaron
de Grassl vom Institute of Development
Studies in Sussex hinterfragt worden. Dr.

17 P.J. Kishna, Enhanced Resistence to Water
Deficit Stress in Transgeneic Tomatoes, ISB
News Report, Dece. 2002

18 vg. The Nation vom 29.1.04, zitiert in The
Scientist, Vol. 181, No. 2433, 7. Feb. 2004.
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Florence Wambugu von KARI hat in der
ganzen Welt verkündet, die GVO-Kartof-
fel würde die Erträge von 4 auf 10 Ton-
nen pro Hektar teigern. Grassl verwies auf
FAO-Statistiken, wonach jetzt schon der
Durchschnittsertrag auf 9,7 t/ha in Afrika
läge. Der angeblich Erfolg basiere auf
einer völligen Unterbewertung der kon-
ventionellen Landwirtschaft.19

Eine Bewertung des Ökoinstituts
kommt zu dem Schluss: „Es kann davon
ausgegangen werden, dass nur 5 % der
erwarteten Entwicklungen (bei Stress-
toleranz) realistisch sind. Diese 5 %
müssten dann gegen die Risiken abge-
wogen werden“.20

Zu Bedenken geben muss allerdings
auch, dass der größte Teil der salz-
verseuchten Felder in den Tropen das Er-
gebnis von nicht nachhaltigen Be-
wässerungstechniken entstanden sind.
Salztolerante Sorten stellen also nur ei-
nen Ansatz dar, an den Symptomen einer
Ursache herumzudoktern, die menschen-
gemacht ist. Die Bekämpfung der Ursa-
che, also die Verhinderung weiterer Ver-
salzung, ist sicherlich vielfach wirksamer
als die Strategie der Gentech-Lobby.
Auch durch eine schlechte Qualität des
Beregnungswassers wird eine Boden-
versalzung beschleunigt. Infolge einer
weiteren Versalzung durch künstliche Be-
regnung wird der Salzgehalt in den Bö-
den in einem Ausmaß ansteigen, bei dem
auch keine transgenen, salztoleranten
Sorten mehr helfen.21  Auch Virus- und
Nematodenprobleme in der Landwirt-
schaft sind das Ergebnis von falschen
Bewirtschaftsmethoden; Resistenz-
forschung dazu ist auch ein End-of-the-
Pipeline Lösungsversuch.

Biotechnologie unterhalb der
Schwelle der Gentechnik

Bei der Frage nach den Perspektiven für
die Entwicklungsländer fokussiert sich die
Debatte zu sehr auf die Gentechnik, also

auf molekularbiologische Methoden.     Das
enorme Potential von Zell- und Gewebe-
kulturverfahren wird nicht richtig zur Gel-
tung gebracht und von der Gentransfer-
technologie nicht hinreichend abgegrenzt.
Diese illegitime Vermischung ist teilweise
gewollt, um für Verwirrung zu sorgen.

Die biotechnischen Verfahren unterhalb
der Ebene des Gentransfers sind aber zum
einen Verfahren, die ihrerseits geeignet
sind, die gleichen oder ähnliche
Forschungsziele in Angriff zu nehmen wie
die Gentechnik, zum anderen kann die
Gentechnik im produktionstechnischen
Sinne gar nicht ohne die Verfahren der
Zell- und Gewebekulturtechnik eingesetzt
werden .

Die Potentiale, die oft nur der Gen-
transfertechnik zugute gehalten werden,
können aber auch über die Zell- und
Gewebekulturtechniken zur Verfügung
gestellt werden, ohne viele der befürch-
teten Risiken einzugehen:

Beschleunigung der Züchtung (von 15
auf 5 Jahre)
Herstellung von gesundem (z.B. virus-
freiem) Pflanzmaterial
Herstellung von gutem, leistungsfähi-
gem Saatgut in kurzer Zeit und großen
Mengen (z.B. zur Wiederaufforstung
oder Wiederbepflanzung übernutzter
Gebiete)
Herstellung von Saatgut mit besonde-
ren Eigenschaften (z.B. bei Pflanzen,
die erst nach 15 Jahren zum ersten Mal
zur Blüte kommen, auch dann nur alle
5 Jahre blühen und Samen ausbilden)

19 Zitiert nach: Devinder Sharma, in: Znet,
Kommentar vom 5.3.04

20 vgl. Gentechnik-Nachrichten Spezial, Nr. 15,
Feb. 2004, Ökoinstitut Freiburg

21 R. Lewis, Using Transgenesis to Create Salt-
tolerant Plants, in:  The Scientist, March 2002
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Anpassung an biotische oder abio-
tische Stressfaktoren in der Petrischale
(z.B. Anpassung an aluminiumver-
seuchte Böden, wichtig im Amazonas-
gebiet)

Die Potentiale dieser Verfahren sind
enorm. Im Falle züchterisch noch nicht
bearbeiteter Pflanzen müssen diese Ver-
fahren aber erst entwickelt werden. Dar-
über hinaus besteht an-schließend die
Notwendigkeit, auch noch die konventio-
nellen Züchtungsverfahren einzu-setzen,
um die entsprechenden Zuchtlinien an die
Einsatzbedingungen vor Ort anzupassen.

In den Entwicklungsländern sind die
meisten Nutzpflanzen besonders der
nichtkommerziellen Landwirtschaft züch-
terisch in der Regel noch gar nicht pro-
fessionell bearbeitet worden. Ein großer
Teil der Ernährung gerade der Armen auf
der Welt basiert auf diesen „Orphan
Crops“ (Waisen des öffentlichen Interes-
ses). Die den Pflanzen inhärenten Ertrags-
steigerungspotentiale können auf dieser
Stufe auf jeden Fall noch mit den Verfah-
ren unterhalb der Schwelle zur Gentechnik
realisiert werden. Es handelt sich hierbei
um enorme Potentiale, oftmals ein Mehr-
faches der jetzigen Erträge.22  Zur Ertrags-

steigerung bei züchterisch noch nicht be-
arbeiteten Pflanzen braucht man keines-
falls die Gentechnik. Die Gentechnik mit
ihren inhärenten Risiken und dadurch
enormen Zulassungskosten würde sich
niemals auszahlen für die kleinen Märkte
der Orphan Crops.

Gentechnik und
Nahrungsmittelhilfe

Angesichts des Hungers ist es über-
haupt fraglich, in wie weit Verstöße ge-
gen Gesetze und die „guten Sitten“ in Ent-
wicklungsländern überhaupt Konsequen-
zen nach sich ziehen würden. In den In-
dustriestaaten gibt es eine Vielzahl von
Beispielen dafür, dass absichtliches und
unabsichtliches Inverkehrbringen von
GVO geahndet wurde. So mussten zum
Beispiel Saatguthersteller, die 2003 in
Norditalien gentechnisch veränderte
Maissamen an Bauern verkauft hatten, die
in Europa nicht zugelassen waren, die
betroffene Maisernte zu Marktpreisen auf-
kaufen und vernichten.23  In den USA rei-
ßen die „Unfälle“ mit dem gentechnisch
veränderten Starlink-Mais des Unterneh-
mens Aventis nicht ab. Dieser Mais hatte
nur eine Zulassung als Futtermittel. Seine
Genkonstrukte wurden aber auch in Nah-
rungsmitteln entdeckt. Eine Rückrufaktion
und ein starker Preisverfall für Mais auf
Grund der Vertrauenskrise führte zu einem
der kostspieligsten Skandale in der US-
Lebensmittelwirtschaft.

Gentechnisch veränderter Mais spielt
auch bei US-Nahrungsmittelhilfe-Liefe-
rungen eine Rolle. Das Welternährungs-
programm lieferte große Mengen US-
amerikanischer Nahrungsmittelhilfe an
betroffenen Staaten im südlichen Afrika,
als 2002 dort eine Hungersnot auf Grund
von Dürre ausbrach. Als allerdings ruch-
bar wurde, dass die Maislieferungen GVO
enthalten könnten, haben einige Länder
die Importe gestoppt. Simbabwe, Mo-
sambik und Malawi haben schließlich die
Importe wieder zugelassen, aber unter

22 vgl. z.B. (http://www.isaaa.org/projects/africa/
banana.htm; sowie http://www.bio.org/
foodag/statements/20030326.asp.  Die in
beiden Aufsätzen benannten Ertragssteige-
rungspotentiale reichen von einer Verdoppe-
lung bis hin zur Verachtfachung (zum Vergleich:
die Erträge der Kartoffel wurden gegenüber der
indianischen Urknolle um das 200-fache
gesteigert (in Masse). Wenn man heute noch
kirschengroße Ur-Kartoffeln zum Abendessen
schälen müsste, wäre die Kartoffel ein ziemlich
absurdes Nahrungsmittel). Die in den beiden
Aufsätzen genannten Erwartungshaltungen
(Verdoppelung bis Verachtfachung) entsprechen
den Zahlen, die schon seit 20 bis 25 Jahren in
der Fachdiskussion genannt wurden und die
im Prinzip seit Ende der 70er Jahre Kernstück in
der Debatte um die „Bio-Revolution“ waren.

23 GID Nr.160 Okt./Nov. 2003 S.33
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der Voraussetzung, dass der Mais direkt
an der Grenze vermahlen wird. Sambia
hat sich absolut geweigert, GVO-Mais
oder -Mehl hereinzulassen. Die Reaktion
der US-Regierung war sehr scharf. Man
warf den beteiligten afrikanischen Regie-
rungen „Massenmord“ vor, weil es sie an-
geblich bevorzugten, ihre eigene Bevöl-
kerung verhungern zu lassen, als GVO-
Mais zu akzeptieren, den doch auch die
US-Bürger selber essen.

Das Argument der Sicherheit ist jedoch
nicht von den wohlernährten US-Bürgern
auf die unterernährten Afrikaner zu über-
tragen. Was unter den einen Umständen
keine Gesundgefahr bedeuten mag, kann
unter einem anderen Umstand ganz an-
ders wirken. Wenn die nothilfeabhän-
gigen Hungrigen 90 % ihrer Kalorienzu-
fuhr aus diesem Mais beziehen, aber die
gesunden Amerikaner ihren GVO-Mais
nur in indirekter Form als Futtermittel oder
in weit verarbeiteter Form zu sich nehmen,
ist das ernährungsphysiologisch ein gro-
ßer Unterschied.

Vierzehn südafrikanische Länder, die in
der Southern Africa Development
Community (SADC) zusammengeschlos-
sen sind, haben sich im August 2003 bei
ihrem Treffen in Dar es Salam, Tansania,
auf gemeinsame Richtlinien zum Umgang
mit GVO geeinigt. Vor dem Hintergrund
der Kontroversen um den Import von US-
Nahrungsmittelhilfen, die gentechnisch
veränderte Bestandteile enthielten, wurde
vereinbart, vorzugsweise Nahrungsmittel-
hilfen aus der Region zu beziehen. Falls
Hilfslieferungen GVO enthalten, sollen
diese vor der Verteilung gemahlen oder
sterilisiert und auf dem Transport entspre-
chend gekennzeichnet werden. Außerdem
wurde vereinbart, dass die Länder eine
eigene nationale Gentechnologie-Politik
ausbilden und weitere gemeinsame
Regulierungsmechanismen entwickeln
werden, die auf dem „Cartagena-Proto-
koll zur biologischen Sicherheit“ und dem
„African Model Law on Biosafety“ basie-
ren.24

Patente und TRIPS: Die mo-
derne Biopiraterie

„Bei dem Tempo, mit dem diese Ent-
wicklung vonstatten geht, steht be-
reits jetzt fest, dass die Entwick-
lungsländer in der zweiten Hälfte
des 21. Jahrhunderts die eigenen
Bioressourcen, indigene Medizin
und Heilverfahren, sowie die tradi-
tionellen Lebensmittel ihrer Länder
in hohem Maße nicht mehr selbst
kontrollieren werden“

Dr. Devinder Sharma25

Die Etablierung der Bio- und der Gen-
technologie geht einher mit einem bei-
spiellosen Run auf die biologischen Res-
sourcen der Welt. Diese sind weitestgehend
in den Entwicklungsländern anzutreffen,
werden in der Regel aber von den Konzer-
nen aus dem Norden kommerzialisiert.

Um dies zu ermöglichen und um auf
Entwicklungen, die aus der Bio- und Gen-
technologie hervorgehen, Patentschutz zu
gewähren, wurde in den vergangenen
Jahren das internationale Patentrecht
ganz im Sinne der Konzerne reformiert.
Vorleistungen zum Beispiel durch Bauern
bei der Entwicklung von Saatgut (z.B.
Basmati-Reis oder Quinoa) oder durch
indigene Völker und deren Wissen um die
Heilwirkungen von Pflanzen (z.B. Aya-
huasca) werden völlig außer Acht gelas-
sen. Im Gegenteil, die Folgen der
Patentierungswut für die Kleinbauern im
Süden sind z.T. gravierend:26

24 GENET-news, 15.09.03, GID Nr. 160 Okt./
Nov. 2003 S. 32

25 Sharma, Devinder: Patente auf Leben – Schutz
geistigen Eigentums oder Biopiraterie? Teil 1,
BUKO Agrar-Info Nr. 128, Dez. 2003, S. 1

26 MISEREOR, 2003, Wem gehört der Reis? – Kein
Patent auf Leben!
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Lizenzgebühren für patentiertes Saat-
gut, selbst wenn es sich bei der patentier-
ten Eigenschaft um die eigene Innovati-
on handelt;

Sechs Konzerne besitzen Patente auf
die fünf wichtigsten weltweiten Grund-
nahrungsmittel (Reis, Weizen, Mais,
Soja und Hirse).
95 % aller Saatgut-Patente besitzen
Unternehmen aus Industrieländer.

Das vielzitierte Basmati-Patent ist da-
bei kein Sonderfall. Unter dem Namen
der indischen Region Basmati ist ein Reis
auf dem Markt, der besondere Qualitä-
ten besitzt und deshalb gut bezahlt wird.
Die US-Firma Grace aus Texas hatte in
den USA ein Patent auf Basmati-Reis be-
antragt, weil sie vorgab, Basmati „erfun-
den“ zu haben. Dabei hatte Grace nur die
Besonderheit dieses Hochqualitätsreises
genetisch identifiziert. Von transnatio-
nalen Konzernen, meist aus den USA und
Japan, wurden bereits über 160 Reis-
patente angemeldet, mehr als die Hälfte
der Patente befindet sich in den Händen
von 13 Reis-Patentinhabern.27  Die juristi-
sche Basis für Patente auf Lebewesen bil-
det das WTO-Abkommen TRIPS (Abkom-
men über handelsbezogene Aspekte des
geistigen Eigentums). Die WTO räumt zwar
einzelnen Staaten auch den Aufbau eines

27 Piras, Elisabeth, BUKO Agrar Info Nr. 87, Nov.
1999 S. 3

wirksamen eigenständigen Systems (Sui
Generis) außerhalb des internationalen
Patenrechts ein, doch die Industriestaaten
üben auf die potentiellen Nutzer solcher
Systeme Druck aus. Schließlich geht es bei
der Patentierung von Lebewesen um die
Monopolisierung der Zugangsrechte zur
Natur, Ausschließungsrechte für Nutzungs-
ansprüche und Verfügungsrechte.

Dem Streben der Konzerne setzt die
Biodiversitäts-Konvention, die 1992 in Rio
de Janeiro beschlossen und seitdem von
168 Staaten (nicht aber von den USA) ra-
tifiziert wurde, nur ein schwaches Gegen-
gewicht entgegen. Die völkerrechtlich ver-
bindliche Konvention hat das Ziel, die ge-
netische Vielfalt auf der Welt zu bewah-
ren. Zwar soll auch das Wissen traditio-
neller Bevölkerungen geschützt werden
und der Gewinn aus der Nutzung der
Biodiversität soll gerecht geteilt werden,
aber gleichzeitig soll auch eine „nachhal-
tige Nutzung“ der Bestandteile der
Biodiversität erreicht werden. Die
BioDivKonvention gibt sich deshalb auch
stark patentierungsfreundlich, denn sie
will den genetischen Reichtum vermarkt-
bar machen durch Nutzung in der Bio-
und Gentechnik. Eine klare und praktische
Abwägung zwischen den Belangen der
Erhaltung und Nutzung erfolgt nicht.

Gentechnik und Hungerbekämpfung
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5. Positionierung von Akteuren
zur Gentechnik-Hunger-Debatte

Verschiedene Meinungen in
der Debatte

Die weltweite Bedeutung der Gen-
technik-Gesetze der Europäischen Union
ist unbestritten. Sie ergibt sich schon al-
lein aus dem daraus resultierendem Fall
des Zulassungs-Moratoriums in der EU.

Dennoch wird deutlich, dass mehr noch
als die gesetzlichen Regelungen das Verhal-
ten der Landwirte und der Verbraucher in der
EU von Bedeutung sind. Es wurde bereits auf
bestehende Moratorien sowie Handels- und
Vermarktungsbeschränkungen außerhalb
der EU hingewiesen. Zum Beispiel haben in
ganz Afrika nur 2 Staaten eigene Gentechnik-
gesetze: Simbabwe und SAR; alle anderen
sind in Wartehaltung. In beinahe allen Fäl-
len werden diese Maßnahmen mit den Ex-
portchancen auf den EU-Markt begründet.
Aspekte der Gesundheitsfürsorge und/oder
des Umweltschutzes spielen nur im Hinter-
grund eine Rolle. In Asien haben Indien, Ja-
pan, Korea, Thailand, China, Philippinen
und Malaysia funktionierende Regulierungs-
systeme, die eher der Förderung denn zur
Vorsorge bei der Gentechnik dienen; Sri
Lanka und Bangla Desh haben sehr prohi-
bitive Regulierungen. In Myanmar, Laos,
Kambodscha, Pakistan und Nepal werden
keine Maßnahmen zur Regulierungen um-
gesetzt.

Geradezu mit Argusaugen werden
deshalb in diesen Staaten und hier vor
allem von der Gentechnik-Lobby die Ent-
wicklungen in der Europäischen Union
beobachtet. Schließlich stellen wichtige
politische Entscheidungsträger (wie ver-
schiedene EU-Kommissare oder auch der
deutsche Wirtschaftsminister Wolfgang

Clement) nicht nur die Beendigung des
Moratoriums in Aussicht, sondern fordern
auch die aktive Nutzung der Gentechno-
logie in der Landwirtschaft und der
Lebensmittelerzeugung. Die SPD hat ihre
Innovationsoffensive ausgerufen, bei der
diese neuen Technologien eine große
Rolle für die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit spielen sollen.

Die Gentechnik-Lobby hat mit dem zu
erwartenden Fall des Moratoriums aller-
dings nur eine erste Hürde genommen. Ob
und unter welchen Bedingungen und in
welchem Umfang wirklich die Gentechnik
in Europas Landwirtschaft und Ernährung
Eingang findet wird, ist noch längst nicht
ausgemacht. Die Akteure in der Diskussi-
on vertreten dazu zum Teil konträre Auf-
fassungen, was am Beispiel der wichtig-
sten internationalen und deutschen Akteu-
re veranschaulicht werden soll:

Gentechnik-Lobby

Auf der Grundlage der von der ihr pro-
klamierten friedlichen Koexistenz von
GVO- und GVO-freiem Anbau ging die
Gentechnik-Lobby von einem Beginn der
Zulassung von GVO-Sorten in der Euro-
päischen Union noch im Jahr 2003 aus,
was dem Ende des Moratoriums gleich
kommt. Selbstverständlich setzt man in
den Konzernzentralen auf Zweckopti-
mismus: Man gibt vor, die Landwirte sei-
en mit einer Freigabe der neuen Techno-
logie zufrieden, die Verbraucherinnen
und Verbraucher würden über die Vorzü-
ge der neuen Nahrungsmittel aufgeklärt,
verlieren ihre Scheu und die Gentechnik
tritt ihren Siegeszug an.
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Um diesen Prozess zu beschleunigen
und vor allem die Europäischen Bauern-
verbände zu beschwichtigen, wird die For-
derung nach umfängliche Anbauversuchen
gestellt. Nach dem Beispiel Spaniens sol-
len großflächige Versuch zur „wissenschaft-
lichen Ermittlung von Kriterien für die Ko-
existenz“ durchgeführt werden.

Langfristig gesehen setzt Monsanto
innerhalb der EU auf ähnliche Entwicklun-
gen wie in den weltweiten GVO-Haupt-
anbau-Gebieten und auf die Etablierung
von Gen-Food auf dem europäischen
Markt. Der Fall der damit einergehenden
letzten gentechnikkritischen Bastion hätte
selbstverständlich – aus der Sicht der
Gentechniklobby positive – Auswirkungen
auf die Länder des Südens. Diese betref-
fen sowohl die Einfuhr von GVO-Lebens-
mitteln aus Europa in den Süden (Agrar-
überschüsse und/oder Lebensmittelhilfen)
und die Entwicklung besonders ange-
passter GVO-Sorten für den Süden in den
Forschungslabors des Nordens, als auch
Exportmöglichkeiten der Entwicklungs-
und Schwellenländer in die reichen Indu-
striestaaten. So oder so proklamiert die
Gentechnik-Industrie die Gentechnologie
als vielversprechende Möglichkeit für die
Lösung der Probleme im Süden, allen
voran der Hunger- und Armutsbekämp-
fung in den Entwicklungsländern.

Die Deutsche Industrievereinigung Bio-
technologie (DIB) vertritt innerhalb des Ver-
bandes der Chemischen Industrie und sei-
ner Fachverbände die Interessen von rund
200 deutschen Gentechnik-Unternehmen.
Nach ihrer Auffassung führen die Grenzwer-

te für GVO (im Sprachgebrauch des DIB:
„gentechnisch verbesserte Organismen“) zu
einer unnötigen Belastung der Hersteller
und Verarbeiter. Außerdem beklagt der
Verband den bürokratischen Aufwand für
Kennzeichnung und Rückverfolgbarkeit.

Die DIB sieht mit den neuen EU-Gen-
technik-Regularien die Voraussetzung für
das sofortige Aufheben des Moratorium
gegeben.28 Selbstverständlich ist die Be-
seitigung des Hungers in der Welt eines
der Hauptargumente der DIB

Simon Barber, Direktor der Vereinigung
europäischer Biotechnikunternehmer
EUROPABIO, vertrat bei einem Symposi-
um der EU-Kommission die Auffassung,
dass die EU bei der Ausarbeitung ihrer
Gentechnikgesetze nicht über den eigenen
Tellerrand hinausschauen und die Auswir-
kungen auf die Drittländer bei ihren Ent-
scheidungen völlig ausblenden würde.
„Jegliches in Brüssel zustande gekomme-
ne Gesetz hat aber für den Kleinlandwirt
in Afrika und Indien Folgen“. Gemeint ist:
weitgehende Deregulierung in Europa,
damit aus Hungerbekämpfungsgründen
die Gentechnik ihren weltweiten Siegeszug
antreten kann.29

Deutscher Bauernverband
(DBV)

In der Frage der Gentechnologie ist
der Deutsche Bauernverband als größter
landwirtschaftlicher Lobbyverband in
Deutschland gespalten. Das klare „Jein“
der Verbandsspitze erklärt DBV-Präsident
Gerd Sonnleitner wie folgt: „Wir gehen
weder euphorisch wie manche Saatgut-
unternehmen noch kategorisch ableh-
nend wie Umweltorganisationen an die
grüne Gentechnik heran.“30

Was den DBV nicht daran hindert, sich
in Sachen Informationspolitik eindeutig auf
die Seite der Gentechnik-Lobby zu schla-
gen: Waren auf den Perspektivkongress im
Februar 2002 in Berlin noch mehrere Gen-

28 ww.gruene-gentechnik.de/dgg/Positionen/
DIBIVA.pdf

29 vgl. Agrar-Europe, 6/03, 10.2.03, Europa-
nachrichten 7

30 Eröffnungsrede Gentechnik-Perspektivkongress
des Deutschen Bauernverbandes am 26. und
27. Februar 2002 in Berlin, in: Deutsche
Bauernkorrespondenz 4/02 S.24
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technik-Kritiker als Referenten geladen, re-
duzierte sich das kritische Potential beim
Nachfolgekongress im Oktober 2002 in
Bonn-Röttgen auf einen Referenten.

Dessen ungeachtet wiederspiegeln die
Aktivitäten der DBV-Chefetagen offensicht-
lich nicht den Willen der überwiegenden Zahl
der Landwirte. So bestätigte eine Emnid-Um-
frage im Auftrag von Greenpeace, dass 70
Prozent der deutschen Bauern keine GVO
einsetzen wollen.31

Angesichts des drohenden Falls des
Moratoriums in der EU und der zu erwar-
tenden Aussaat gentechnisch veränderten
Saatgutes musste der DBV im Herbst 2003
„Farbe bekennen“: „Für den Deutschen
Bauernverband ist die Frage der Koexi-
stenz der zentrale Aspekt in der jetzigen Dis-
kussion zur Grünen Gentechnik. Es muss
gelingen, das Neben- und Miteinander
von konventionellem Ackerbau ohne Gen-
technik, konventionellem Anbau Einsatz
genetisch veränderter Pflanzen und öko-
logischem Anbau ohne Verwendung von
Gentechnik zu gewährleisten und damit
die Wahlfreiheit von Erzeugern und Ver-
brauchern sicherzustellen. Koexistenz be-
inhaltet das möglichst konfliktfreie Neben-
einander verschiedener Produktionsfor-
men, ohne dass die eine oder andere Form
ausgeschlossen wird. Das gilt vor allem für
die Landwirtschaft aber auch die weiteren
Verarbeitungs- und Handelsstufen. Es ist
rechtlich festzulegen, dass Landwirte, die
keine gentechnisch veränderten Pflanzen
einsetzen, nicht mit den Kosten für Tests auf
das Vorhandensein von GVO belastet wer-
den. Die Klärung der Haftungsfragen ist
besonders dringlich. Anbauer, die auf-
grund unvermeidbarer GVO-Verunreini-
gungen in konventionellen oder Öko-Er-
zeugnissen Vermarktungsverluste erleiden,
müssen entschädigt werden. In diesem Zu-
sammenhang ist das Für und Wider einer
Fondlösung zu diskutieren. Außerdem dür-
fen Landwirte, die zugelassene GV-Sorten
nach guter fachlicher Praxis anbauen, kei-
ner Haftung für von ihnen nicht verschul-
deten Schäden unterworfen werden.“3 2

Der Deutsche Bauernverband lehnt mit
der Begründung der ungeklärten Haftung
sogar den für 2004 in Sachsen-Anhalt vor-
gesehenen sogenannten „Erprobungsan-
bau“ von Bt-Mais ab. Das kann sicher als
Beweis dafür gelten, dass sich der DBV
trotz seiner generell eher positiven Einstel-
lung zur Gentechnik im konkreten (Ernst-)
Fall seiner Verantwortung für die von ihm
vertretenen Landwirte durchaus bewusst
ist.33

Deutsche und Internationale
Umweltverbände

Die durch ihre gleichermaßen spekta-
kulären wie einfallsreichen Anti-Gen-
technik-Aktionen34 bekannte Umwelt-
organisation Greenpeace setzt ganz auf
den Markt. Im Gegensatz zur Gentechnik-
Lobby vertritt Greenpeace die Auffassung,
dass Lebensmittel auf dem EU-Markt qua-
si gentechnikfrei sind. Und dass es sich
weder Lebensmittelverarbeiter noch der
Lebensmitteleinzelhandel leisten können,
gentechnisch veränderte Lebensmittel
anzubieten. Denn schließlich gibt es den
erklärten Willen der Verbraucherinnen
und Verbraucher gegen Gen-Food.35

31 Frühschütz, Leo: Gentechnik bedroht den
Ökolandbau. Schrot&Korn, 11/2003, S. 32

32 Stellungnahme des Präsidiums des DBV
03.06.03, www.agrar.de 03.06.03)

33 PM des DBV vom 09.03.04: Kein Erprobungs-
anbau zur Grünen Gentechnik ohne Haftungs-
freistellung. www.agrar.de

34 Im Frühjahr 2003 verhinderten Greenpeace-
Aktivisten in der Gemarkung Friemar (Thürin-
gen) durch die Aussaat von Ökoweizen den
ersten Gen-Weizen-Versuch in Deutschland
(Antragsteller Syngenta GmbH)

35 Dr. Christoph Then (Greenpeace Germany):
Referat zur Tagung: Wahlfreiheit und Koexistenz
– Was bringt die Grüne Gentechnik für Land-
wirtInnen und VerbraucherInnen? Weimar,
20.11.2003
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Greenpeace fordert klare Regelungen
für Koexistenz und Haftung. In diesem
Zusammenhang ist die Organisation vor
allem politisch sehr aktiv (Diskussion der
Gesetze auf EU-Ebene und Umsetzung
der EU-Freisetzungsrichtlinie im Rahmen
der Novellierung der deutschen Gen-
technik-Gesetzgebung). Greenpeace en-
gagiert sich EU-weit bei der Errichtung
gentechnikfreier Regionen.

Die Umweltorganisation hat nie Zwei-
fel daran gelassen, dass die Gentechno-
logie aus ihrer Sicht keinen Beitrag ge-
gen den Hunger auf der Erde leisten kann.
Im Gegenteil: Gemeinsam mit Wissen-
schaftlern der Universität Sussex hat
Greenpeace International Beispiele zu-
sammengetragen und ausgewertet, die
zeigen, dass eine an die lokalen und kul-
turellen Bedingungen angepasste nach-
haltige und ökologische Landwirtschaft
die Welternährung besser sichern kann
als die Gentechnologie.36

Die Umweltorganisation Friends of the
Earth Europe (FoEE) (in Deutschland:
BUND) gehört zu den Kritikern der Entschei-
dungen des EU-Parlaments zur Genfood-
Kennzeichnung. Sie vertreten die Auffas-
sung, dass die neuen Regelungen die gen-
technische Verunreinigung von Lebens-
und Futtermitteln allenfalls verlangsamen,
aber nicht verhindern können.

Auf Grund der ungeklärten Fragen und
Probleme fordert die Umwelt-NGO den
Fortbestand des EU-Moratoriums. Gleich-
zeitig unterstützt die Organisation alle Be-
strebungen zur Etablierung gentechnik-
freier Zonen in Europa, die auf der Grund-
lage freiwilliger Selbstverpflichtungen von
Landwirten und Landeigentümern abge-
schlossen werden sollen.

Eine weitere Strategie ist die Verbrau-
cheraufklärung. Denn wenn das Morato-
rium fallen sollte – und davon ist auszu-
gehen – entscheidet allein der Markt über
die Entwicklung der Gentechnik in der
Landwirtschaft und der Lebensmittel-
wirtschaft. Bleibt es bei der bisher durch
Umfragen ermittelten deutlichen Ableh-
nung von Gen-Food durch die Verbrau-
cher, werden Landwirte, Lebensmittel-
verarbeitung und Lebensmitteleinzelhan-
del auf diese Technologie verzichten.

Die Abhängigkeit der Entwicklung der
Gentechnologie im Süden vom Ver-
braucherverhalten in der Europäischen
Union deutlich wird dadurch deutlich ge-
macht.

Kirchliche Stellungnahmen

In einer gemeinsamen Pressemittei-
lung erklärten die Organisationen Brot für
die Welt, MISEREOR und Bund Ökologi-
sche Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), dass
die Gentechnologie nicht in der Lage ist,
die Ursachen für den Hunger in der Welt
wirksam zu bekämpfen. Die NROs wei-
sen darauf hin, dass Hunger nicht als Fol-
ge geringer Produktion entsteht, sondern
durch ungerechte Verteilung von Reich-
tum, durch Kriege und durch Miss-
wirtschaft entsteht. Für die Bauern in den
Entwicklungsländern ist der verbesserte
Zugang zu Land, zu Saatgut und zu den
einheimischen Märkten überlebensnot-
wendig. Die drei Organisationen nehmen
mit der Pressemitteilung Stellung zu einem
Antrag der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on im Deutschen Bundestag vom
24.06.2003,37 in dem es unter der Über-
schrift „Verantwortung für die Sicherung
der Welternährung übernehmen – Chan-
cen der grünen Gentechnik nutzen“ heißt,
dass „...die grüne Gentechnik in Zukunft
ein Schwerpunkt der Agrarforschung und
–entwicklung sein und einen wesentlichen
Beitrag zur Sicherung der Welternährung
leisten werde.“38

36 “The real green revolution”, 2003,
www.greenpeace.org

37 Bundestags-Drucksache 15/1216
38 Brot für die Welt, MISEREOR, BÖLW – PM

23.10.03
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Der Evangelische Entwicklungsdienst
warnte in einer Presseerklärung vor einem
Dammbruch bei der Gentechnik und
meinte aus genau gegengesetzter Logik
zu EUROPABIO, dass die EU damit die
Entwicklungsländer im Stich lassen wür-
de. Mit der Aufhebung des Zulassungs-
moratoriums von genetisch veränderten
Pflanzen in Deutschland wird auch in Ent-
wicklungsländern ein wichtiger Grund für
deren Zurückhaltung bei der Agro-Gen-
technik hinfällig. Die meisten Entwick-
lungsländer waren weniger aus Gründen
der Gesundheitsfürsorge und des Umwelt-
schutzes gegen die Agro-Gentechnik ein-
gestellt, als auf Grund ihrer Ängste, die
Exportmärkte in Europa zu verlieren. Wei-
ter heisst es: „Dem überwiegenden Teil
der Entwicklungsländer fehle es an den
gesetzlichen Voraussetzungen für den si-
cheren Umgang mit der Gentechnik. Für
die EU war die Regulierung der Agro-
Gentechnik die unbedingte Vorausset-
zung für die Aufhebung des Moratoriums.
Mehr als 5 Jahre hat Europa gebraucht,
um die rechtlichen Bedingungen zu klä-
ren. Die Entwicklungsländer dagegen sei-
en auf den Schritt überhaupt nicht vorbe-
reitet, denn sie befänden sich noch in der
Frühphase des Aufbaus nationaler Gen-
technikgesetze. Ohne die begleitenden
Sicherungsmaßnahmen und ihre recht-
lich-institutionelle Ausgestaltung würden
diese Länder von den Gentechnik-
konzernen schlichtweg überrollt. Die Si-
cherheit der Verbraucher und der Umwelt
sowie die Wahlfreiheit der Bauern und
Konsumenten sei in Gefahr.“

Analog zu EUROPABIO meint der EED
weiter, dass die EU und die Bundesregie-
rung sich ihrer gentechnischen Vorbild-
rolle – und damit ihrer weltweiten Verant-
wortung – nicht hinreichend bewusst sei-
en. Noch bevor die meisten Entwicklungs-
länder mit strengen Regelungen dem
Modell der EU nachkommen könnten,
würden sie schon durch den Gentransfer
von genetisch veränderten Organismen
verseucht sein. Selbst wenn sie dem ho-
hen Schutzniveau der EU später folgen

würden, statt der weitgehenden Dere-
gulierung der US-Rechtslage, sei die Ge-
fahr groß, dass es zu spät sein wird.

Die Arbeitsgemeinschaft der Umwelt-
beauftragten der evangelischen Landes-
kirchen und der katholischen Diözesen in
Deutschland und die beiden kirchlichen
Landdienste ADL und KLB haben sich im
Sommer 2003 in einem Positionspapier
„10 Argumente gegen die Nutzung von
gentechnisch veränderten Pflanzen“ an die
Öffentlichkeit gewandt. Mit dem Hinweis
auf die Gefahren und Fehleinschätzungen
dieser Technik vertreten die Initiatoren die
Auffassung, dass die Ehrfurcht vor dem von
Gott geschaffenen Leben Vorrang hat vor
dem technisch Machbaren.

Die 10 Argumente umfassen im Ein-
zelnen:39

1. Verbraucherautonomie in Gefahr
2. Gesundheitsrisiken beim Verzehr
3. Ökologische Risiken beim Anbau
4. Gefahr für die Artenvielfalt
5. Gentechnik fördert die Konzentrati-

on in der Landwirtschaft
6. Gefahr für die gentechnikfreie Land-

wirtschaft
7. Ökonomische Fehleinschätzungen
8. Fehleinschätzung Pestizid- und

Herbizideinsparung
9. Gefahr von Monopolisierung der

Nahrungsmittelerzeugung
10. Mythos von der Beseitigung des Hun-

gers in der Welt

Weltbank und Internationale
Agrarforschung

Die Weltbank hat ein Programm neu
aufgelegt, mit dem die Versorgung mit be-
stimmten Nahrungsmittelbestandteilen

39 ausführlich unter: www.kirchliche-dienste.de/
upload/gentechnik_de.pdf
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verbessert werden soll. Im Rahmen des Pro-
gramms sollen gentechnisch veränderte
Pflanzen entwickelt werden, die einen hö-
heren Gehalt an – zum Beispiel – Vitami-
nen aufweisen. Das Projekt „HarvestPlus“
wird von zwei der 16 internationalen Agrar-
forschungszentren der CGIAR-Instituten
durchgeführt; dem International Food
Policy Research Institute in Washington/DC
(USA) (IFPRI) und dem Tropical Agricultural
Center (CIAT) in Kolumbien. Finanziert wird
das Projekt von der Weltbank (12 Millio-
nen US-Dollar) und der Hilfsorganisation
USAID (2 Millionen US-Dollar). Außerdem
bekam es Mitte Oktober 2003 eine Spen-
de von über 25 Millionen US-Dollar von
der Bill und Melinda Gates-Stiftung. Mon-
santo (aus St. Louis in den USA) begrüßte
Mitte Oktober 2003 die Neuauflage des
Programms. Der Pflanzen-Biotechnologie-
Konzern, so wird berichtet, habe Informa-
tionen für eines der Unterprojekte bereit-
gestellt, in dem es um die (mittels Gen-
technik) erhöhte Produktion von Provitamin
A in einer afrikanischen Maissorte geht40.

In der internationalen Agrarforschung
werden wesentliche Weichenstellungen für
die Landwirtschaft der Zukunft vorgenom-
men. Zentraler Akteur ist die Consultative
Group on International Agricultural
Research (CGIAR), die 1971 von priva-
ten Stiftungen und einigen Regierungen
von Industriestaaten sowie mit Unterstüt-
zung der Weltbank gegründet wurde. Die
CGIAR koordiniert heute die Arbeit der 16

internationalen Agrarforschungszentren,
die sich stark dem Kampf gegen den Hun-
ger verpflichtet fühlen.

Mittlerweile gehören auch 25 Entwick-
lungsländer sowie regionale und interna-
tionale Organisationen zu den 63
CGIAR-Mitgliedern. Co-Sponsoren der
Gruppe sind die Weltbank, das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP), das Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen (UNEP) und die Welt-
ernährungsorganisation (FAO).41

In den letzten Jahren hat sich vor al-
lem die Zusammenarbeit der Agrar-
forschung mit der Life-Science-Industrie
stark entwickelt. Die permanente Finanz-
knappheit der Forschungszentren zwingt
sie zu Kooperationen auf der Basis von
Public-Private-Partnership. Im Bereich
Gentechnologie aktive Pharmakonzerne
sind gern gesehene Geldgeber, diese
nehmen ihrerseits jedoch maßgeblich
Einfluss auf die Ausrichtung der For-
schung.42

So verwundert es nicht, dass die inter-
nationale Agrarforschung sehr offensiv
auf die Gentechnik setzt. Das erste ihrer
fünf Hauptziele formuliert die Gruppe wie
folgt:

Increasing Productivity:43

The CGIAR strives to make devel-
oping country agriculture more pro-
ductive through genetic improve-
ments in plants, livestock, fish, and
trees, and through better manage-
ment practices. One important
feature of the CGIAR’s productivity
re-search is its focus on building
into plants greater resistance to in-
sects and diseases that adversely
affect productivity and the stability
of production in the tropics. While
protecting farmers from losses, these
improved plants protect the environ-
ment because they require little, if
any, chemical inputs.

40 Weltbank Press-Reviews, 21.10.03,
www.world bank.org, zitiert nach Gen-ethischer
Informationsdienst Nr. 161, Dez. 2003/Jan.
2004, S.19

41 Report on CGIAR Annual Meeting 2003
(CGIAR-News November 2003) www.cgiar.org

42 Gura, Susanne: Public-Private Partnership for
Global Food Security? – The Cooperation
between the CGIAR and the “Life Sciences”
Industry, FU&E and MISEREOR, 1999

43 www.cgiar.org - who we are (Stand
08.01.2003)
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6. Der Internationale Rechts-
rahmen: Was dürfen die Staaten?

Das „Cartagena-Protokoll zur
biologischen Sicherheit“ (Bio-
safety Protokoll) – Chance und Ri-
siko für die Entwicklungsländer44

Die Konvention zur Biologischen Vielfalt,
die am 29.12.1993 in Kraft trat und 188
Mitgliedsstaaten umfasst, fordert in Artikel
19.3 die Vertragsstaatenkonferenz auf, die
Notwendigkeit zu überprüfen, Verfahren im
Bereich des sicheren Transfers, Handhabung
und Nutzung von GVO (Sprachregelung:
LMO = GVO) zu entwickeln, um eine nega-
tive Wirkung auf die biologische Vielfalt und
deren Komponente auszuschließen.

Daraus folgten die entsprechenden Ver-
handlungen. Das „Cartagena-Protokoll
zur biologischen Sicherheit“ (Biosafety Pro-
tokoll) ist am 11.09.2003 in Kraft getre-
ten, nachdem im Juni 2003 der fünfzigste
Staat die Ratifizierung vorgenommen hat-
te. Vorausgegangen waren der Beschluss
des Protokolls nach langwierigen und
schwierigen Verhandlungen im Januar
2000; trotzdem hatten 103 Staaten das
Protokoll unterzeichnet, allerdings nicht
die USA und andere Staaten der sog. Mi-
ami-Gruppe (Gentechnikbefürworter). Die
Regelungen des Abkommens müssen nun
in nationales Recht umgesetzt werden. Das
Cartagena Protokoll hat heute 87 Mitglie-
der, aber keines der Länder der ursprüng-
lichen Miami-Gruppe hat ratifiziert.

Die Auseinandersetzungen mit den gen-
technikfreundlichen Ländern der sog. Mi-
ami-Gruppe (Argentinien, Australien, Ka-
nada, Chile, USA und Uruguay; später kam
Mexiko hinzu, und Chile trat aus) betrafen
vor allem folgende Regelungen des Ver-
tragsentwurfs: die Beziehung zum interna-
tionalen Handel, das Advanced Informed
Agreement (vorzeitige Inkenntnissetzung),

das Vorsorgeprinzip, Mechanismen für die
Risikoanalyse und die Begleitdokumentat-
ion über die genetische Veränderung. Auf
einen Nenner gebracht: Regulierung des
internationalen Gentransfers ja oder nein.
Darüber hinaus widmet sich der Vertrag
besonders der verwundbaren Rolle der Ent-
wicklungsländer und sieht Hilfe bei dem
Ausbau von Kapazitäten vor, um die Gen-
technik zu regulieren. Er übernimmt damit
Verantwortung für die Länder, die noch kei-
ne nationale Regulierungssysteme haben.

Zu bemerken ist, dass das Protokoll kei-
nesfalls eine gentechnikfeindliche Haltung
einnimmt. Es geht dem Vertrag lediglich
um das Gleichgewicht zwischen „die Vor-
teile der Biotechnologie zu nutzen“, aber
die Biodiversität und menschliche Gesund-
heit vor Risiken zu schützen.

Im Biosafety Protokoll sind erstmals
völkerrechtlich verbindliche Regeln über
den grenzüberschreitenden Handel mit
lebenden GMO definiert. Es wird großen
Einfluss haben auf die nationale Gesetz-
gebung der Mitgliedsstaaten.  Das zen-
trale Ziel des Biosafety Protokolls besteht
in der Beschreibung der Rechte der Staa-
ten beim Schutz von Menschen und Um-
welt vor möglichen Gefahren durch GMO.
Zentrale Bestimmung ist ein Verfahren, wie
dem Import von GVO eine Übermittlung
von den vollständigen Informationen über
die technische Veränderung vorausgehen
muss, sofern sie für die Freisetzung be-
stimmt sind. Das Importland muß vorher
eine Importgenehmigung aussprechen
(Advanced Informed Agreement = AIA). So
räumt es zum Beispiel Staaten das Recht
ein, den Import von GMO aus Gründen
der Vorsorge zu verbieten.

44 www.biodiv.org
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Allerdings macht das Protokoll eine
einschneidende Unterscheidung zwischen
GVO-Nahrungsmittel, -Futtermittel und –
Rohstoffe zur Weiterverarbeitung einer-
seits, und lebendige GV-Organismen zur
Ausbringung in der Natur anderseits.  Für
die erste Kategorie ist lediglich ein Infor-
mationsaustauschsystem vorgesehen. Es
wird von einem Biosafety Clearing House
unterstützt, das bei dem Vertragsstaaten-
sekretariat der Konvention zur Biologi-
schen Vielfalt angesiedelt. Der AIA-Me-
chanismus gilt nur für die zweite Katego-
rie von GVO, wenn sie zum ersten Mal
durch einen grenzüberschreitenden Ver-
kehr in die Umwelt des Importlandes aus-
gebracht werden soll.  Dahinter steht die
Furcht der Entwicklungsländer, nicht mehr
als Dumping Ground benutzt zu werden
für ungetestete GVO, als Experimentierfeld
für risikoreiche Tests und als Zielscheibe
für den Export von GVO-verschmutzem
Saatgut. Eine dritte Unterscheidung findet
statt hinsichtlich GVO, die für geschlosse-
ne Systeme bestimmt sind.  Auch sie sind
von dem AIA-Verfahren ausgeschlossen.

Mit dieser Unterscheidung sind 90 %
aller internationalen GVO-Handelsströme
von dem AIA-Verfahren ausgeschlossen.
Wenn das Exportland die GVO zum Kon-
sum zugelassen hat, müssen nur noch ge-
ringfügige Informationen an das Biosafety
Clearing House weitergegeben werden.
Die eigene Risikobewertung obliegt dann
den Importländern. Um auf den Fall eines
Imports vorbereitet zu sein, müssten die
Entwicklungsländer alle Neuzulassungen in
den Industrieländern sofort einer eigenen
Risikobewertung unterziehen, falls sie das
Zulassungsverfahren in dem Exportland
nicht als gleichwertig mit ihren eigenen
Vorsorgeschutzniveau einschätzen, und
zwar unabhängig davon, ob ein Exportvor-
gang aktuell vorliegt oder nicht. Für diese
GVO ist die Regulierungslast dadurch ver-
schoben worden von dem Exportland auf
die anderen Länder, bzw. von einer inter-
nationale Regulierung auf die Regulierung
durch nationale Verfahren.  Allerdings au-
torisiert das Cartagena Protokoll die Mit-
gliedsländer auch dazu, den Import auch
solcher GVO nach den einheimischen

Regulierungsrahmen vorzunehmen. Das
gleiche gilt für GVO, die für geschlossene
Systeme bestimmt sind.

Für Entwicklungsländer ist die Unter-
scheidung zwischen GVO für den direkten
Verzehr und für die Freisetzung kaum ein-
haltbar.  Bei der Auseinandersetzung um
GVO-Nahrungsmittelhilfe für das südliche
Afrika stand die Befürchtung im Vorder-
grund, dass hungernde Bauern, wenn sie
Maiskörner für den Verzehr geschenkt be-
kommen, diese auf jeden Fall auch aus-
sähen, um eine Ernte im nächsten Jahr
garantiert zu haben.  Nur in einer durch-
rationalisierten Landwirtschaft ist die Un-
terscheidung zwischen Saatgut und Nah-
rungsmitteln messerscharf.

Die EU und die Entwicklungsländer wa-
ren die entscheidenden Akteure während
der Verhandlung des Protokolls. Während
die Entwicklungsländer bereits am Anfang
der Beratungen für möglichst hohe Schutz-
standards eintraten, gaben die EU-Staaten
ihre ursprünglich zögerliche Haltung auf
und setzten sich vor allem gegen Ende der
Verhandlung für ein starkes Protokoll ein.
Die Gründe für diesen „Sinneswandel“ la-
gen in der stetig wachsenden Ablehnung der
Gentechnik vor allem in Frankreich und
Großbritannien sowie in der gentechnik-
kritischeren Haltung Deutschlands nach
dem Regierungswechsel 1998.

Für die Entwicklungsländer steht im Zuge
der Umsetzung des Protokolls in nationa-
les Recht viel auf dem Spiel, befinden sich
doch die meisten von ihnen in der Phase
des Aufbaus nationaler Gentechnikgesetze.
Das Cartagena-Protokoll eröffnet ihnen die
Möglichkeit strenger Gentechnikrege-
lungen nach dem Vorbild der EU mit zu-
sätzlich weitreichenden Importbeschränkun-
gen. Aber die Gentechnik-Lobby sieht da-
bei nicht tatenlos zu. So legten die US-Re-
gierung durch US-AID im Jahr 2003 ein
Programm zur Entwicklung von Gentechnik-
gesetzen in Afrika mit einem Finanzvolumen
von 14,8 Millionen US-Dollar auf. Sie ent-
sandten zur gleichen Zeit Experten für die
Umsetzung des Cartagena-Protokolls, ob-
wohl die USA selbst dem Vertragswerk nicht
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beigetreten sind. Es versteht sich von selbst,
dass diese Experten die Sichtweise der US-
Administration verbreiten, die wohl der US-
Gentechnik-Industrie sehr nahe kommen
dürfte. So befürchtet Hartmut Meyer45: „Die
Ausgestaltung und Durchführung interna-
tionaler Programme zur Umsetzung des
Cartagena-Protokolls und zum Aufbau na-
tionaler Regelwerke in Entwicklungsländern
wird aber weitestgehend Regierungen und
Experten überlassen, die den Grundlagen
der EU-Regelwerke kritisch bis ablehnend
gegenüberstehen... Falls sich nicht starke
kritische Stimmen aus dem Bereich der
Zivilgesellschaft und der Nichtregierungs-
organisationen erheben, wird sich die na-
tionale Gentechnologiedebatte zu einer
Plattform entwickeln, die Vertreter aus Poli-
tik, Industrie und Wissenschaft zur rechtli-
chen Absicherung einer möglichst unge-
hemmten Verbreitung von GVO nutzen.“46

Im Vergleich zu den Bemühungen der
US-Regierung und ihrer Stiftungen für das
US-Modell der GVO-Deregulierung muten
die deutschen Anstrengungen zur Capacity
Buildung in Entwicklungsländern eher be-
scheiden an. Das Programm für Afrika
umfasst ein Volumen von 2 Mio. Euro und
wird über die Afrikanische Union abgewik-
kelt, um das AU-Modellgesetz in den ver-
schiedenen afrikanischen Ländern zu eta-
blieren. Angesichts der enormen Kosten für
die Gesetzgebungsprozesse und die Regu-
lierungsinfrastruktur einschließlich überre-
gionaler Testlaboratorien ist kaum damit
zu rechnen, dass die afrikanischen Regie-
rungen allzu begeistert von dem EU-Mo-
dell der Hochregulierung sein werden,
wenn nicht sehr viel mehr technische Hilfe
aus Europa gewährt wird.

EU-Umsetzung des Cartagena
Protokolls

Am 15.7.2003 verabschiedete der EU-
Ministerrat eine Verordnung über die
„Grenzüberschreitenden Verbringung von
genetisch veränderten Organismen“ (Regu-
lation 1946/2003/EC). Sie trat am
25.11.03 in Kraft. Als Zweck des Gesetzes

wird ausgeführt: Die Umsetzung der Ver-
pflichtungen des Cartagena Protokolls für
GVO-Exporte aus der EU. Das soll durch
ein gemeinsames System der Notifizierung
und Information über den grenzüberschrei-
tende Verbringung von GVO passieren. Für
die Importe sieht das Gesetz keine
Regelungsnotwendigkeit, die über die be-
stehende EU-Gesetze bzw. die Gesetze der
Mitgliedsländer hinausgeht.

Die Exporteure von GVO werden ver-
pflichtet – entsprechend den Regelungen
des Protokolls – bei GVO-Nahrungs-,
GVO-Futtermitteln und GVO-Rohstoffe zur
Weiterverarbeitung die Exportabsicht und
die Beschreibung der genetischen Verän-
derung  dem Biosafety Clearing House
(BCH) mitzuteilen, so wie das Protokoll es
vorsieht.  Eine verkürzte Liste der verlang-
ten informationen ist im Annex II des Ge-
setzes beigelegt. Der Exporteur mussaber
dem Importeur auch mitteilen, dass die
Ware nur für den Verzehr bestimmt ist.  Bei
GVO, die für die Freisetzung bestimmt
sind, ist tritt das sehr viel umfangreichere
Verfahren der Informationsübermittlung
durch den AIA-Mechanismus in Kraft.  Die
Informationen müssen nicht dem BCH
mitgeteilt werden, sondern  der zuständi-
gen Behörde im Importland – egal ob
Mitglied oder Nichtmitglied des Carta-
gena-Protokolls.  Sie müssen detaillierte
Angaben über eine „Anlaufstelle“ in dem
Exportland angeben.  Jedes Mitgliedsland
muss eine solche „Anlaufstelle“ installie-
ren, wo alle GVO-Exporte mit allen nöti-
gen Hintergrundsdaten registriert werden
und wo das Ausland nähere Informatio-
nen beziehen kann. Dies dient der Rück-
verfolgbarkeit und der besseren Einschät-
zung bei der Importgenehmigung. Die
Gesetze und Regeln des Importlandes

45 Dr. Hartmut Meyer hat die Verhandlungen des
Biosafety-Protokolls als Beobachter für den
BUND und das Forum Umwelt & Entwicklung
verfolgt. Er ist Koordinator des GENET, dem
Netzwerk europäischer Nichtregierungs-
organisationen zur Gentechnologie

46 Meyer, Hartmut: Biosafety-Protokoll tritt in Kraft,
Gen-ethischer Informationsdienst, Nr. 159,
Aug./Sept. 2003, S. 47-49
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müssen selbstverständlich eingehalten
werden, auch wenn sie über die Verpflich-
tungen des Cartagena Protokolls hinaus-
gehen;  ebenso werden die Exporteure auf
das Vorsorgeprinzip festgelegt.

Gleichzeitig wurden folgende Ergän-
zungen anerkannt, die das Europäische
Parlament beschloss:

Die Informationen über die Export-
notifizierung sind öffentlich zu machen.
Dabei müssen auch die Namen der Ex-
und Importeure angegeben werden.

Zwischen dem Parlament und der Kom-
mission war umstritten, ob der Exporteur
eine Exportgenehmigung braucht, für die
Voraussetzung ist, dass noch vor dem be-
absichtigten Exportvorgang eine schriftli-
che Einwilligung des Importlandes einge-
holt werden muss, wenn es sich um eine
Ware zur Freisetzung handelt. Diese Vor-
schrift ist jetzt im Gesetz vorhanden. Da-
mit geht die Verordnung über die Bestim-
mungen des Cartagena Protokolls hinaus,
denn das Cartagena Protokoll verlangt
lediglich die vorherige vollständige Infor-
mation und eine Importgenehmigung,
aber keine Exportgenehmigung.

Auch in einem weiteren Punkt ist die EU
weit restriktiver. So dürfen nur GVO expor-
tiert werden, die eine Zulassung innerhalb
der EU haben. Diese Vorschrift ist damit
strikter als die bei Pestiziden, nach der auch
nicht zugelassene Pestizide exportiert wer-
den dürfen. Zwar kann die Zulassung nicht
beantragt worden sein, weil es sich um eine
Ware handelt, die z.B. nur in tropischen
Breiten zur Anwendung kommt. Doch bei
den GVO würde eine solche rein tropische
Erfindung nicht als z.B. Saatgut exportiert,
sondern im sogenannten Forschungs-
stadium. Dann fällt sie unter die Regeln von
„GVO, die zur Anwendung in geschlosse-
nen Systemen bestimmt sind“. Die müssen
entsprechend gekennzeichnet werden und
unterliegen dann den Freisetzungs-
bestimmungen im Importland.

Im Falle, dass bei einem Erzeugnis ein
hoher Grad an unbeabsichtigter GVO-Ver-

schmutzung im Inland entdeckt würde, und
diese Ware wurde auch exportiert, müs-
sen sofort die Vertragsstaaten über die
mögliche Verschmutzung ihrer Importe un-
terrichtet werden.

Vertragsstaatenkonferenz des
Cartagena Protokolls in Kuala
Lumpur

Vom 23. bis 27. Februar 2003 tagte in
Kuala Lumpur unter Vorsitz des malay-
ischen Forschungsministers Datuk Law
Hieng Ding die erste Vertragsstaaten-
konferenz der Mitglieder der Biosicher-
heitskonvention von Cartagena nach
deren völkerrechtlichen Inkrafttreten. Ne-
ben 87 Mitgliedern kamen auch 40 Re-
gierungen von Staaten, die Nichtmitglie-
der sind, und viele Beobachter von inter-
nationalen Organisationen, Nichtre-
gierungsorganisationen und der Privat-
wirtschaft. Trotz harten Widerstands seitens
der Staaten der früheren Miami-Gruppe
konnte die Konferenz mit 10 Entscheidun-
gen erfolgreich zu Ende geführt werden.
Während die Delegationsleiterin der USA
das Ergebnis als eine Gefährdung des
„reibungslosen Handels“ darstellt und
meint, „die Vertragsstaaten seien dabei,
einfach die Tür für diese Technologie zu
schließen“, kommen die Vertragsstaaten
selbst zu einer genau entgegengesetzten
Einschätzung. „Jetzt können Länder die
Vorteile der Biotechnologie mit größerem
Vertrauen genießen, während sie gleich-
zeitig potentielle Risiken meiden können,“
so Generaldirektor der Vertragsstaaten-
konferenz, Hamdallah Zeden.

Die umstrittenste und politischste Ent-
scheidung, die anstand, war die Frage
nach der Kennzeichnung von Lieferungen
(„shipments“) und ihrer Begleitdokumente.
Dabei ging es um die Umsetzung des Arti-
kels 18 des Protokolls, wo es heißt: „Da-
mit lebende veränderte Organismen bei
der absichtlichen grenzüberschreitenden
Verbringung…auf sichere Weise gehand-
habt, verpackt und transportiert werden,
sorgt jede Vertragspartei dafür, dass die
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Begleitunterlagen folgende Angaben ent-
halten.“ Das Protokoll unterscheidet dabei
3 unterschiedliche GVO-Lieferungen:

Lebens-, Futtermittel und Lebensmittel-
inhaltsstoffe zum Verzehr: Die Unterla-
gen müssen deutlich machen, dass die-
se Produkte GVO „enthalten können“
(may contain).
Bei GVO, die in geschlossenen Systemen
zur Anwendung kommen, muss das deut-
lich angezeigt werden, sowie die Erfor-
dernisse für die sichere Handhabung, La-
gerung, Beförderung und Verwendung
und auch die Angaben über die Kontakt-
stelle für weitere Informationen .
Bei GVO zur Freisetzung muss die Iden-
tität und die wichtigen Merkmale ange-
geben werden, die Erfordernisse für die
sichere Handhabung, Angaben über
Exporteur, Importeur und zuständige
Aufsichtsbehörde, sowie eine Erklärung,
der zufolge die Verbringung mit den für
den Exporteur geltenden Vorschriften
dieses Protokolls in Einklang steht.

Die präzise Auflistung von der Art der ge-
netischen Veränderung ist für den Übergang
noch freiwillig, was durch das Votum Mexi-
kos zustande kam. Eine Expertengruppe wur-
de gebildet, die zur Aufgabe hat, Vorschlä-
ge über die detaillierten Angaben, die die
Begleitdokumente zu liefern haben, auszuar-
beiten, inklusiv die akzeptablen Grenzwerte
für unbeabsichtigte GVO-Verschmutzung.
Wie der Widerstand der Miami-Gruppe
zeigt, ist dies die Achillesferse des gesamten
Protokolls (siehe nächster Abschnitt). Die Bun-
desregierung hat diese Expertengruppe zu
ihrem Treffen Ende 2004 nach Deutschland
eingeladen und wird ihre Arbeit finanzieren.

Diese Deklarations- und Informations-
pflicht von Lieferungen im internationalen
Handel ist jedoch nicht identisch mit Kenn-
zeichnung. Hier handelt es sich lediglich um
eine Deklaration gegenüber Regierungs-
behörden auf der Großhandelsstufe. Ob
die Informationen auch durch eine Kenn-
zeichnung auf der Einzelhandelsstufe wei-
tergegeben werden kann, ist damit nicht
entschieden. Allerdings ist diese Entschei-
dung von Kuala Lumpur die Voraussetzung

dafür, dass Länder auch eine Kennzeich-
nung für die Wahlfreiheit der Bauern und
Verbraucher einführen können. Sonst hät-
ten diese Länder eine offene Importflanke
bei der Informationsweitergabe.

Das andere große Thema war die Haf-
tungsregel. Die Afrikanische Gruppe, Ma-
laysia und Kolumbien waren besonders
engagiert für das Zustandekommen von in-
ternationalen Haftungsregeln. Eine Arbeits-
gruppe wurde eingesetzt, die ein klares und
starkes Mandat erhielt, bis 2007 interna-
tionale Regeln und Verfahren auszuarbei-
ten, wie die Haftung und Wiedergutma-
chung international zu handhaben ist. Die
Vertragsstaatenkonferenz entspricht dem
Auftrag des Artikels 27 des Cartagena Pro-
tokolls. Die Vorgaben schließen auch Haf-
tung ein für Umweltschäden, Gesundheits-
schäden und Verluste an den Kulturen der
Landwirte. Der Arbeitsgruppenauftrag um-
fasst: Analyse von potentiellen Schadens-
szenarien, Identifikation von der Notwen-
digkeit internationaler spezieller Haftungs-
regeln für GVO, wie diese Haftungsregeln
aussehen könnten, Bewertungsmaßstäbe
für Schäden an der Biodiversität und Ge-
sundheit, Schwellenwerte für Schäden, Be-
ziehung von Haftung zum Handel, Mecha-
nismus für finanzielle Sicherheiten und Ver-
fahren sowie das Einbringen von Klagen.

Die dritte wichtige Entscheidung betrifft
die Einsetzung eines Komitees zur Überwa-
chung der Einhaltung des Protokolls. Um
dem Vertragswerk auch „Zähne“ zu geben,
wurde ein 15-Personenkommittee mit Ver-
tretern aus allen Kontinenten ernannt, das
Fälle von Vertragsverletzungen auf Anfrage
von Vertragsparteien behandeln wird. Das
Komitee wird die Fälle feststellen, recher-
chieren, dokumentieren und die beklagte
Partei auffordern, seinen Verpflichtungen
nachzukommen. Das beklagte Land hat
dann 3 - 6 Monate Zeit zu reagieren. Im
Bedarfsfall kann es auch zu einer Anhörung
des Klägers und Beklagten kommen. Da-
mit hat das Protokoll eine Art Streit-
schlichtungsverfahren, ähnlich wie die WTO,
wenn auch ohne effektiven Sanktions-
mechanismus.
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Diese drei Elemente zusammen etablie-
ren ein internationales Regelwerk für den in-
ternationalen Verkehr mit GVO, das beson-
ders für die Entwicklungsländer von beson-
derer Bedeutung ist. An der engagierten
Verhandlungsposition der Entwicklungslän-
der in Kuala Lumpur hat sich gezeigt, dass
das Cartagena Protokoll eindeutig ein In-
strument des Südens ist. Trotzdem ist erstaun-
lich, wo die „Leidenschaft“ der Entwicklungs-
länder herkommt, sich so für einen hohen
internationalen Standard bei GVO einzuset-
zen, während sie sonst eher in allen ande-
ren Umweltforen für niedrige Standards plä-
dieren. Sicherlich spielt dabei die Regelung
der „Zustimmung nach vorheriger Informa-
tion über die Sachlage“ (AIA, Advanced
Informed Agreement) eine große Rolle.
Damit können Entwicklungsländer nach ei-
genen Bedürfnissen handeln, indem sie ent-
weder sich im Windschatten der hoch-
regulierten GVO-exportierenden Länder
bewegen und deren wissenschaftliche Ka-
pazitäten voll in Anspruch nehmen, oder
aber eigene Regulierungen komplementär
aufbauen, um den Besonderheiten ihrer
Umwelt, Ernährungssituation und Kosten-
Nutzen-Einschätzung zu folgen. Die
Haftungsregeln sind für sie auch besonders
wichtig, weil sie nur dadurch eine Gewähr
haben, dass die internationalen Konzerne
sehr viel vorsichtiger mit der Verbreitung von
GVO in den Entwicklungsländern vorgehen.

Nach Meinung der Beobachter aus dem
Lager der Nichtregierungsorganisationen ist
die EU eher schwach aufgetreten, nicht zu-
letzt auch wegen ihrer zur Zeit großen inter-
nen Differenzen über die eigenen Regulie-
rungsgesetze, obwohl die Entscheidungen
von Kuala Lumpur im Großen und Ganzen
ganz in ihrem Sinne waren.

Dennoch werden aus dem Kuala Lum-
pur-Prozess auch Herausforderungen auf
die EU zukommen:

Die Haftungsregeln sind in der EU sehr
heterogen und halten - wie im Fall der
deutschen Gentechnikgesetzesnovelle -
die Gentechnikkonzerne und Züchter aus
der Haftung heraus. Außerdem ist der
Haftungsgegenstand stark eingeschränkt,

z.B. ohne Umwelthaftung. Das wird inter-
national kaum aufrecht zu halten sein.
Wahrscheinlich wird eine einheitliche-
re EU-Regelung und die Konsolidie-
rung der verschiedensten Gesetze zu
einem umfassenden Einheitsgesetz ab-
verlangt werden.

Anderseits hat die EU-Regulierung
durch Kuala Lumpur eine wesentliche Auf-
wertung erhalten:

Selbst China und Indien sind auf die
EU-Linie eingeschwenkt.
Die Risikoanalyse und das Vorsorge-
prinzip sind gestärkt worden und da-
mit wesentlich leichter in der WTO zu
verteidigen.
Die Grundvoraussetzung für die Kenn-
zeichnung ist international eingeführt.
Denn wenn die Importlieferungen nicht
identifizierbar sind, wäre ihr Weiterver-
kauf an die Konsumenten auch nicht
kennzeichnungsfähig. Es wird schwieri-
ger, die EU-Kennzeichnungsverordnung
als technisches Handelshemmnis zu
brandmarken.
Damit ist indirekt auch das Grundprin-
zip des EU-Rechts, die Wahlfreiheit der
Verbraucher und Erzeuger, abgesichert
worden.
Dass es überhaupt eine Haftung bei
GVO gibt bedeutet, dass die EU jetzt
mit ihrer Haftbarmachung kein Außen-
seiter mehr in der internationalen Völ-
kergemeinschaft ist.

Der Engpass des Cartagena Protokolls
ist die Tatsache, dass die meisten der
GVO-anwendenden und exportierenden
Länder nicht Vertragsparteien sind. Damit
sind diese nicht an die Bestimmungen des
Protokolls gebunden. Gleichwohl macht
es den Importländern einfacher, auf die
Kennzeichnung und Dokumentation der
Lieferungen zu bestehen, weil sich ihre
nationalen Gesetze in Übereinstimmung
mit einem internationalen Rechtsstandard
befinden und man ihnen daher kaum Will-
kür und Diskriminierung in einem WTO-
Schiedsverfahren – falls es je dazu käme
– vorwerfen kann.
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Doch die „Schlacht“ ist noch nicht ge-
wonnen. Noch werden die Länder der Mi-
ami-Gruppe alles in ihrer Macht stehende
unternehmen, um die Bestimmungen des
Protokolls zu unterlaufen bzw. auszuhöhlen.
Die Leiterin der US-Delegation zur Vertrags-
staatenkonferenz, Deborah Malac, nahm
schon eine drohende Haltung ein: „Wenn
die Vertragsparteien das Protokoll in einer
Art umsetzen, die mit den Vorschriften der
WTO inkonsistent ist, dann würden wir ganz
sicher wollen, dass das in der WTO ange-
sprochen wird.“47 Da die USA nicht Mitglied
sind, haben sie auch kein Stimmrecht. Doch
das wollen die Länder der Miami-Gruppe
ändern, denn Kanada und Argentinien wol-
len Mitglied werden; Mexiko ist als einzi-
ges Miami-Land schon Mitglied. Dann kön-
nen diese Länder innerhalb der Vertrags-
staatenkonferenz wichtige Beschlüsse blok-
kieren. Eine andere Taktik wurde durch den
sog. „Trilateralen Vertrag“ deutlich.

Die Miami-Gruppe wehrt sich:
der Trilaterale Vertrag

Eine Woche vor Kuala Lumpur trafen
sich Regierungsvertreter der Miami-Grup-
pe zu einer Konferenz in Buenos Aires. Das
Treffen wurde zusammen mit der Interna-
tional Grain Trade Coalition organisiert,
eine einschlägige pro-Gentechnik einge-
stellte Lobby der Privatindustrie. Auf die-
sem Treffen wurde der Vertrag, den kurz
vorher die 3 Mitglieder von der Nordame-
rikanischen Freihandelszone NAFTA (USA,
Kanada, Mexiko) miteinander abschlos-
sen hatten, als Mustervertrag dargestellt
und später als Gegengewicht zu den Be-
schlüssen von Kuala Lumpur ausgegeben.
Schon bei der Vertragsunterzeichnung
hatte Chuck Lambert, Unterstaatssekretär
des US-Ministerium, diesen Vertrag als ein
Modell dafür gelobt, wie seiner Meinung
nach das Cartagena Protokoll WTO-kon-
form umzusetzen sei. Verbunden hat er es
mit der Ankündigung, die USA würden un-
tersuchen, wie sie eine solche Regelung
auch in andere bilaterale Abkommen ver-
ankern können.

Der „Trilaterale Vertrag“ sieht vor:

Alle Lieferungen mit weniger als 5 %
GVO-Fragmente im Produkt werden als
nicht-transgen betrachtet und müssen
deshalb nicht gekennzeichnet werden
(im Vergleich: in der EU liegt der
Schwellenwert bei 0,9 %).
Bei unbeabsichtigten transgenen Inhal-
ten (auch oberhalb des Schwellenwertes
von 5 %) besteht überhaupt keine Not-
wendigkeit der Kennzeichnung.
Die Kennzeichnung in Form von „may
contain GMO“ soll nur auf der Rechnung
des Exporteurs vorkommen müssen, aber
nicht in eigenen Begleitdokumenten.
Weitere Informationen über die Art der
genetischen Veränderung oder Namen
von Exporteur/Importeur sind nicht not-
wendig.

Eine Resolution von NGOs in Kuala
Lupur, unterzeichnet von allen namhaften in-
ternationalen Netzwerken, machte auf die-
sen Angriff auf das Cartagena Protokoll auf-
merksam. Dieser „Trilaterale Vertrag“ sei
eine reine Deregulierung der Gentechnik im
internationalen Verkehr. Das Recht von
Vertragsstaaten auf adäquate Standards für
die Kontrolle von grenzüberschreitenden
Bewegungen wäre ausgeschaltet. Bei 5 %
GVO-Verunreinigung würden GVO-
Konstrukte, ohne jegliche Beurteilung von
Risiken, weltweit verteilt. Auch für die
menschliche Ernährung ungeeignete und
nicht zugelassene GVO könnten bei diesem
Verschmutzungsgrad in den Handel kom-
men, wie z.B. der Starlink-Fall aufzeigt und
wie z.B. Pflanzen, die zur Herstellung von Me-
dikamenten bzw. Industrie- Chemikalien ver-
ändert wurden. Exporteure wären von Haf-
tung frei, denn sie brauchten nur vorgeben,
sie hätten von der Überschreitung der
Schadschwellen nichts gewusst. Schließlich
wäre jegliche Rückverfolgbarkeit verun-
möglicht, wenn keine Begleitdokumente
über den Ursprung Auskunft gäben.

47 vgl. US Loses Round in Biotech Trade War,
MSNBC News Services, Feb. 27, 2004
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Die NGOs appellieren auch an alle Re-
gierungen der Welt, dass sie in der Zeit,
während die Diskussionen über die Umset-
zung des Artikels 18 von Cartagena noch
laufen, keine bilateralen oder sonstigen
internationalen Verträge zu diesem Thema
außerhalb des Protokolls unterzeichnen.
Solche Verträge würden sonst nur zu inak-
zeptablen Präzedenzfällen für die zukünfti-
ge Einhaltung der Protokollvorschriften füh-
ren. Eine ähnliche Resolution hat auch das
Europäische Parlament am 30.4.03 verab-
schiedet, in der es die EU-Kommission auf-
fordert, bei dem Abschluss von bilateralen,
regionalen oder multilateralen Abkommen
keine Vereinbarungen zu treffen, die einen
geringeren Schutzstandard bedeuten, als
den, der durch das Cartagena Protokoll
vorgegeben ist.

Für Mexiko ist der Fall besonders hei-
kel, weil es als einziges des drei Länder Ver-
tragspartei ist, und gleichzeitig eines der
internationalen Zentren für genetische Viel-
falt, und zwar bei Mais. Die Unterzeichnung
dieses Vertrags auf NAFTA-Ebene ist offen-
sichtlich auch ohne Konsultation des mexi-
kanischen Parlaments zustande gekom-
men. Die mexikanischen NGOs, die in Sa-
chen Gentechnik aktiv sind, stehen Kopf. „Es
ist, wie wenn man Kontamination legali-
sieren würde“, sagt Silvia Ribeiro von der
ETC-Gruppe aus Mexiko.

Afrikanisches Modellgesetz

Auf dem Treffen der Staatschefs der Afri-
kanischen Union in Maputo/Mosambik im
August 2003 wurde ein Entwurf für eine afri-
kanisches Modellgesetz verabschiedet, das
schon seit 1999 vorlag und versucht, die
Bestimmungen des Biosicherheitsprotokolls
von Cartagena in den afrikanischen Kon-
text zu übersetzen. Die Afrikanische Union
hat auch eine African Regional Biosafety
Coordination Office gegründet, mit Sitz bei
der AU in Addis Ababa. Diese Einheit, un-

terstützt durch einen Zuschuss der deutschen
Entwicklungshilfe, versucht afrikanische
Staaten zu überzeugen, dieses Modell-
gesetz zu übernehmen. Der Vater des Ge-
setzes, der auch der Delegationsleiter der
Afrikanischen Gruppe in Kuala Lumpur war,
Tewolde Egziabher aus Äthiopien, alterna-
tiver Nobelpreisträger, sieht deutlich den
Konflikt, in dem die meisten afrikanischen
Staaten im Augenblick stehen: sich entwe-
der der US- oder der EU-Philosophie zur
Biosicherheit anzuschliessen.48 Deshalb
propagiert er gerade das afrikanische Ge-
setz als einen eigenständigen Weg, ange-
lehnt an das Cartagena Protokoll.

Das afrikanische Modellgesetz geht noch
einen Schritt weiter als die EU-Verordnung
zur grenzüberschreitenden Verbringung von
GVO, indem es nicht nur die Importgeneh-
migung für GVO zur Freisetzung vorschlägt,
sondern auch für Waren zum Verzehr, für
Forschungszwecke und für alle anderen
GVO-Produkte, wie z.B. auch für medizini-
sche und industrielle Nutzpflanzen. In Bezug
auf die Haftung werden auch Unfälle bei
dem Transport und der Handhabung von
GVO als Schadensfall einbezogen, sowie
die direkte oder indirekte Beeinträchtigung
ökonomischer, sozialer oder kultureller Prak-
tiken oder der indigenen Wissenssysteme
und Technologie.

Ein wichtiges Ziel des Modellgesetzes ist
auch, die Koordination unter den afrikani-
schen Ländern herzustellen. Durch eine ab-
gestimmte Gesetzgebung können ihre na-
tionalen Umsetzungserfordernisse mitein-
ander kompatibel gemacht werden, und
der Informationsaustausch kann fruchtbar
werden. Das wäre eine gute Voraussetzung
für gemeinsame Einrichtungen der wissen-
schaftlichen Überprüfung, an denen es in
Afrika so bitter mangelt.

Das Modellgesetz hat auch seine Wi-
dersacher. Das Southern African Regional
Biosafety Network wurde von der Michi-
gan State University aufgebaut und beim
Agrarforschungsrat der Südafrikanischen
Republik angesiedelt. Es kooperiert mit
UNDP. Die südafrikanische Mikrobiologin
Ann Koch, Leiterin des Projekts, wird nicht
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müde zu betonen, dass das Modellgesetz
a ein „armseliges Arbeitsmodell“ darstel-
le, weil es ihrer Meinung nach „entwickelt
wurde, um eine nützliche Technologie eher
zu entmutigen, als sie zu fördern.“ „Län-
der, die es übernehmen würden, würden
in einer Regulation enden, die nicht wirk-
lich umgesetzt werden kann und zu einem
Verbot aller GVO führt.“49

Tatsächlich haben Mauritius, Namibia
und Malawi Entwürfe von eigenen Geset-
zen in ihren Gesetzgebungsprozess einge-
bracht, SAR und Simbabwe haben Gen-
technikgesetze verabschiedet, Uganda,
Kenia und Ägypten haben vorübergehen-
de Richtlinien. Es wird wohl noch 3 bis 5
Jahre dauern, bis diese Länder auch die
wissenschaftlichen Kapazitäten, die tech-
nische Infrastruktur und die Ver-
waltungsstrukturen besitzen, um ihre Ge-
setze zu verabschieden und umzusetzen.

Internationale Richtlinie der
FAO und der WHO (Codex
Alimentarius - CAC)50

Die UN-Organisation für Ernährung
und Landwirtschaft (FAO) und die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) haben
Anfang Juli 2003 in der zuständigen
Codex-Alimentarius-Kommission eine in-
ternational gültige Richtlinie zur Risikoab-
schätzung von gentechnisch veränderten
Produkten verabschiedet.

Demnach sollen gentechnisch verän-
derte Lebensmittel künftig vor der Markt-
zulassung getestet und genehmigt werden
dürfen. Darüber hinaus wurden erstmals
weltweit geltende Prinzipien für die Ein-
schätzung der Sicherheit von GVO-Lebens-
mitteln verabschiedet. So sollen Inhalts-
stoffe mit allergenen Potentialen künftig
besser gekennzeichnet werden dürfen. Auf
die generelle Kennzeichnung von GVO-
Lebensmitteln konnte sich die Kommissi-
on allerdings nicht verständigen.51

Auf seiner 26. Sitzung vom 30. Juni bis
7. Juli 2003 in Rom verabschiedete die
Codex Alimentarius Kommission weitere
wichtige Standards für gentechnisch ver-
änderte Lebensmittel.52

1. Prinzipien für die Risikobewertung von
Lebensmitteln, die mit Hilfe von „moder-
ner Biotechnologie“ hergestellt wurden

2. Richtlinie für die Durchführung der
Sicherheitsbewertung von Lebensmit-
teln, die mittels gentechnisch veränder-
ter Pflanzen hergestellt wurden

3. Richtlinie für die Durchführung der
Sicherheitsbewertung von Lebensmitteln,
die mittels gentechnisch veränderter
Mikroorganismen hergestellt wurden

Konvention über die
Biologische Vielfalt (CBD) –
Indigenes Wissen für alle?

Ein bedeutendes Problemfeld der
Nord-Süd-Politik ist die Nutzbarmachung
und der Schutz des traditionellen, indi-
genen Wissens. Im Zuge der Industrialisie-
rung der Landwirtschaft und der Lebens-
mittelverarbeitung über viele Jahrzehnte
marginalisiert, haben Pflanzenzüchter und
Pharmakonzerne längst erkannt, dass die
genetischen Eigenschaften der traditionel-
len Nutzpflanzen und Tierrassen als schier
unerschöpfliches Reservoir für die moder-
ne Züchtung bedeuten. Mehr und mehr
kollidieren deshalb die Begehrlichkeiten
des Nordens mit der Schutzwürdigkeit der
Völker im Süden.

49 vgl. Zambian News Agency, Bio-safety Key to
GMOs Verification, Aug. 15, 2002

50 Der „Codex Alimentarius“ ist ein umfangreiches,
weltweites System der Vereinten Nationen zur
Normung von Lebensmitteln und zur Harmoni-
sierung der Lebensmittelgesetzgebung, das seit
der Einführung 1961 von den beiden UN-
Organisationen FAO und WHO weiterentwickelt
wird. www.codex-alimentarius.org

51 Öko-Institut e.V. Freiburg: Gentechnik-Nachrich-
ten, Juli 2001, S. 2, (www.oeko-institut.org)

52 Codex Alimentarius: Codex principles and
guidelines on foods derived from biotechnology.
FAO, 2003, www.fao.org
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Internationale Arbeitsgruppen haben
sich bereits vor Jahren dieses Problems
angenommen. Deren Anstrengungen tru-
gen mit der „Konvention über die Biolo-
gische Vielfalt“ von 1992 Früchte, das in-
ternational verbindliche Abkommen for-
dert die Erhaltung und den Schutz des
Wissens indigener und lokaler Gemein-
schaften bei gleichzeitiger Förderung und
Nutzbarmachung dieser Innovationen für
die ganze Welt. Im Fokus steht dabei die
nachhaltige Nutzung bei gleichzeitiger Er-
haltung der biologischen Vielfalt.

Die EU-Staaten haben zur 6. Vertrags-
staatenkonferenz (Den Haag 07.-19. April
2002) im Rahmen der CBD einstimmig die
„Globale Naturschutzstrategie für Pflan-
zen“ mit beschlossen. Erstmals gibt es
damit eine klare Strategie innerhalb der
CBD mit einer definierten Aufgabenstel-
lung vor einem ebenso klaren Zeit- und
Handlungsrahmen. Als besonders schutz-
würdig sind dabei Heil-, Kosmetik- und
Gewürzpflanzen eingestuft, denn

80 % der Menschen im Süden realisieren
ihre Gesundheitsversorgung auf der Ba-
sis von Heilpflanzen;
die ständig wachsende Nachfrage der
Industrieländer nach diesen Pflanzen
wird in der Regel durch Wildsammlun-
gen gedeckt, was den Druck auf die
natürlichen Ressourcen und den Le-
bensraum massiv verstärkt;
etwa ein Viertel der weltweit bekann-
ten Heilpflanzenspezies gelten laut
Schätzungen der Weltnaturschutzunion
(IUCN) bereits als gefährdet;

Die EU gehört zu den TOP 3 im welt-
weiten Handel mit Heilpflanzen. Sie zieht
insgesamt einen großen kommerziellen
Nutzen aus dem Handel mit Heil-, Kosme-
tik- und Gewürzpflanzen, denn die eigent-
liche Wertschöpfung findet nur zu einem
geringen Teil in den Ursprungsländern
statt.53

Aber damit nicht genug. Die entschei-
denden Weichenstellungen für den Süden
werden gegenwärtig gestellt. Die Anpas-
sung der CBD an das TRIPs-Abkommen ist
gerade im Gange, auf Grund der sehr un-
terschiedlichen Interessen der Akteure mit
ungewissen Ausgang. Kern des Problems
sind die Eigentumsrechte auf das indigene
Wissen und die daraus resultierende Siche-
rung dieses Wissens. So fordern zum Bei-
spiel NGOs den Abschluss der Überprü-
fung des Artikels 27.3(b) mit dem Ziel, Pa-
tente auf Leben generell auszuschließen.

Es scheint aber, als ob eine wie auch im-
mer geartete Lösung, sei es die Privatisie-
rung und kommerzielle Aneignung von tra-
ditionellen Wissen durch geistige Eigentums-
rechte oder die von den Industriestaaten und
den TNC präferierte Patentierbarkeit, zu La-
sten der indigenen Völker geht.54

Der EU kommt in dieser Diskussion eine
wichtige Rolle zu. Die Forderung nach einer
Novellierung der Europäische Biopatent-
richtlinie beinhaltet vor allem das Verbot von
Stoffpatenten zugunsten von Verfahrens-
patenten Die Durchsetzung dieses Ziels ist
im entscheidenden Maße davon abhängig,
in wie weit sich die Gentechnologie in der
EU etablieren kann. Der Zusammenhang
zwischen den EU-Gentechnik-Gesetzen und
dem Schutz der biologischen Vielfalt im Sü-
den ist offensichtlich.53 Umweltpolitisches Manifest für die Wahlen zum

Europäischen Parlament 2004. Aufruf von
Umweltorganisationen an Parteien und Politiker,
der Umwelt einen gebührenden Stellenwert
einzuräumen. DNR-EU-Rundschreiben, Sonder-
teil 11/2003, S. 6 – 7

54 Shiva, Vandana: IPR Laws framed under TRIPS/
WTO robs Indians of their Heritage & Rights.
The need for a new sui generis system for the
protection of traditional knowledge & genetic
resources. Research Foundation for Science,
Technology & Ecology, www.vshiva.net
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7. Zu einigen regulativen
Spezialfragen

Beispiel: Wirksamkeit von
Moratorien

Die EU-Gentechnik-Gesetze anerken-
nen grundsätzlich die Wahlfreiheit der Ver-
braucher und Landwirte zwischen GVO-
Anbau bzw. Nahrung und GVO-freien.
Damit wird die Koexistenz von gentechnik-
freier und gentechniknutzender Produkti-
on zum Angelpunkt. Gentechnikkritiker
weisen darauf hin, dass Auskreuzung und
Genfluss das Nebeneinander dieser bei-
den Produktionsformen unmöglich ma-
chen – über kurz oder lang ist die flächen-
deckende GVO-Kontamination zu be-
fürchten.

Wie ernst dieses Argument zu nehmen
ist und wie scheinheilig das angebliche
Entgegenkommen der Gentechnik-Lobby
ist, sich auf die Koexistenz einzulassen,
zeigt sich am Beispiel Mexiko.55 Dort hat-
te im Herbst 2003 eine Studie mexikani-
scher Kleinbauern-, Indigena- und Nicht-
regierungsorganisationen den Beweis er-
bracht, dass trotz des Verbotes des An-
baus gentechnisch veränderter Mais-
sorten selbst in abgelegenen Regionen
der traditionelle Mais bis zu einem Drit-
tel gentechnisch verunreinigt ist. Unter-
sucht wurden insgesamt 2.000 Pflanzen-
proben aus 138 indigenen und klein-
bäuerlichen Gemeinden in 10 Bundes-
staaten, nachgewiesen wurde eine
Kontaminationsrate von durchschnittlich
24 Prozent. Eine zweite Versuchreihe
brachte Verunreinigungen zwischen 1,5
und 33 Prozent zu Tage.

Moratorien – Beispiel 1

Goodmann Fielder, Australiens
größte Lebensmittelkette und größ-
ter Abnehmer von Rapsöl, gab be-
kannt, keine Produkte zu kaufen
und in den Handel zu bringen, die
aus GM-Raps hergestellt worden
sind. Begründung: Verbraucher sei-
en nicht daran interessiert, gen-
technisch veränderte Produkte zu
kaufen. Im Juli 2003 hatte die au-
stralische Zulassungsbehörde, das
„Office of the Gene Technology Re-
gulator“, der Firma Bayer die Zu-
lassung zum kommerziellen Anbau
der gentechnisch veränderten Raps-
sorte InVigor erteilt. Einer von
„Biotechnology Australia“ im August
2003 veröffentlichten Studie zufol-
ge äußerten 75 Prozent der befrag-
ten australischen Bauern, keine
gentechnisch veränderten Pflanzen
anbauen zu wollen. Die Australien
Harvesters Association, die 20 Pro-
zent der Bauern vertritt, empfiehlt
ihren Mitgliedern, auf die Nutzung
von GMO zu verzichten. Sie be-
fürchtet rechtliche Probleme, die
sich aus dem Nebeneinander gen-
technikfreier und gentechnik-
nutzender Landwirtschaft ergeben
könnten.

Quelle: GENET-News, 20.08.03, in:
GID Nr.160 Okt./Nov. 2003, S.33

55 Hirn, Gerhard: Mexiko: Mais trotz Moratorium
gentechnisch verunreinigt, Bauernstimme 12/
2003, S. 10
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Die Auswirkungen für die mexikani-
schen Kleinbauern, die von der Saatgut-
erzeugung leben, sind noch nicht abzu-
sehen. Mexiko besitzt mit 56 verschiede-
nen Maissorten und 16.000 Varietäten die
größte Vielfalt an Maispflanzen weltweit.
Das internationale Mais- und Weizen-
forschungs-Zentrum (CIMMTY) in Mexiko
beherbergt die umfangreichste Mais-
Genbank. Angesichts der Bedrohung der
traditionellen Varietäten durch Gen-Kon-
tamination hat CIMMTY bereits reagiert:
Für das Sammeln von Maissaatgut in den
mexikanischen Ursprungsgebieten wurde
ein Moratorium erlassen.56

Der Fall Mexiko ist mit Blick auf die
Länder des Südens vor allem aus vier
Gründen bemerkenswert:57

1. Die Kontamination der einheimischen
Pflanzenwelt erfolgte trotz eines beste-
henden Anbauverbotes von GVO-
Varietäten. Offensichtlich sind nicht als
GVO deklarierte Maisimporte aus den
USA die Ursache. Dies geschah seitens
von US-Firmen offensichtlich illegal
und in völliger Rücksichtslosigkeit um
die Situation Mexikos als Genpool für
Mais und Herkunftszentrum, d.h., die
bewusste Kontamination in einer der-
artig sensiblen Region wurde billigend
in Kauf genommen.

2. Die importierten GVO-Maissorten ver-
fügen über gentechnische Veränderun-
gen, die in Mexiko nicht relevant sind.
Das betrifft sowohl die Ausbildung des
insektengiftigen Bt-Toxins als auch die
Herbizid-Verträglichkeit. Die mexikani-
schen Kleinbauern arbeiten diesbe-

züglich sehr erfolgreich mit traditionel-
len Methoden – die Gentechnik bringt
ihnen keine Vorteile.

3. In einigen Fällen wurden im nativen
Mais Gen-Varietäten gefunden, die in
den USA nicht als Lebensmittel zuge-
lassen sind und dort nur als Viehfutter
verwendet werden dürfen, wie z.B. Star-
Link Mais.

Die Gentechnik bringt den mexikani-
schen Kleinbauern, die Mais anbauen,
aber Nachteile. So denkt die mexikani-
sche Regierung angesichts der Kontami-
nation der traditionellen Maissorten nun
laut über den Fall des seit 1999 beste-
henden Moratoriums für den kommerzi-
ellen und den Versuchsanbau nach. Zu-
mindest für Versuchszwecke soll der An-
bau von GVO-Mais in Mexiko offiziell
zugelassen werden. Das wäre der Anfang
vom Ende des gentechnikfreien Mais-
anbaus in Mexiko.

Moratorien – Beispiel 2

Das Parlament in Tansania hat Plä-
ne der Regierung gestoppt, GVO-
Saatgut und GVO-Nutzpflanzen
zum Import zuzulassen. Das Parla-
ment wies darauf hin, dass das
Land keine GVO benötigt und
dass der Anbau von GVO mit ei-
ner Reihe von Umweltrisiken ge-
haftet ist. Des weiteren bemängel-
te das Parlament, dass es bisher
keine Gesetzgebung zu GVO in
Tansania gibt.

Quelle: Science and Development
Network, 28.11.2003; (www.scidev.
net/News/index.cfm? fuseaction=read
News& itemid=1124& language=1),
zitiert nach: Öko-Institut e.V. Freiburg:
Gentechnik-Nachrichten 48 (Dez.
2003) S.4  (www.oeko-institut.org)

56 de Ita, Ana: Mexico: How GMO maize from the
US affects traditional varieties and food
production systems. Gene Technology in Food
and Agriculture for Developing Countries.
Brussels, 13 Nov 2003

57 de Ita, Ana: mündlich am 13 Nov 2003 in
Brüssel
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Saatgut

„In a country where the majority
of the population depends wholly
on agriculture and agro-related
activities for livelihood and survival,
seeds and agrochemicals are
critical inputs, whose control must lie
with the people. At least two
attempts have been made in the past
– the first one between 1980 and
1985 and the second in 1981 to
control our agrochemicals business.
We are now seeing a third attempt
being made to control the seed
business…”

Dr. Pushpa M. Bhargava58

Saatgut ist seit Jahrhunderten die tra-
gende Säule der Landwirtschaft und da-
mit der Ernährungssicherung. Während in
den Industriestaaten die moderne Pflan-
zenzucht bereits mehr als 75 Prozent der
robusten traditionellen Sorten verdrängt
und durch anfällige Hochertragssorten
ersetzt hat, spielen die alten Kultursorten
in den Entwicklungsländern immer noch
die entscheidende Rolle. Saatgutunter-
nehmen versuchen jedoch, mit dem Ver-
sprechen auf höhere Erträge und damit
wachsender Erlöse, den Kleinbauern das
hochgezüchtete Saatgut zu verkaufen. Mit
im Paket die Agrarchemikalien, auf die die
Landwirte bisher verzichten konnten. Im zu-
nehmenden Maße ist das angebotene
Saatgut gentechnisch verändert. Die An-
bieter sind auch nicht mehr die kleinen
Saatgutunternehmen vor Ort, sondern
multinationale Pharmakonzerne, die sich
die mehr und mehr Saatguthersteller ein-
verleiben. Gentechnisch verändertes
Pflanzensaatgut und die dazu notwendi-
gen Pestiziden werden strategisch gezielt
den Bauern im Süden als Paket verkauft.

Eine zentrale Frage ist: Die Reinheit
von GVO-freiem Saatgut. Wie problema-
tisch Regelungen in diesem Bereich sind,
zeigt sich in der EU. Die Europäische Kom-
mission hat ihre Entscheidung zum Grenz-
wert für die Verunreinigung von Saatgut

mit GVO vertagt, nachdem ihr Vorschlag
zu heftigem Widerstand geführt hatte. Ur-
sprünglich waren Grenzwerte für die
Kennzeichnung von 0,3 Prozent (für Raps),
0,5 Prozent (für Mais) und 0,9 Prozent (für
Soja) vorgesehen, doch NGOs und kriti-
sche Wissenschaftler wiesen darauf hin,
dass auf dieser Grundlage die jüngst in
der EU verabschiedeten Grenzwerte für
die Kennzeichnung von Lebens- und Fut-
termittel (0,9 Prozent) ad absurdum ge-
führt würden.59 Denn derart hohe Verun-
reinigungen im Saatgut würde unweiger-
lich und sehr schnell zu Belastungen in
Lebens- und Futtermitteln von mehr als
0,9 Prozent führen, was dem Ende der
gentechnikfreien Produktion (aus Sicht der
Kennzeichnung < 0,9 % Verunreinigung)
gleich käme.

Die Entscheidung in der EU steht noch
aus, auf Grund der Brisanz wurde auch
das Genehmigungsverfahren geändert.
Der Vorschlag wird jetzt nicht nur im Stän-
digen Ausschuss für Saatgut des Europa-
parlaments verhandelt, sondern auch in
dem für GVO-Freisetzungen zuständigen
Ausschuss für Gentechnik. Dabei steht
auch für die Länder des Südens viel auf
dem Spiel. Denn die Entscheidung der EU
hat nicht nur ausgesprochen große Bedeu-
tung für das Ausmaß der Etablierung der
Gentechnologie in Europa und damit in
vielen anderen Ländern auch im Süden,
sie gilt darüber hinaus als richtungswei-
send für ähnliche Entscheidungen in an-
deren Regionen der Erde.

58 Bhargava, Pushpa M.: High Stakes in Agro
Research: Resisting the Push. Economic an d
Political Weekly, 23.08.2003, www.epw.org.in/
showArticles.php?root=2003&leaf=08&filename
=6177&filetype=html

59 Die Gentechnik-Kritiker fordern einen Grenz-
wert von maximal 0,1 Prozent GVO im gen-
technikfreien Saatgut. Das entspricht der
gegenwärtigen technischen und finanziell
tragbaren Nachweisgrenze
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Koexistenz und Haftung

“Co-existence means the prin-
ciple of freedom of choice for eco-
nomic operators to apply different
agricultural production systems.
These production systems can be
differentiated into conventional sys-
tems including GM crops, conven-
tional systems using non-GM crops
and organic farming systems only
using non-GM crops.”60

Koexistenz und zur Haftung sind mög-
licherweise die beiden entscheidenden
Aspekte bei der Frage, ob, und wenn ja,
in wie weit sich die Gentechnologie in der
Landwirtschaft und der Lebensmittel-
verarbeitung etablieren kann.

Dessen ist sich wohl auch die EU-Kom-
mission bewusst, denn es hat sicher nichts
mit fehlendem Willen zu tun, dass diese
beiden wichtigen Fragen in dem weitge-
henden Gentechnik-Regelwerk aus dem
Jahr 2003 fehlen. Zumal das Moratori-
um in der EU 1998 auch wegen unzurei-
chender gesetzlicher Grundlagen in die-
sen beiden Bereichen ausgesprochen
wurde. Die „Empfehlung“ von EU-Agrar-
Kommissar Franz Fischler, die Fragen
von Koexistenz und Haftung auf der Ebe-
ne der Nationalstaaten zu regeln, wider-
spricht nicht nur dem Ansinnen der EU-
Gesetzgebung, aus Wettbewerbsgründen
in der Gemeinschaft möglichst einheitli-
che Gesetze zu haben, es zeugt vor al-

lem auch von der Hilflosigkeit angesichts
der im Zusammenhang mit Koexistenz
und Haftung zu diskutierenden Fragen.61

Die Gentechnik-Befürworter bieten ih-
rerseits die Koexistenz, das nebeneinan-
der von GVO-freier und GVO-nutzender
Landwirtschaft, an. Sie schalten sich in die
Diskussion allenfalls ein, wenn es um die
Ausgestaltung von Koexistenzregelungen
(z.B. Abstandsregelungen) geht, denn hier
geht es selbstverständlich um Kosten für
die Landwirte und damit um die ökono-
mische Verteilhaftigkeit der GVO-Pflan-
zen. Bezüglich der Haftung verhalten sich
die Gentechnikbefürworter zögerlich. Es
wird das natürliche Recht auf Fortschritt
und Innovation proklamiert, und wenn
Landwirte ohne Gentechnik arbeiten wol-
len, sollen sie sich möglichst auf ihre ei-
genen Kosten vor GVO-Eintrag schützen.

Im australischen Bundesstaat New
South Wales (NSW) ist gentechnisch
veränderter Raps in einem Weizenfeld
gefunden worden. Der Raps stammt
von einem weniger als einem Hektar
großen Feld. Das Weizenfeld gehört
zwar zum Untersuchungsgebiet, aber
außerhalb der Fläche, wo Raps wach-
sen sollte. Angesichts eines Antrages
auf eine Freisetzung von gentechnisch
verändertem Raps auf einer Fläche
von 5.000 Hektar, der Anfang Novem-
ber gemeinsam von Monsanto und
Bayer Cropscience gestellt wurde,
sagte eine Sprecherin der Vereini-
gung besorgter Bauern: „Wenn die
Genetch-Industrie es nicht schafft, ei-
nen so kleinen Versuch zu kontrollie-
ren, wie sollen sie es schaffen bei
5.000 Hektar verteilt auf sechzig bis
hundert Flächen in NSW?“

Quelle: Sydney Morning Post, 07.11.03,
zitiert nach GENET-news, www.genet-
info.org, in: Gen-ethischer Informations-
dienst Nr. 161, Dez. 2003/Jan. 2004, S.
18-19

60  European Commission, Agriculture
Directorate-General: Argumentaire on Co-
existence of GM crops with conventional and
organic crops, Brussels, May 17 2002

61 Europäische Kommission: Empfehlungen der
Kommission vom 23. Juli 2003 mit Leitlinien
für die Erarbeitung einzelstaatlicher Strategien
und geeigneter Verfahren für die Koexistenz
gentechnisch veränderter, konventioneller und
ökologischer Kulturen (2003/556/EG). Amts-
blatt der EU, L189/36 v. 29.07.2003
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Die Gentechnik-Kritiker sind sich nicht
ganz einig in diesen Fragen. Ein Teil geht
in punkto Koexistenz davon aus, dass die-
se tatsächlich – natürlich möglichst streng
– zu regeln ist. Bei der Haftung gibt es im
eigenen Lager umstrittene Vorschläge ,
wie z.B. ein allgemeiner Haftungsfond. Zur
Finanzierung eines solchen Fonds gibt es
unterschiedliche Auffassungen: Der Bau-
ernverband sieht Verbraucher und Staat
in der Pflicht, die Agraropposition und die
NGOs verweisen auf die eigentlichen
Verursacher, die Inverkehrbringer und
Freisetzer. Umstritten ist der Fond aber
auch, weil er einen Anreiz bieten könnte,
GVO anzubauen. Denn das Risiko tragen
ja andere...

Die meisten Gentechnik-Kritiker schlie-
ßen die Koexistenz von GVO-freier und
GVO-nutzender Landwirtschaftung aus.
Eine Vielzahl von Kontaminations-Nach-
weisen gibt ihnen Recht, denn kein Ab-
stand ist breit genug, keine Mantelsaat
hoch genug, als dass sich eine Kontami-
nation nicht über kurz oder lang einstel-
len würde.

Die Gentechnik-Industrie redet der Ko-
existenz sehr offenherzig das Wort. Für sie
steht fast nichts auf dem Spiel. Denn re-
gelt man die Koexistenz, wird sich die
Gentechnik möglicherweise auf der Ba-
sis der gesetzlichen Grundlagen ihren
natürlichen Weg durch Auskreuzung und
Genfluss bahnen. Ob, wann und wie das
geschieht, hängt vor allem davon ab, ob
sich die EU-Mitgliedsstaaten auf eine ge-
meinsame Position verständigen können.
Bisher liegen die Vorstellungen zum Teil
sehr weit auseinander.62

Verlassen wir uns doch bezüglich die-
ser beiden wichtigen Fragen auf das Ge-
spür derjenigen, die mit der Begrenzung
von Schadens- und Haftungsfällen ihr
Geld verdienen. Unabhängig vom Aus-
gang der Diskussion um Koexistenz und
Haftung und fern der möglichen gesetzli-
chen Regelungen auf der Basis der Mit-
gliedsstaaten erklären immer mehr Ver-
sicherungen, etwaige Schäden durch
GVO nicht zu versichern.63

Die Diskussion um Koexistenz und
Haftung ist für den Süden von enormer
Bedeutung. Zum einen fehlen in den
Entwicklungs- und Schwellenländern in
der Regel nicht nur weitreichende Gen-
technik-Gesetze und für die Kleinbauern
Möglichkeiten der Absicherung im
Schadensfall. Mehr noch als in den Indu-
striestaaten bestimmen die finanziellen
Möglichkeiten der klagenden Partei über
den Erfolg in einem Schadensprozess.
Zum anderen entscheidet die Klärung die-
ser beider Probleme darüber, ob die Gen-
technik von den Landwirten und Verbrau-
chern im Norden (vor allem in der Euro-
päischen Union) akzeptiert wird – und
damit auch, wie es mit ihr im Süden wei-
ter geht.

Eine Presseerklärung von Suman
Sahai, Direktorin der Gene Campaign
aus Indien, die sie auf der Grünen Wo-
che in Berlin im Januar 2004 vorgetra-
gen hat (vgl. Anlage), macht deutlich,
welche Erwartungen gentechnisch kriti-
sche NGOs des Südens an die Regulie-
rung in der EU als gute Vorgabe für ihre
eigenen Rechtsrahmen haben.

Umweltrisiken

Der Dissens zwischen Gentechnik-Kri-
tikern und -Befürwortern wird bei der Ein-
schätzung der möglichen Umwelt-
wirkungen besonders deutlich. Während
die Gefahren für Mensch, Mitlebewesen
und Umwelt eines der Hauptargumente
der Kritiker ist, führt die Gentechnik-Be-

62 Unsöld, Daniel: Kontroverse Genpflanzen-
Debatte im EU-Agrarrat. DNR-EU-Rundschrei-
ben 10/2003, S. 26-27

63 Genschäden nicht versichert. Bauernstimme
01/2004 S.14, Hohes Risiko. Gen-ethischer
Informationsdienst Nr. 160, Okt./Nov. 2003, S.
34
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fürworter im Gegenzug positive Umwelt-
effekte zum Beispiel durch Pestizid-
reduzierung durch die Gentechnologie
ins Feld.64

Die wesentlichen Umweltrisiken, die
sich durch den Einsatz der Gentechnolo-
gie in der Landwirtschaft ergeben können
und die inzwischen zweifelsfrei nachge-
wiesen wurden, sind:65

vertikaler Gentransfer (Übergang der
gentechnischen Veränderung auf ver-
wandte Wildpflanzen)
Auswilderung von transgenen Pflanzen
Schädigung von Nützlingen
Resistenzentwicklung bei Insekten
Bildung neuer pflanzenpathogener Vi-
ren durch Kombinationseffekte bei
virusresistenten Nutzpflanzen
Folgen im Ökosystem (z.B. Bt-Gifte von
Bt-Pflanzen bleiben im Boden und ha-
ben dort negative Auswirkungen auf
Bodentiere)

Auch wenn sich die Situation in Nord
und Süd grundsätzlich ähnlich darstellt,
können sich Umweltschäden durch GVO

unter wärmeren und feuchteren klimati-
schen Bedingungen schneller und stärker
einstellen als unter den gemäßigten Tem-
peraturen und Niederschlägen. Der stär-
kere Bioumsatz sorgt nicht nur für eine
raschere Resistenzausbildung bei Schad-
organismen, die Stabilität der gen-
technischen Veränderung kann ebenfalls
schneller verloren gehen.

Wie berechtigt die Warnungen der
Gentechnik-Kritiker und wie weit hergeholt
die Versprechen der Gen-Lobby sind, zei-
gen mehrere Untersuchungen jüngeren
Datums:

So hat eine Studie ermittelt, dass der
Einsatz gentechnisch veränderter Pflanzen
in den USA zu einem um etwa 22.500
Tonnen erhöhten Verbrauch von Pestiziden
geführt hat. Grundlage für diese Erhe-
bung waren Daten des US-amerikani-
schen Landwirtschaftsministeriums aus
den Jahren 1996 bis 2003, die den
Pestizideinsatz auf GVO-Flächen dem
auf herkömmlichen Feldern gegenüber-
stellen. Erstellt wurde der Bericht von
Dr. Charles Benbrook, Landwirtschafts-
berater und von 19984 bis 1990 Ge-
schäftsführer des Landwirtschaftsaus-
schusses der US-amerikanischen Akade-
mie der Wissenschaften.66

Dr. Charles Benbrook hatte sich schon
einmal kritisch mit den Auswirkungen gen-
technisch veränderter Organismen auf
Umwelt und Wirtschaft in den USA aus-
einander gesetzt. Dabei konzentrierte er
sich auf die sogenannten GVO-Pflanzen
der ersten Generation: Roundup Ready
Soja, Bt-Baumwolle und Bt-Mais.67

Eine Gruppe namhafter Expertinnen
und Experten zeigt in einem „Plädoyer für
eine gentechnikfreie zukunftsfähige Welt“
eine Vielzahl von Beispielen für die Ge-
fährlichkeit von GVO auf. Mit dem Ergeb-
nis, dass GVO-Pflanzen nicht sicher sind,
zeigen sie gleichzeitig die mannigfaltigen
Vorteile der zukunftsfähigen Landwirt-
schaft ohne den Einsatz von GVO auf.68

64 Karger, Cornelia R.: Die Rolle der Grünen Gen-
technik in der Landwirtschaft der Zukunft. Ergeb-
nisse eines Szenario-Workshops 18./19. Juni und
03./04. Juli 2002 in Bonn. Programmgruppe
Mensch, Umwelt, Technik des Forschungszen-
trums Jülich GmbH, September 2003

65 FiBL-Dossier: Biolandbau und Gentechnik. 1.
Auflage, Nr. 3,  Februar 2003, S. 7

66 Benbrook, Charles M.: Impacts of genetically
engineered crops on pesticide use in the United
States: The first eight years. BioTech InfoNet,
Technical Paper Number 6, November 2003
(www.biotech-info.net/technicalpaper6.html)

67 Benbrook, Charles M.: Economic and environ-
mental impact of first generation genetically
modified crops: Lessons from the US. 2002
(www.biotech-info.net/
first_generation_GMC.pdf)

68 Ho, Wae-Wan and Ching, Lim Li: The case for
a GM-free sustainable world. Institute of
Science in Society/London and Third World
Network/Malaysia, Juni 2003, ISBN: 0-
9544923-0-8 (ISIS)
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Im Mittelpunkt der Umweltgefährdun-
gen durch GVO stehen die vielfältigen
Kontaminationsmöglichkeiten. In einer
Studie hat Juan Lòpez Villar von Friends
of the Earth International Kontamina-
tionsfälle aus allen Erdteilen zusammen-
getragen und ausgewertet. Sie zeigen auf
beeindruckende Weise, dass allen Vor-
sichtsmaßnahmen zum Trotz die unge-
wollte Verbreitung von GVO bzw. die
Übertragung der Genveränderungen auf
verwandte Arten nicht aufzuhalten ist.69

Kananda machte 2002 und 2003 von
sich Reden, weil ökologisch erzeugter
Raps in Folge von Eintrag von GVO-Raps
nicht als Bioware vermarktet werden konn-
te. Nun droht ähnliches bei Weizen, auch
wenn hier selbst die konventionellen
Landwirte Widerstand leisten, weil sie um
ihre Märkte fürchten. Greenpeace Cana-
da hat in einer Studie die möglichen Be-
drohungen der kanadischen Landwirt-
schaft und der Umwelt durch gentechnisch
veränderten Weizen zusammengetra-
gen.70

Die Aufzählung der jüngsten Veröffent-
lichungen zu den Umweltrisiken der Gen-
technologie wäre unvollständig ohne die
spektakulären Ergebnisse der so genann-
ten Farm-scale-Evaluation zu den Auswir-

kungen des Anbaus gentechnisch verän-
derter Pflanzen auf die Biodiversität in
Großbritannien. Die wohl aufwendigsten
Untersuchungen, die bisher weltweit zum
Thema Gentechnik in der Landwirtschaft
und ihren ökologischen Auswirkungen
durchgeführt wurden, überraschten selbst
die Auftraggeber für die Forschungen. Ur-
sprünglich von der britischen Regierung
auf den Weg gebracht, um die Ungefähr-
lichkeit der Gentechnik zu beweisen,
brachte sie völlig andere Ergebnisse: Die
Nutzung von GVO in der Landwirtschaft
kann nachweislich einen negativen Effekt
auf die Biodiversität auf den landwirt-
schaftlich genutzten Flächen zur Folge
haben.71

Dass die Umweltrisiken der Gentech-
nologie auch von unverdächtiger Seite
aus Ernst genommen werden, zeigt folgen-
des Beispiel: Die Internationale Pflanzen-
schutzkonvention (IPPC), von der WTO
anerkannte Regulierungseinrichtung für
Pflanzengesundheit und Risikofürsorge, hat
Ende August 2003 einen Entwurf für eine
internationale Regelung zur Behandlung
von „Anbausorten mit besonderen Um-
weltrisiken“ vorgelegt, in denen unter an-
derem Risikobewertungen („Pest Risk
Assessments“) für Produkte der sogenann-
ten Biotech-Industrie enthalten sind.72

69 Villar, Juan Lòpez : GMO contamination
around the world. Friends of the Earth Interna-
tional, Genetically Modified Organismens
Programme, 1st ed. Oct. 2002, 2nd ed. Aug
2002

70 Greenpeace Canada: Against the grain – The
Threat of genetically engineered Wheat. 20 Nov
2002

71 Burke, M. (2003): GM crops – effects on
farmland wildlife, ISBN 0-85521-035-4.
www.defra.gov.uk/environment/gm/index

72 www.ippc.int/IPP/En/events.jsp: Regional
Technical Workshop on Draft ISPMs, August
26–29, 2003
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8. Szenarien einer EU-und
einer Entwicklungsländer-
Regulierung der GVO

Eine Befragung von aktiven Nicht-
regierungsorganisationen im Süden
brachte schnell Klarheit darüber, dass es
auch innerhalb der Entwicklungsländer
unterschiedliche Interessen gibt, etwa zwi-
schen Lebensmittelexporteuren auf der
einen und Kleinbauern, die für den Bin-
nenmarkt produzieren, auf der anderen
Seite.

Die Unternehmen des Südens, die
landwirtschaftliche Rohstoffe und Nah-
rungsmittel exportieren wollen, schließen
sich in ihrer Argumentation weitestgehend
der Gentechnik-Befürworter und der welt-
weit operierenden Gentech-Industrie an.
Sie hoffen auf eine große Akzeptanz un-
ter europäischen Verbraucherinnen und
Verbraucher für GVO-Nahrung und einen
breiten Einsatz der Gentechnologie in der
EU bei gleichzeitig geringen gesetzlichen
„Einschränkungen“ beim weltweiten Han-
del mit GVO. Sie stellen sich in der Regel
nicht gegen gesetzliche Regelungen im
Süden und setzen auf die Koexistenz von
gentechnikfreier und gentechniknutzender
Land- und Nahrungsgüterwirtschaft.

Anders die Kleinbauernorganisation,
die ihrerseits von den entsprechenden
Dachverbänden, Indigenen und Nicht-
regierungsorganisationen unterstützt wer-
den. Diese teilen die Einschätzung der
gentechnikkritischen Organisationen im
Norden, dass die Risiken der Gentechno-
logie für Mensch und Umwelt deren ver-
meintliche Chancen bei weitem überstei-
gen. Zu dem zeigen die ersten Erfahrun-
gen, dass diese Technologie die Domi-

nanz des Nordens über den Süden ze-
mentiert, die Abhängigkeit der Kleinbau-
ern von den transnationalen Konzernen
verstärkt und darüber hinaus die Ausplün-
derung des Südens durch Patentierung
und Biopiraterie forciert.

Im folgenden werden die Meinungen
von Vertretern gentechnikkritischer Orga-
nisationen aus dem Süden wiedergege-
ben, wobei die unterschiedlichen Ein-
schätzungen zu den Auswirkungen der EU-
Gentechnik-Gesetze auf die Entwicklungs-
und Schwellenländer in Form von Szena-
rien skizziert werden:

Szenario 1: Bestehen bleiben
des Moratoriums in der EU -
Verhinderung der Etablierung
der Gentechnologie im Süden

Während in Europa selbst unter den
gentechnikkritischen Organisationen
kaum noch Illusion darüber besteht , dass
das seit 1998 bestehende EU-Zulassungs-
moratorium im Laufe des ersten Halbjah-
res des Jahres 2004 fallen wird, brach-
ten erstaunlich viele Akteure im Süden ihre
Hoffnung zum Ausdruck, dass das de fac-
to-Moratoriums der EU aufrecht gehalten
werden kann.

Für viele NGOs des Südens stehen des-
halb die Bemühungen um den Erhalt des
Moratoriums in der EU im Zentrum aller
Kooperationswünsche; das ist auch die
Hauptforderung an die Partnerorganisa-
tionen im Norden.
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Auch wenn diese Strategie aus Sicht
des Nordens wenig erfolgversprechend
ist, verständlich ist sie allemal: Denn die
Aufrechterhaltung des Moratoriums in der
EU hätte Vorbildcharakter für die ganze
Welt. Europa wäre zudem für GVO-Im-
porte weitestgehend passé, was sich un-
mittelbar auf die Erzeugung im Süden
auswirken würde, mindestens für die
Agrarexporte in die EU, aber auch rück-
wirkend auf die Binnenmärkte der Ent-
wicklungsländer.

Szenario 2: Ablehnung der
Gentechnologie in der EU trotz
des Falls des Moratoriums -
Verhinderung der Etablierung
der Gentechnologie im Süden

Der Fall des Moratoriums in der EU
führt auf Grund der ablehnenden Haltung
der Landwirte und der Verbraucher nicht
zum nennenswerten Anbau von GVO,
denn der Handel verzichtet auf das An-
gebot gentechnisch veränderter Lebens-
mittel.

Unabhängig von den gesetzlichen
Grundlagen und der technischen Ausstat-
tung in den Ländern im Süden lassen sich
GVO-Lebensmittel nicht in die EU expor-
tieren, weil der Absatz fehlt.

Die Produktion von GVO in der EU für
den Export lohnt sich auch nicht, denn die
Länder im Süden können sich ihrerseits
vor GVO-Importe aus dem Norden schüt-
zen. Auf der Grundlage des sogenannten
Cartagena-Protokolls (Protokoll zur bio-
logischen Sicherheit) können Regierungen
die Einfuhr gentechnisch veränderter Le-
bensmittel verbieten, wenn „nachteilige
Effekte“ auf die menschliche Gesundheit
und die Umwelt zu befürchten sind.

Die im Süden bestehenden Moratori-
en erfüllen auch in Zukunft ihren Zweck
und werden deshalb aufrecht erhalten und
ausgebaut.

Szenario 3: Anbau und Ver-
marktung von GVO in der EU
eröffnet der Gentechnologie
im Süden Exportmöglichkeiten

Der Fall des Moratoriums in der EU
führt zu „US-amerikanischen Verhältnis-
sen“ und damit zum Anbau und zur Ver-
marktung von GVO in Europa. Über kurz
oder lang ist die Gentechnologie in der
Landwirtschaft und in der Lebensmittel-
verarbeitung etabliert, weil die Zurückhal-
tung der Verbraucher in der EU gegen
Genfood nicht bestehen bleibt.

Länder, die bisher mit Blick auf den
gentechnikfreien Markt in der EU auf den
Einsatz der Gentechnik verzichtet haben,
werden diese Technologie nutzen und
GVO unter Beachtung der bestehenden
Gesetze in die EU exportieren. Die dazu
notwendigen gesetzlichen und logisti-
schen Grundlagen werden in den Erzeu-
gerländern geschaffen, um den Export in
die EU zu ermöglichen. Bestehende Mo-
ratorien werden hinsichtlich der nun be-
stehenden Exportmöglichkeiten und des
Verhaltens der europäischen Landwirte
und Verbraucher beendet.

Die EU-Gentechnik-Gesetze, der dar-
aus resultierende Fall des Moratoriums
in der EU, vor allem aber das unkritische
Verhalten der Verbracherinnen und Ver-
braucher in der EU dienen quasi als „Tür-
öffner“ für die Gentechnologie im Süden.

Szenario 4: Anbau und Ver-
marktung von GVO in der EU
bei gleichzeitiger Markt-
abschottung gegen GVO-
Produkte aus dem Süden

Der Fall des Moratoriums in der EU
führt zum Anbau und zur Vermarktung von
GVO in Europa.
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Die EU ist offiziell offen für GVO-Im-
porte aus dem Süden, versucht aber in
den Produktbereichen, in denen die ein-
heimischen Erzeuger von einer Import-
konkurrenz betroffen sind, die technischen
Bedingungen für die Zulassung der GVO-
Importe zu nutzen, um technische
Handelshemmnisse aufzubauen.

Begünstigt wird diese Strategie von
zwei Aspekten:

1. Die potentiellen Exporteure sind auf
Grund der fehlenden gesetzlichen
Grundlagen (Kennzeichnung) in ihren
Ländern und der unzureichenden tech-
nischen Ausstattung (Analytik,
Rückverfolgbarkeit) nicht in der Lage,
die in der EU herrschenden Einfuhr- und
Zulassungsbedingungen zu erfüllen.

2. Die internationalen Standards der
Codex Alimentarius Kommission
(CAC) und des sogenannten Agree-
ment on the Application of Sanitary
and Phytosanitary Measures (SPS) wir-
ken im Sinne ihrer Protagonisten und
konfrontieren Erzeugern und Händler
im Süden mit Auflagen, die sie nicht
erfüllen können.

Die Tatsache, dass die EU-Gentechnik-
gesetze im Zusammenspiel mit den inter-
nationalen Standards marktabschottend
wirken und somit die Etablierung der
Gentechnologie im Süden behindern,
wird von den meisten Vertretern der Süd-
NGOs begrüßt. Gleichwohl gibt es Stim-
men, die auf die Ambivalenz dieser sonst
eigentlich CAC- und SPS-kritischen Ein-
stellung hinweisen.
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9. Zusammenfassung/
Schlusswort

Der Sinn oder Unsinn der Agro-Gen-
technik kann in der globalisierten Welt,
in der wir heute leben, auch nur auf
Grund einer globalen Analyse beantwor-
tet werden. Die Auseinandersetzung um
die Frage, ob die Gentechnik zum Bei-
spiel als möglicher Beitrag für die Hun-
ger- und Armutsbekämpfung nötig ist,
entscheidet sich zunehmend über die
Fragen der Möglichkeiten, diese Tech-
nik zu regulieren. Die USA und ihre Ver-
bündeten der Miami-Gruppe, die Regu-
lierungen nicht für notwendig halten und
das auch noch mit den Entwicklungs-
länderbedürfnissen begründen, geraten
mit ihrer Position langsam ins Hintertref-
fen. Die Entwicklungsländer übernehmen
eine sehr aktive Rolle bei der internatio-
nalen Standardsetzung. Dabei sind die
Erwartungen an die EU-Vorbildrolle ih-
rer Gentechnikregulierung hoch. Doch
die EU kommt dieser Erwartung nicht in
allen Fällen nach und versucht, durch
eine lückenhafte Regulierung bestimm-
ter Teilbereiche in letzter Minute doch
noch auf den fahrenden Zug der angeb-
lichen Zukunftstechnologie aufzusprin-

gen. Mit der Aufhebung des Defacto-
Moratoriums in der EU kann auch leicht
ein Damm brechen, denn viele Entwick-
lungsländer sind desorientiert und haben
sich nur auf Grund der relativ gentechnik-
kritischen Diskussion in der EU zurückge-
halten. Während jedoch die EU die Auf-
hebung ihres Moratoriums einigerma-
ßen vorbereitet hat, fehlt es den meisten
Entwicklungsländern – vor allem den är-
meren und weniger entwickelten – an
Rahmenbedingungen, um sich vor der
Flut der GVO-Importe und möglichen
Verschmutzung ihrer Landwirtschaft zu
schützen. Während selbst in der EU um-
stritten ist, ob angesichts des Fehlens kla-
rer Regeln die wirklichen Voraussetzun-
gen für eine Koexistenz zwischen gen-
technikfreier und gentechniknutzender
Produktion gegeben sind, sind besonders
die Entwicklungsländer von einer mög-
liches Aufhebung ihrer Moratorien völ-
lig überfordert. Der EU fehlt das Bewusst-
sein darüber, welche weltweite Signalwir-
kung von ihren rein auf die eigenen Be-
lange hin abgestellten Gesetze auf die
Entwicklungsländer ausgeht.
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Abkürzungsverzeichnis

Abkürzungsverzeichnis

CAC - Codex Alimentarius Commission

CBD - Convention on Biodiversity

CGIAR - Consultative Group on International Agricultural Research

EED - Evangelischer Entwicklungsdienst

FAO - Welternährungs- und Landwirtschaftsorganisation der UNO

GVO - gentechnisch veränderte Organismen

NGO - Non-Governmental Organisation

SPS - Agreement on the Application of Sanitary and Phytosanitary Measures

TNC - Trans-Nationale Konzerne

TRIPs - Trade-Related Intellectual Property Rights

WHO - Weltgesundheitsorganisation der UNO

WTO - Welthandelsorganisation
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Anhang I:

Aussagen von Frau Dr. Suman Sahai, Direktorin der indischen Gene Campaign

Zu den politischen Entwicklungen
zur Agro-Gentechnik in Europa
und in der Bundesrepublik

Die Entwicklungsländer betrachten mit
Sorge, dass im gleichen Zuge, wie die In-
dustriestaaten ihre Gentechnikgesetze
verabschieden, ihre eigenen rechtlichen
Spielräume immer mehr eingeschränkt
werden. Durch die jetzt eingeführten Re-
geln zur Koexistenz und Rückverfolgbarkeit
in der EU kommen Entwicklungsländer in
Zugzwang. Die EU hat bei der Konzipie-
rung ihrer Regelungen keine Rücksicht auf
die Konsequenzen und die Realitäten in
den Entwicklungsländer genommen. Mit
der EU-Regelung wird auch international
eine starke Vorgabe gemacht, mit der die
Entwicklungsländer größte Probleme ha-
ben werden.

Die Entwicklungsländer setzen ihre
Hoffnung auf Alternativen zu dem sehr
wenig regulierten US-Gentechnikansatz
in der Landwirtschaft. Die EU mit ihrer
politischen, ökonomischen und techni-
schen Stärke wäre geeignet, ein anderes
Rechtsmodell einzuführen und auch den
Entwicklungsländern anzubieten, das von
dem der USA abweicht. Darauf hoffen
viele Organisationen und Regierungen in
Entwicklungsländern. Eine gute Regu-
lierungsgrundlage in der EU würde auch
den Entwicklungsländern die nötige po-
litische Rückdeckung geben für eigenstän-
dige Regulierungssysteme, die ihren Be-
dürfnissen entsprechen.

In Indien sowie in den meisten anderen
Entwicklungsländern, in denen eine klein-
parzellierte, hochgradig diversifizierte
kleinbäuerliche Landwirtschaft vorherrscht,
ist eine strikte Trennung von GVO-Bestän-
den von GVO-freien Anpflanzungen tech-
nisch unmöglich. Die vorgeschlagenen
technischen Maßnahmen zur Koexistenz
und Rückverfolgbarkeit sind in den Ent-
wicklungsländern nicht umsetzbar. Es ist
grundsätzlich die Frage, ob Koexistenz und
Rückverfolgbarkeit die richtigen Wege
sind, um die Wahlfreiheit der Bauern und
Konsumenten im Süden zu gewährleisten.
Auch die Nach-Erntebehandlung, Weiter-
verarbeitung, der Handel und die Lage-
rung der Agrarerzeugnisse in den meisten
Entwicklungsländern macht eine strikte
Trennung sehr schwierig.

Die Agro-Gentechnik bietet im Mo-
ment keine Innovation an, die zur Hunger-
bekämpfung in den Entwicklungsländern
geeignet wäre. Dazu kommt, dass sie eine
sehr teuere Technik ist und das Saatgut
schwerlich für Kleinstbetriebe geeignet
und verfügbar sein wird. Die überaus vi-
rulente Gefahr der Auskreuzung und des
Genflusses unter tropischen Bedingungen
macht die Kontaminierungsgefahr noch
viel größer. Die Wahlfreiheit von GVO in
Entwicklungsländern ist praktisch nicht zu
gewährleisten.

Anhang I



59

Damit ist die Problematik der Koexi-
stenz bei Vorhandensein der Agro-Gen-
technik nicht nur ein ökonomisches Pro-
blem in Entwicklungsländern, sondern
auch ein menschenrechtliches Problem.

Die Gene Campaign verlangt von der
Bundesregierung: Bevor die Bundesregie-
rung das neue Gentechnikgesetz verab-
schieden wird, soll sie sich in einen Kon-
sultationsprozess mit allen Stakeholders
der Entwicklungsländer begeben. Im Mit-
telpunkt sollen die Fragen der Rück-
verfolgbarkeit und Koexistenz unter

Entwicklungsländerbedingungen stehen.
Wenn sich rausstellt, dass beides nicht
machbar ist soll die Bundesrepublik über-
legen, ob das Moratorium überhaupt auf-
gehoben werden darf. Sollte der beste-
hende Gesetzesentwurf mit der Aufhebung
des Moratoriums aber Realität werden,
sollte mindestens bei jeder Zulassung ei-
ner neuen GVO-Technik nachgewiesen
werden, dass die Koexistenz und Rück-
verfolgbarkeit technisch und ökonomisch
machbar ist, und das nicht nur unter den
Bedingungen der Industriestaaten, son-
dern auch der Entwicklungsländer.
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Einleitung: Globalisierung
neuer Rechtskonzepte

Gegensätzliche Ansichten über die Si-
cherheit und den Nutzen von GVO-Nah-
rung und -Pflanzen haben zur Polarisie-
rung über die Akzeptanz geführt. Die In-
teressengruppen, die Gentechnologie in
der Landwirtschaft wollen und von der Life
Sciences Industrie gestützt werden, wol-
len eine baldige Zulassung von GVO-
Pflanzen im Anbau. Ein ebenso großer
Widerstand von Gegnern der Gentechno-
logie setzt alle Hebel in Bewegung, um
die Genehmigung in ihren Ländern zu
verhindern.

Starke Ablehnung gentechnisch verän-
derter Nahrungsmittel auf Verbraucher-
seite – besonders in Europa und in Ja-
pan – ist dabei, sich auf viele Teile der
Welt auszuweiten. Ein handfester Han-
delskrieg ist bei der WTO zwischen den
USA und der EU wegen des EU
Moratoriums von GVO-Zulassungen aus-
gebrochen. Es gibt Bemühungen um eine
Lösung durch „Koexistenz“. Das Prinzip
besagt, dass GVO und Nicht-GVO-Pflan-
zen in derselben landwirtschaftlichen
Umgebung angebaut und strikt vonein-
ander getrennt werden können.

Plötzlich ist Koexistenz das überall auf-
tauchende Schlagwort; ein Konflikt-
lösungsversuch, der darauf abzielt, Platz
zu schaffen für beide Anbauarten in dem-
selben landwirtschaftlichen System. Es ist
beängstigend, dass Konzepte wie Koexi-
stenz, Kennzeichnung, Produktidenti-

fikation. Beständigkeit sowie Rückverfolg-
barkeit auch von Entwicklungsländern
einhalten müssen, wenn sie erst einmal
Rechtskonzepte in den Industrieländern
geworden sind.

Das Rechtsthema der GVO ist schon
internationalisiert worden durch das
Biosicherheitsprotokoll der Konvention
über Artenvielfalt und die Codex
Alimentarius Kommission. Haben Ent-
wicklungsländer überhaupt die technische
Möglichkeit, auf die die Industriestaaten
setzen, GVO von Nicht-GVO Pflanzen zu
trennen, die individuelle Identität jeder
Sorte zu erhalten, Verfahren einzuführen,
um Nahrungsmittel zurückzuverfolgen
von der Verkaufsstelle bis zum Bauernhof,
und aussagekräftige Kennzeichnung ein-
zuführen?

Der Anbau von GVO begann in Indi-
en mit der Einführung von BT-Baumwolle.
Einige Arten von transgenen Pflanzen-
sorten einschließlich Reis, Blumenkohl,
Kohl, Zuckermelone, Papaya und Erdnüs-
se sind in der Erforschung.

Indien hat sich in der Codex Alimen-
tarius Kommission für die Kennzeichnung
von GVO-Nahrungsmitteln eingesetzt, da
sein Verbraucherschutzgesetz den Ver-
brauchern das Recht einräumt zu entschei-
den, was sie essen wollen. Deshalb stellt
sich die Frage, ob Trennung von GVO und
Nicht- GVO Pflanzen möglich ist und ob
Identitätswahrung und Rückverfolgbarkeit
unter den Bedingungen in der indischen
Landwirtschaft aufrechterhalten werden
können.

Ist Koexistenz in Indien
möglich?
Dr. Suman Sahai, Gene Campaign, India
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Was bedeutet Erhalt der
Identität?

Wesentlich für die Koexistenz ist der
Grundsatz der strikten Trennung und
Identitätswahrung (IP=Identity Preser-
vation). IP ist ein Prozess oder ein System,
bei dem die Trennung und Identitäts-
kennzeichnung eines Produkts gewahrt
wird. Ein IP-System ist eine Methode der
strengen Kontrolle des Produktions- und
Lieferweges. Es werden Verfahren eines
wirksamen internen Trennungssystems
anwendet; die Überwachung, Inspektion,
Stichprobenerhebung und Testverfahren
sind einschlossen. Dabei geht es darum,
das Vorhandensein oder Fehlen von be-
stimmten Genkonstrukten sicher nachzu-
weisen oder auszuschließen. Als „Identi-
täts-sicher“ wird ein eine Feldpflanze be-
zeichnet, die unverkennbare Merkmale
hat, die vom Samen über alle Stadien der
Produktion und des Transports bis zum
Endverbraucher beständig sind.

Die Anbauer müssen sich an strikte
Anbau- und Handhabungspraktiken hal-
ten, einschließlich Trennung, Kontrollver-
fahren und Säuberung aller Geräte. Es
soll verhindert werden, dass andere Sor-
ten mit den GVO-Sorten vermischt wer-
den oder die Identität „verunreinigt“ wird.
Andere Beteiligte, die mit dem IP-Produkt
umgehen, es transportieren, behandeln
oder weiterverarbeiten, müssen ebenfalls
ein ähnliches Trennungssystem einhalten
und dokumentieren. Der Schlüssel zu ei-
nem IP-System ist die Rückverfolgbarkeit.

Nur dadurch wird für den Endverbrau-
cher sicher gestellt, dass das Produkte
seine einzigartige/individuelle Identität
beibehalten hat. Das Testen nur von Ernte-
proben genügt den Anforderungen des IP-
Systems nicht. IP muss ein System von
überprüfbaren Schritten beinhalten. Die
gesamte Kette mit ihren zu kontrollieren-
den Glieder ist in Darstellung 1 aufge-
führt.

Im Wert gesteigerte Produkte

Ein IP System erleichtert die Trennung
von Warensendungen von Saatgut oder
Ölsaaten, die man von anderen Lieferun-
gen auf Grund von morphologischen,
physiologischen oder anderen Charakte-
ristika unterscheiden kann. Diese Unter-
scheidung will man, weil ein bestimmter
Wert damit verbunden ist. Dieser Wert
kann beides sein: höherwertig auf Grund
einer genetischen Veränderung, oder weil
eine Ware GVO-frei ist.

Gegenwärtig liegt die Aufmerksamkeit
bei IP-Systemen zu GVO-Merkmalen. Aber
die langfristigen Möglichkeiten für IP-Pro-
dukte liegen allgemein auf Qualitäts-
managementsystemen von Nahrungsmit-
teln. Dabei ist es unerheblich ob es, sich
um herkömmliche oder transgene Züch-
tungen handelt.

IP bezieht sich heute auf grundsätzlich
3 unterschiedliche Agarprodukte: Die er-
ste sind Pflanzensorten mit einzigartigen
genetischen Merkmalen. Zum Beispiel
könnte dies nährstoffangereicherter Reis
sein, der mehr Eisen enthält, eine solche
Forschung ist kurz vor der Entwicklungs-
stufe. Oder es könnten Ölpflanze mit ei-
ner anderen Zusammensetzung von un-
terschiedlichen Ölen sein, wie z.B. Getrei-
de mit einem höheren Ölgehalt, modifi-
zierte Sonnenblumen und gewöhnlicher
Canola. Dies sind höherwertige landwirt-
schaftliche Produkte. IP würde notwendig
sein, um diese zusätzliche Qualität zu be-
wahren und keine Verbindung mit her-
kömmlichem Sonneblumenöl oder
Canola-Öl zuzulassen.

Die zweite Kategorie von landwirt-
schaftlichen Produkten, die Identitäts-
wahrung erforderlich macht, sind biolo-
gisch hergestellte Produkte. Bioprodukte
sind strikten Kontrollen unterworfen, um
eine Zertifizierung zu erlangen, und sie
müssen streng getrennt gehalten werden,
um höhere Preise zu erzielen, die Bio-
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lebensmittel erfordern. Wenn es zu
Kontaminierung mit nicht-biologischen
oder transgenen Pflanzen kommt, würde
der Status als Bioprodukt gefährdet sein.
Wenn die teuren Herstellungskosten bio-
logischer Ware nicht durch höhere Preise
abgedeckt werden, erleidet der Bauer ei-
nen Verlust.

Die dritte und bedeutsamste Anwen-
dung von IP-Systemen ist der Bezug zu
GVO. Dies sind die umstrittensten
Pflanzensorten momentan auf westlichen
Märkten, und sie werden es auch in zu-
nehmendem Maße auf den Märkten der
übrigen Welt sein. Das Recht des Verbrau-
chers, gentechnikfreie Lebensmittel zu

essen, hat zu der Forderung nach klaren
Trennungsregeln und zu einer damit ver-
bundenen Kennzeichnung geführt. Das
soll u.a. im Wesentlichen sicherstellen,
dass GVO Pflanzen nicht vermischt wird
mit anderen GVO Pflanzen.

Saatgutreinheit

Die erste Voraussetzung für das IP-Sy-
stem ist zertifiziertes Saatgut und äußer-
ste Reinheit. Dies kann nur sicher gestellt
werden in einem landwirtschaftlichen Sy-
stem, in dem zertifiziertes Saatgut den
Bauern frisch und neuzur Verfügung steht
für jeden Anbau, das heißt für die Aus-
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Darstellung 1: Notwendige Schritte zur Identitätswahrung
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saat in jedem neuen Anbauzyklus. Das ist
in Indien keineswegs gewährleistet.

Die Mehrheit der Bauern in Indien be-
treibt Nachbau, d.h. sie bewahren Saat-
gut aus ihrer Ernte auf für die nächste
Aussaat. Das gilt selbst für Hochertrags-
sorten, das ausschließlich Z-Saatgut ist.
Bevor jedoch das meiste Saatgut die Bau-
ern id.R. erreicht, ist es schon nachgebaut
und bearbeitet.

Es scheint ein weitverbreitetes Miss-
verständnis zu geben, dass Verkäufe von
einem Bauern zum anderen nur dann eine
Rolle spielen, wenn es sich um traditio-
nelle Sorten handelt. Aber das stimmt so
nicht ganz. Bauern in Indien tauschen und
verkaufen über weite Teile Indiens hinaus
nachgebautes Saatgut jeder Art. Nach
einigen Schätzungen werden tatsächlich
bis zu 85% des erforderlichen Saatgutes
in der indischen Landwirtschaft durch Ver-
kauf der Bauern untereinander gehandelt.

Deshalb muß ich das erste Fragezei-
chen bei der Umsetzung eines IP Systems
bezüglich der Machbarkeit der Reinheit
des Saatgutes anmelden Die große Mas-
se des Saatguts qualifiziert nicht für IP-
Systeme.

Die Saatgutreinheit würde dem Klein-
bauern unerträgliche finanzielle Belastun-
gen auferlegen. Sie sind nicht in der Lage,
die Kosten für neu zu kaufendes Saatgut
bei jeder Aussaat zu tragen. Die Verwund-
barkeit der Kleinbauern ist der Grund
dafür, dass Indien das Patentsystem beim
WTO/TRIPS Abkommen nicht akzeptiert
hat, weil das Patentsystem dem Patentin-
haber erlaubt, den Neukauf des Saatgu-
tes in jeden Saison zu erzwingen. Wofür
sich Indien stattdessen entschied, ist ein
eigenes – sog. „sui generis“ - System.
Unser Gesetz sieht starke Rechte für die
Bauern vor. Es erlaubt dem Bauern, wei-
terhin Saatgut von einem anderen Bau-
ern zu kaufen und patentgeschütze Sor-
ten nachzubauen und weiterzuvertreiben.

Anbaubedingungen

Die nächste Stufe des IP Systems be-
trifft die Art der vorbereitenden An-
baumaßnahmen. Um für ein IP System
geeignet zu sein, darf das Saatbeet im
vorherigen Jahr nicht bebaut worden sein,
da das Kontamination zur Folge haben
könnte, entweder durch Unkraut oder
Durchwuchs der letzten Ernte. Das IP-Sy-
stem würde in bestimmten Fällen einen
bestimmten Fruchtwechsel über mehre
Jahre hinweg vorschreiben. Dieses Vorge-
hen scheint unter den Bedingungen der
Landwirtschaft in Indien unmöglich zu
sein , wo Unkraut nicht vernichtet, sondern
in anderer Weise von den Dorfgemein-
schaften verwertet wird – zum Beispiel als
Futter oder als Heilpflanze. Vorgeschrie-
bene Fruchtwechselsysteme sind in Indi-
en kaum durchsetzbar. Fruchtwechsel
folgt seiner eigenen Dynamik, von Regi-
on zu Region unterschiedlich, entspre-
chend den Mitteln, die den Bauern zur
Verfügung stehen. Angesichts der Tatsa-
che, dass die meisten Bauern Kleinbau-
ern sind mit begrenzten Mitteln, ist Frucht-
wechsel abhängig von einer Vielzahl von
Faktoren: z.B. die Verfügbarkeit von Saat-
gut, die Möglichkeit einen Kredit zu be-
kommen, Zugang zum Markt.

Dokumentationsbedingungen

Zusätzlich zur strengen Saatbeet-
bereitungen, müssten die Bauern für die
IP Zertifizierung genau Buch führen und flur-
stücksgenaue Feldkarten erstellen, so dass
die Entstehungsgeschichte der Kultur zu-
rückverfolgt werden kann. Die meisten in-
dischen Bauern haben äußerst kleine Par-
zellen; Flurkarten und Katasterregister sind
nicht vorhanden oder ungenau.

Die Alphabetisierungsrate ist niedrig
und viele traditionelle Bauern, die ihr
Handwerk vielleicht bestens verstehen ,
würden es schwierig finden, diese Art von
Aufzeichnungen machen zu müssen. Die-
se Maßnahme, gängig im agrar-
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industriellen Kontext , ist der Agrarkultur der
Entwicklungsländer fremd. Im Falle der Bt
Baumwolle wurde zum Beispiel beobach-
tet, dass die Einrichtung einer 20%-igen
Rückzugsfläche für Schädlinge, die nicht mit
BT-Baumwolle bebaut sein darf, für die Bau-
ern sehr schwierig zu verstehen war. Das
Konzept von Resistenzmanagement und
der Gebrauch von zielgenauen Pestiziden
ist komplex und fremd; sie können dem in-
dischen Bauern nicht gerecht werden . Nie-
mand hat den Bauern außerdem versucht
beizubringen, wie man Rückzugsgebiete für
Schädlinge einrichtet und warum sie für die
Aufrechterhaltung der Schädlingsresistenz
notwendig sind.

Mögliche Quellen der
Verunreinigung

Angefangen mit dem Samen, kann die
Identitätswahrung an vielen Stellen bei
der Produktion von IP-Pflanzen beein-
trächtigt werden. Alle diese Stufen sind
sehr anfällig für Verunreinigung unter in-
dischen Anbaubedingungen.

Ursprung des Saatguts:
Es ist sehr wichtig bei der IP-Produkti-
on eine niedrige Toleranzschwelle für
Sortenreinheit bei dem ursprünglichen
Saatgut festzulegen.

Anforderungen an den Boden:
Verunreinigung kann passieren durch
die Wahl des Feldes. Durchwuchs von
vorheriger Ernte könnte zu Verunreini-
gung oder Kreuzbefruchtung führen.

Trennung:
Mit der Nähe zu anderen Sorten wird
schon allein durch ungenaue Kontrol-
le der Erntegeräte Vermischungen ver-
ursacht.
Regen während der Wachstumsphase
kann Pflanzen anderer Sorten aus der
Nähe verschieben. Bei der Auskreu-
zung können Pollen von angrenzenden
Feldern Feldergrenzen überschreiten.

Aussähen:
Mechanische Vermischung von Saat-
gut kann in der sehr frühen Pflanzphase
geschehen.

Ernte:
Erntegeräte müssen nach der Verarbei-
tung jeder Sorte gründlich gereinigt
werden. Das schließt den Drescher und
jegliche andere Gerätschaften ein, die
bei der Bearbeitung und dem Trans-
port des Getreides benutzt wurde. Vor-
sichtig muss auch man sein beim Dre-
schen, wenn sich der Dreschplatz in der
Nähe von anderen bestellten Feldern
befindet.

Lagerung:
Lagereinrichtungen müssen vollstän-
dig gereinigt werden. Das gilt sowohl
für die Geräte wie auch die Getreide-
silos.

Transport und Handhabung der Ernte:
Wenn das IP Produkt zum nächsten
Glied der Nahrungsmittelkette ge-
bracht wird, ist auf jeder Stufe der Wei-
terverarbeitung und Handhabung die-
selbe Sorgfalt nötig, wie auf der Ebe-
ne der Landwirtschaft.

Berücksichtigung bei der Gestaltung
der Gerätschaften:
Bei Geräten, die zum Anbau, der Ern-
te, dem Umgang, dem Transport, der
Lagerung, der Reinigung und Weiter-
verarbeitung des IP-Saatguts benutzt
wird, ist es sinnvoll schon bei der Kon-
struktion solcher Geräte darauf zu ach-
ten, dass sie leicht zu reinigen sind. Kein
Gerät reinigt sich selbst. Es gibt viele
Stellen, wo Samen und anderes
Pflanzenmaterial im Gerät stecken
bleiben können.

Abstandsregeln

Diese Art der strikten Trennung zur Er-
haltung der Reinheit ist unter indischen
Verhältnissen im Grunde nur möglich,
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wenn eine Region geschlossen eine ein-
zige Getreideart bzw.- sorte für die IP-
Zertifizierung anbaut. Sonst ist es unaus-
weichlich, dass Nachbarn Verursacher
von Verunreinigung werden. Eine soziale
Spannung unter den Bauern ist vorpro-
grammiert. Räumliche Trennung solchen
Saatguts scheint schwer zu erreichen zu
sein. Notwendige Isolierungsabstände für
solches Saatgut sind von Pflanze zu Pflan-
ze unterschiedlich, je nach Pflanzenart,
der zeitlichen Übereinstimmung der
Wachstumsphasen, der Menge der Pol-
len und ihre Robustheit und den Wetter-
bedingungen, die den Pollenflug beein-
flussen. Trennungsabstände müssen ver-
schieden sein für Pflanzen mit Selbstbe-
fruchtung oder Fremdbefruchtung.

Während selbstbefruchtendes Getrei-
de wie Weizen und Reis weniger Abstand
brauchen, würden Arten mit Fremd-
befruchtung, wie zum Beispiel Senf, einen
Abstand von bis zu 4 Kilometern brau-
chen; bei Bienenflug sogar bis 20 km.
Dies würde bedeuten, dass ein Bauer,
wenn er eine IP-Zertifizierung für sein Senf-
feld will, sicher stellen müßte, dass alle
Bauern in einem Umkreis von 3 bis 4 Ki-
lometern auch die gleiche IP-Zertifizierung
anstreben oder keinen Senf anbauen. Das
ist ein unvorstellbares Szenario für Indi-
en.

Im Falle von sich selbstbefruchtendem
Getreide wie Weizen und Reis besteht die
Aufgabe der Trennung hauptsächlich dar-
in, mechanische Vermischung zu vermei-
den, obwohl man auch hier ein gewisses
Ausmaß an Kreuzbefruchtung einkalkulie-
ren muss. Zur Auspflanzzeit ist es z.B. sehr
leicht möglich, dass Bündel von Setzlin-
gen durch die Frauen, die sie im Saat-
beet einpflanzen, vertauscht werden. Ver-
mischung von Saatgut war für die Bauern
bisher nie ein Problem, denn es ist etwas,
was ständig und mit Bedacht geschieht;
Saatgutmischungen werden in der tradi-
tionellen Landwirtschaft angestrebt.

Die nächste Stufe ist der Anbau des
Getreides. Bild 2 zeigt, wie die Pflanzen
der beiden Nachbarn der angrenzenden
Feldern bis zur Berührung der Kulturen am
Feldrand bebaut sind. Die Kulturen ragen
in das jeweils andere Feld über.

Vermischung ist auch unvermeidbar
bei der Ernte. Die Ernte von Weizen und
Reis geschieht in Indien auf zwei Arten.
Meistens wird von Hand geerntet und
gedroschen. In bestimmten Gebieten von
Punjab und Uttar Pradesh, wo die Bau-
ern reicher sind, hat der Mähdrescher Ein-
gang gefunden. Wird der Reis manuell
gedroschen wird, werden die Garben zum

Bild 1: Indische Bauern, Feld an Feld
Dreschen und Trennung

Bild 2: Indischer Dorfdreschplatz: ein Hort der Ver-
mischung
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Dreschplatz gebracht. Dreschplätze sind
gewöhnlich gemeinschaftlich genutzt. Da
wird nicht nur gedroschen, sondern die
Leute bewahren dort auch Teil ihrer Ernte
auf. Es ist gut möglich, dass zwei oder drei
Bauern ihr Korn gleichzeitig dreschen. (sie-
he Bild 3) Mechanische Vermischung auf
dieser Stufe ist nicht nur möglich, sondern
praktisch unausweichlich. Weiterhin be-
steht die Gefahr der Vermischung bei Ver-
packung und Lagerung des Korns.

Bild 3: Mechanische Ernte und gemeinsamer
Abtransport

Bild 4: Inspektion an den staatlichen Getreideer-
fassungsstellen

Auch im Falle des Mähdreschers be-
steht eine große Wahrscheinlichkeit der
Vermischung, da indische Felder klein
sind und der Mähdrescher mindestens 10
Felder am Tag unterschiedlicher Bauern
aberntet. Mähdreschen ist ein fortlaufen-
der Prozess von Feld zu Feld, ohne dass
der Mähdrescher zwischendrin gereinigt
werden kann. Bild 3 von der Reisernte in
Punjab zeigt ein Beispiel einer mechani-
schen Ernte. Drei oder vier Bauern haben
ihr Getreide mit dem Mähdrescher ern-
ten lassen. Ihre Ernte wird anteilsmäßig
aufgeteilt, verladen und zur zentralen An-
nahmestelle gebracht. Auch der Transport
der Körner vom Feld zum Getreidesilo
wird von den Bauern gemeinsam betrie-
ben, ohne Trennung der Ware.

Auf den Wegen der
Vermarktung

Nach dem Dreschen werden einige
Körner für den privaten Verbrauch zurück-
behalten. Der Rest kommt in den Handel.
Er kann an Reismühlen gehen, exportiert
werden oder von der Regierung aufge-
kauft und verteilt werden. Reis und Wei-
zen werden auch von Regierungs-
agenturen wie der Food Corporation of
India weiterverkauft. Dieses Regierungs-
programm hat zwei Ziele. Das eine be-
steht darin, einen gewissen Vorrat anzu-
legen, so dass im Fall des ausbleiben-
den Regens oder einer Naturkatastrophe
kurzfristig Nahrungsmittel in die betrof-
fenen Regionen geschickt werden können.
Indien hat eine Tradition an Vorratshal-
tung seit der Grünen Revolution, die eine
überschüssige Getreideproduktion mög-
lich machte. Das zweite Ziel des staatli-
chen Getreideaufkaufs- und -verteilungs-
systems ist es, einen Vorrat für das öffent-
liche Verteilersystem PDS (PDS= Public
Distribution System) anzulegen. PDS ist
ein Netzwerk von Verteilerstellen im gan-
zen Land, das subventionierte Lebensmit-
tel an die Armen verkauft.
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In Bild 4 kann man erkennen, wie Ge-
treide aus verschiedenen Gebieten an den
Erfassungsstellen zum Zwecke der Inspek-
tion aufgehäuft wird. Auch hier wird kei-
ne Trennung vorgenommen und Vermi-
schung jeglicher Art ist unvermeidbar.

Die Zentrale Lagergesellschaft (CWC
=Central Warehousing Corporation)
erfasst das Getreide auf ihren Sammel-
plätzen, von wo es für das öffentliche
Verteilersystem in jeden Bundesstaat ge-
schickt wird. Eine gewisse Menge wird
zurückbehalten als Rücklage für schlech-
te Zeiten. Lagerung und Transport von
großen Mengen von Getreide muss in die-
sem System unter ziemlich schlechten Be-
dingungen erfolgen. Die Getreideproduk-
tion ist umfangreicher geworden, aber
die Lagerungsmöglichkeiten sind nicht in
entsprechendem Umfang erweitert wor-
den – die CWC muss Lagerflächen an-
mieten. Die CWC ist gezwungen, große
Mengen an Vorräte im Freien unter sehr
einfachen Bedingungen zu lagern, nur
abgedeckt mit wasserdichten Planen.
(Bild 5)

Tatsächlich gibt die Ernährungs-
behörde Indiens zu, das sie nicht einmal
hochwertigen Malwa-Weizen, der ein
Hartweizen ist und ungefähr 13% Protein
enthält, von den normalen Weizenarten
trennen kann, die nur 9 – 10% Protein
enthalten. Sogar der hochwertige und teu-
rere Hartweizen mit höherem Protein-
gehalt wird während der Zeit des Aufkaufs
und der Verteilung vermischt, weil nur so
das landwirtschaftliche Versorgungs-
system zur Zeit funktioniert. Wie schwie-
rig dürfte es dann sein, die Trennung von
GVO und Nicht-GVO Getreide durchzu-
führen.

Was bedeutet Kennzeichnung unter Be-
dingungen der Vermarktung, wie sie in
Indien typisch sind? Bilder 6 und 7 zei-
gen, wie Nahrung vermarktet wird, sowohl
im Groß- als auch im Einzelhandel.

Bild 5: Öffentliche Lagerhaltung von Indiens
Getreideüberschüssen

Bild 6: Verkaufsstelle für Getreide im Großhandel

Bild 7: typische indische Markthalle für Lebensmittel
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Lebensmittelkennzeichnung ist mög-
lich, wenn die Lebensmittel im Super-
markt gekauft werden, wo einzelne Pak-
kungen als „genetisch verändert“, „bio-
logisch“ oder „ nicht genetisch verändert“
gekennzeichnet werden können. In Indi-
en und in vielen anderen Entwicklungs-
ländern wird der geringste Teil der Le-
bensmittel in Supermärkten gekauft. In
Indien werden die meisten Lebensmittel
beim Händler gekauft, der große Men-
gen Lebensmittel in offenen Säcken oder
offenen Kanistern aufbewahrt. Der Ver-
braucher kauf sie offen, nicht als verpackte
Ware. Der Händler hat wahrscheinlich 10
verschiedene Arten von Reis, vielleicht 10
verschiedene Gemüsesorten und mehre-
re Ölsorten im Angebot, die alle in gro-
ßen Behältern nebeneinander stehen.
Unter den 10 Reissäcken gibt es ständig
eine mechanische Vermischung. Diesel-
be Kelle wird vielleicht benutzt, um den
Reis aus verschiedenen Säcken abzufül-
len, und dieselben Waagen werden be-
nutzt, um ihn abzuwiegen.

Schlußfolgerung

Obwohl Indien beim Codex
Alimentarius die Position vertreten hat,
dass es genetisch veränderte Lebensmit-
tel kennzeichnen will und das indische
Verbraucherschutzgesetz dem Verbrau-
cher das Recht zugesteht, die Art der Le-
bensmittel auszuwählen, die sie oder er
will, wird eine Kennzeichnung sehr schwer
durchzuführen sein. Auch wenn sie durch-
geführt wird, wäre sie für 90% der Ver-
braucher ohne Bedeutung, da sie mit der
Unterscheidung von genetisch und gene-
tisch nicht verändertem Getreide über-
haupt nichts anfangen können.

 In Entwicklungsländern wie Indien, wo
landwirtschaftliche Praktiken ganz anders
sind als im Westen, würden die Kosten für
die Durchführung eines solchen
Trennungssystems mit der Garantie der
Rückverfolgbarkeit die Landwirtschaft so
teuer machen, dass sie für die meisten
Bauern und Verbraucher nicht mehr er-
schwinglich wäre. Von Zeit zu Zeit Stich-
proben nehmen und auf den verschiede-
nen Anbaustufen zu untersuchen, wie hoch
die Belastung mit fremden
Genkonstrukten ist, wäre auch schwierig,
teuer und schwer zu organisieren. Für die-
se Vorgänge wären technisch sehr versier-
te Arbeitskräfte und Fachleute erforderlich
wären. Für diese Kosten als auch für Ko-
sten im Falle einer Kontamination – und
die ist fast sicher bei den landwirtschaftli-
chen Bedingungen in Indien – könnten die
Kosten unmöglich von den Bauern getra-
gen werden; der haftungsfall würde gro-
ßes Leid bedeuten.

In Anbetracht der Kosten, die die
Durchführung von IP mit sich bringen wür-
de, beginnt sich die Erkenntnis durchzu-
setzen, dass die in den Vereinigten Staa-
ten erhobenen Schätzungen nicht reali-
stisch waren, und dass die Kosten von IP
in starkem Maße unterschätzt wurden.

Besonders in Entwicklungsländern sind
die Kosten der Durchführung so enorm,
dass die Nahrungsversorgung tatsächlich
gefährdet wäre, wenn das System einge-
führt würde.

Anders ausgedrückt, Koexistenz kann
in Indien nicht durchgeführt werden.
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